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Vorrede. 


Die  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  ihrem 
staatsrechtlichen  und  politischen  Gehalte  nach  zu  prüfen, 
ist  dem  Schreiber  der  folgenden  Blätter  als  ein  der  Mühe 
nicht  unwerthes  Unternehmen  erschienen.  Indem  er  sich 
dieses  Ziel  steckte,  glaubte  er  demselben  lediglich  auf 
dem  Wege  wissenschaftlicher  Erörterung  nachgehen  zu 
dürfen.  Daher  war  er  bestrebt  sein  Urtheil  unabhängig 
von  den  Meinungen  unserer  politischen  Tagesparteien  zu 
gestalten.  Zwar  verkennt  der  Verfasser  nicht,  dass  mit 
dieser  Freiheit  des  gewählten  Standpunktes  seine  Aufgabe 
erheblich  an  Schwierigkeit  gewinnen  musste.  Aber  um 
so  weniger  werden  ihm,  falls  sich  ergibt,  dass  mit  der 
Lust  an  ihrer  Lösung  die  eigene  Kraft  in  Widerspruch 
gestanden  hat,  nachsichtige  Beurtheiler  fehlen. 

Das  Material,  welches  für  die  nachfolgenden  Be- 
trachtungen verwerthet  worden  ist,  darf  der  Verfasser 
als  ein  hinlänglich  bekanntes  voraussetzen.  Nur  das  Eine 
ist  zu  bemerken,  dass  aus  den  deutschen  Reformprojekten 
früherer  Jahre  folgende  se^shs  zur  Vergleichung  mit  dem 
Verfassungswerke  des  Jahres  1867  herangezogen  sind: 


I.  Verlassungsentwurf  der  siebzehn  Männer  des  öffent- 
lichen Vertrauens,  vom  27.  April  1848,  gedruckt  u.  a. 
bei  C.  Weil,  Quellen  und  Aktenstücke  zur  deutschen 
Verfassungsgeschichte,  Berlin   1S50,  p.   109. 

II.  Verfassung  des  deutschen  Reichs  vom  28.  März 
1849. 

III.  Verfassung  des  deutschen  Reichs  vom  26.  Mai 
1849  (im  folgenden  citirt  als  Lnionsverfassung  vom 
26.  Mai  1849;  nebst  der  Denkschrift  der  verbündeten 
Regierungen  vom  11.  Juni  1849  und  der  Additionalakte 
vom  26.  Februar  1S50,  sämmtlich  gedruckt  bei  Weil 
1.  1.  p.   17.^. 

IV.  Münchener  Uebereinkunft  vom  27.  Februar  1850 
(das  sog.  Vierkönigsbündniss),  gedruckt  bei  Weil  1.  1. 
p.  251. 

V.  Sächsisches  Reformprojekt  vom  15.  Oktober  1861, 
dessen  preussischerseits  erfolgte  Beantwortung  vom  20.  De- 
cember  1861  die  identischen  Noten  Oesterreich's  und  der 
Mittelstaaten  vom  2.  Februar  1862  hervorrief.  Der  ge- 
sammte  Depeschen  Wechsel  ist  gedruckt  bei  Aegidi  und 
Klauhold  Staatsarchiv,  I,  397.  II,  1—21.  115—159. 
211—217. 

VI.  OesterreichischesBundesreforuiprojekt  vom  1 7.  Au- 
gust 1863. 

Königsberg.  Ostern  1868. 

Der  Verfasser. 


Wie  man  auch  über  den  begrifilichen  Unterschied 
des  Staatenbundes  vom  Bundesstaate  denken  möge,  un- 
zweifelhaft wird  man  das  wesentliche  Moment  desselben 
immer  nur  in  der  Art  der  Wirksamkeit  suchen  müssen, 
welche  die  von  einer  Mehrheit  verbundener  Staaten  ein- 
gesetzte Bundesgewalt  zugewiesen  erhält.  Im  Staaten- 
bunde belässt  die  Bundesgewalt  dem  Einzelgliede  den 
vollen  Inhalt  der  Souveränetät,  um  nur  deren  Ausübung 
an  ihre  Beschlüsse  zu  binden;  im  Bundesstaate  entzieht 
sie  ihm  einen  Theil  der  Hoheitsrechte  selbst.  Im  Staa- 
tenbunde verpflichtet  sie  nur  die  verbündeten  Regierun- 
gen ;  im  Bundesstaate  gewinnt  sie  eine  Herrschaft  über 
das  Volk  unmittelbar.  Dagegen  ist  der  Inhalt,  der  Um- 
fang ihrer  Wirksamkeit,  die  Formation  ihrer  Organe, 
die  Betheiligung  einer  Volksvertretung  daran  für  die 
Frage,  ob  eine  Föderation  rechtlich  als  Staatenbund,  ob 
als  Bundesstaat  aufzufassen  sei,  ganz  ohne  Belang. 

Hienach  aber  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dass 
der  am  l.  Juli  1867  durch  22  deutsche  Staaten  consti- 
tuirte  norddeutsche  Bund  als  wahrer  Bundesstaat  zu  gelten 
hat.  Die  wichtigsten  Funktionen  des  staatlichen  Lebens 
sind  seitens  der  Einzelregierungen  auf  die  Bundesgewalt 
übertragen  worden,  welche  dieselben  kraft  eigenen 
Rechts  durch  eigene  Organe  ausübt. 

V.   Martitz,    Verfassung  d.  nordd.  Bundes.  1 


Dem  Bunde  steht  zunächst  eine  gesetzgebende  Ge- 
walt zu.  Vermöge  ihrer  erlässt  er  Gesetze  und  Verord- 
nungen, welche  ihre  verbindliche  Kraft  durch  Verkün- 
digung von  Bundeswegen  erhalten. 

Der  Bund  besitzt  sodann  eine  vollziehende  Gewalt, 
Gemäss  derselben  ist  er  befugt,  die  Ausführung  und  Be- 
folgung der  Bundesgesetze,  ja  sogar  auch  gewisser  Lan- 
desgesetze, sei  es  selbst  zu  übernehmen,  sei  es  zu  über- 
wachen. Er  übt  demnach  Gerichtsbarkeit.  Er  hat  ferner 
die  laufende  Verwaltung  und  trifft  Einzelmassregeln  zur 
Durchführung  der  bundesgesetzlichen  Normen.  Er  hat 
endlich  das  Recht  der  Oberaufsicht  und  auf  Grund  der- 
selben die  Befugniss,  theils  ex  officio  theils-auf  Antrag 
der  Interessenten  die  Ausführung  der  Bundesgesetze  im 
allgemeinen,  gewisse  Institute  im  besondern  zu  überwachen. 

Dem  Bunde  hat  man  demnächst  auch  jene  dritte 
Seite  der  Staatsthätigkeit  eröffnet,  die  sich  zwar  inner- 
halb der  gesetzlichen  Normen  zu  bewegen  hat,  aber  nicht 
damit  sich  begnügt,  die  Gesetze  zu  vollziehen,  sondern 
nach  freier  Erwägung  des  Nützlichen  und  Nothwendigen 
verföhrt:  die  ferner  niemals  generelle  Normen  erlässt, 
sondern  nur  immer  sich  in  speciellen'Verfügungen  äussert. 
Diese  dem  Bunde  gleichfalls  eröffnete  Funktion  der 
Staatsgewalt  sei  im  folgenden  '  als  regierende  Gewalt 
bezeichnet,  Kraft  ihrer  hat  der  Bund  das  jus  belli  et 
pacis,  führt  er  den  völkerrechtlichen  Verkehr,  schliesst 
er  Staatsverträge  ab,  welche  die  Bundesangehörigen  un- 
mittelbar berechtigen  und  verpflichten,  gründet  er  An- 
stalten und  trifft  Vorkehrungen  zur  Pflege  der  Wohl- 
fahrt des  A^olks,  stellt  er  Beamte  an. 


'   Nach  dem   Vorgange  E.  W.  A  Ib  recht"  s.  - 


Soweit  demnach  diese  dreifach  zu  gliedernde  Com- 
petenz  der  Bundesgewalt  sich  erstreckt,  bildet  der  nord- 
deutsche Bund  ein  einheitliches  Staatsgebiet,  gelten  die 
Bürger  der  einzelnen  Bundesstaaten  als  Angehörige  eines 
Staatsganzen.  Symbolisch  zeigt  dieses  die  einheitliche 
Flagge  der  norddeutschen  Marine  an. 

Zum  ersten  Male,  soweit  unsere  geschichtliche  Kennt- 
niss  zurückreicht,  ist  im  norddeutschen  Bunde  das    poli- 
tische Problem  der  Zusammenfügung  monarchisch  regier- 
ter Staaten  in  einen  Bundesstaat  zu  lösen  versucht  wor- 
den.    Der  Gedanke,  dass  nur  ein    solcher   die  angemes- 
sene Form  für  die  Wiederherstellung  staatlicher  Einheit 
in  Deutschland  abgeben  könnte,  hat   bei   dem  deutschen 
Volke  unter  dem  gewaltigen  Eindruck  der  zu  einer  Welt- 
macht   erwachsenen    nordamerikanischen  Union    in    der 
nationalen  Bewegung  des  Jahres    1848  feste  Wurzel  ge- 
fasst.     Doch  scheiterten  die  darauf  gegründeten  Projecte, 
von  denen  nur  eins,    die    provisorische   Centralgewalt  in 
der  Person    des    Erzherzog-Reichsverwesers    zu    kurzer 
Geltung  gelangte,  theils  daran,  dass  sich  mit  der  natio- 
nalen  Bewegung   eine  revolutionäre   verband,   theils   an 
der  Politik    des    österreichisclien   Kaiserstaates,  welcher 
in  der  staatlichen  Consolidirung  des  ausserösterreichischen 
Deutschlands  eine  Schädigung  eigener  Interessen  sehen  zu 
müssen  glaubte,  und  eine  solche  theils  direkt,  theils  durch 
Aufstellung  von  Gegenprojekten  zu  hintertreiben  suchte.  Je 
mehr  aber  unter  dem  achtzehn  Jahre  hindurch  fortgesetzten, 
erbitterten  Kampf  dieser  Tendenzen    die  politische  Lage 
Deutschlands    sich   zu  wahrer  Unerträglichkeit  steigerte, 
desto  gewichtiger  wurden   die  Bedenken,   ob  eine  blosse 
Bundesstaatsverfassung    bereits    hinreichen    würde,    die 
tiefe  Sehnsucht  Deutschlands  nach  staatlicher  Einheit  zu 
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erfüllen;  ob  überhaupt  ein  von  Monarchieen  zu  bildender 
Bundesstaat  irgendwelche  Aussicht  und  Garantie  der 
Dauer  und  Festigkeit  in  sich  tragen  könnte,-  Und  diese 
letzte  Frage  wurde  von  den  Stinunführem  aller  politi- 
schen Parteien  in  Deutschland  mit  zunehmender  Gewiss- 
heit verneint.-  Allgemein  war  man  der  Ansicht,  dass 
seitens  der  deutschen  Fürsten  eine  freiwillige  Aufopfe- 
rung von  Hoheitsrechten  nicht  zu  erhoffen  sei  und  ein 
gewaltsam  begründeter  Bundesstaat  schon  in  sich  den 
Keim  des  Zerfalles  tragen  müsste.  Man  machte  darauf 
aufinerksam,  dass  eine  Bundesstaatsverfassung  die  denk- 
bar complicirteste  sei  und  die  fortwährende  Friction  der 
Centralgewalt  und  ihrer  repräsentativen  Organe  mit  den 
Einzelregierungen  und  deren  Ständen  jede  Anspannung 
nationaler  Kraft  paralysiren  möchte.  Man  hob  hervor, 
dass  der  Bundesstaat  nur  immer  da  indicirt  sei,  wo  bei 
voll  durchgeführtem  Selfgovemment  der  Einzelstaaten 
geringe  Anforderungen  an  die  Thätigkeit  einer  Gesammt- 
staatsgewalt  gemacht  werden,  während  Deutschland  in 
beiden  Beziehungen  das  gerade  Gegentheil  aufweise. 
Endlich  fiel  der  Grund  ins  Gewicht,  dass  ein  Bundes- 
staat, sollte  er  irgendwie  haltbar  sein,  nur  immer  bei 
ungetahrer  Gleichheit  seiner  einzelnen  Glieder  gedacht 
werden  könne,  während  schon  in   dem   blossen  Vorhan- 


2  Von  wissenschaftlichen  Politikern  sprachen  sich  hierüber 
aus:  Stahl,  die  deutsche  Reichsverfassung  (2.  Auflage,  1849), 
p.  24.  Desselben  Rechts-  und  Staatslehre,  11.  Abth.  (1856), 
Vorrede  p.  XTTT,  XV.  Desselben  17  pari.  Reden  (1862),  p.  142, 
151.  Robert  v.  Mohl,  Lit.  der  Staatswissenschaften  I,  515. 
Desselben  Encyldopädie  der  Staatswissenschaften,  §  103.  Des- 
selben Völkerrecht,  Staatsrecht,  Politik  I,  372,  378,  ü,  55.  313. 
G.  Waitz,  Politik  p.  213  flf.  Heinrich  v.  Treitschke  histor. 
und  polit.  Aufsätze  (2.  Auflage  1865),  p.  481  ff. 


densein  von  präponderirenden  Mächten  eine  der  Union 
feindliche  Tendenz  liege. 

Nichtsdestoweniger  hat  die  preussische  Regierung 
das  Programm  der  Umwandlung  Deutschlands  aus  einem 
Staatenbunde  in  einen  Bundesstaat,  das  König  Friedrich 
Wilhelm  IV.  am  18.  März  1848  proclamirt  hatte,  unter 
den  verschiedensten,  durch  die  jeweilige  politische  Situa- 
tion gebotenen  Formen  dauernd  festgehalten.  Der  Aus- 
gang des  Krieges  von  1866  ermöglichte  seine  Ausfüh- 
rung. Indem  Preussen  den  deutschen  Bund  von  1815 
zur  Auflösung  brachte,  ging  es  von  der  Anschauung  aus, 
dass  der  vorhandene  Bestand  an  Einzelstaaten  nebst  den 
für  dieselben  begründeten  Souverainetätsrechten,  wenn 
möglich,  aufrecht  zu  erhalten  sei.  Und  demgemäss  wurde 
eine  Bundesstaatsverfassung  als  das  genügende  Mass  zur 
Herstellung  eines  nationalen  Gemeinwesens  erachtet. 

Es  erhebt  sich  sonach  die  Frage :  Gewährt  die  nord- 
deutsche Bundesverfassung  des  1.  Juli  1867  begründete 
Aussicht  darauf,  dass  sie  ein  dauerndes  staatsrechtliches 
Verhältniss  Air  Deutschland  bilden  wird?  Die  Antwort 
auf  diese  Frage  wird  sich  aus  staatsrechtlicher  und  poli- 
tischer Erwägung  des  durch  jene  Verfassung  herbeige- 
führten öfientlichen  Rechtszustandes  zu  ergeben  haben. 
Und  diese  Erwägung  wird  ein  doppeltes  ins  Auge  fassen 
müssen.  Sie  wird  zunächst  zu  prüfen  haben,  in  wiefern 
diffch  die  Bundesverfassung  dem  nationalen  Ideale  des 
Volks  entsprochen,  demnach  eine  Vertretung  der  natio- 
nalen Interessen  erreicht  wird;  sodann  wird  zu  erörtern 
sein,  in  wieweit  die  Bundesverfassung  dem  Freiheitsideal 
des  Volks  genügt,  also  eine  Betheiligung  des  Volks  bei 
Leitung  der  Bundesangelegenheiten  verwirklicht.  Jener 
erste  Punkt   fällt   zusammen   mit    der   Frage   nach   For- 
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mation  der  Bundesgewalt;  dieser  letzte  mit  der  nach  der 
Stellung  des  norddeutschen  Parlaments. 

I. 

Die  Formation  der  Bundesgewalt. 

Die  norddeutsche  Bundesverfassung  tritt  uns  in  Ge- 
stalt eines  Vertrags  entgegen,  den  22  deutsche  Regie- 
rungen miteinander  zum  Schutze  des  Bundesgebiets,  des 
darin  giltigen  Rechts,  sowie  zur  Pflege  der  Wohlfahrt 
des  deutschen  Volks  geschlossen  haben.  Demgemäss 
kann  staatsrechtlich  kaum  eine  grössere  Anomalie  erdacht 
werden,  als  die  in  dem  Schlussartikel  der  Verfassungs- 
urkunde  enthaltene  Bestimmung,  wonach  der  Eintritt 
süddeutscher  Staaten  in  den  Bund  im  Wege  der  Bundes- 
gesetzgebung zu  erfolgen  hat.  Die  Frage  nach  der  Auf- 
nahme gewisser  neuer  Mitglieder  in  das  Bundesverhält- 
nißs,  eine  Frage,  die  an  und  für  sich  gar  nicht  in  die 
Competenz  der  Bundesverfassung  lallt,  die  nach  strengem 
Recht  inamer  nur  von  der  übereinstimmenden  Entschei- 
dung der  einzelnen  Bundesglieder  abhängig  zu  machen 
wäre,  da  sie  einen  neuen  ausserhalb  des  Bundes  liegen- 
den Vertrag  involvirt^,  —  diese  Frage  ist  nicht  etwa 
zum  Objekt  eines  Verfassungsgesetzes  gestempelt  *,   sie 


'  So  bestimmt  correkt  die  deutsche  Bundesakte  von  IS  15, 
A.  7. 

*  Das  wäre  Rechtens  gewesen  nach  der  deutschen  Reichs- 
verfassung  vom  28.  März  1849.  Die  Unionsverfassung  vom 
26.  Mai  1849  dagegen  scheint  für  den  Beitritt  eines  deutschen 
Staats  zur  Union  nicht  einmal  die  Zustimmung  des  Unionsparla- 
ments erforderlich  erachtet  zu  haben,  vgl.  Additionalakte  vom 
26.  Februar  1850,  A.  lü. 


ist  vielmehr  der  Normirung  durch  gewöhnliches  Gesetz 
überlassen  worden.  Und  dennoch  erscheint  der  politische 
Gedanke,  der  dieser  Bestimmung  zu  Grunde  liegt,  als 
ein  überaus  natürlicher  und  einfacher.  Es  ist  kein  an- 
derer als  der,  dass  die  Aufnahme  süddeutscher  Staaten 
in  den  Bund  nur  eine  innere  Frage  des  Bundes,  eine 
Frage  der  Zeit  sein  soll,  gerade  ebenso,  wie  bei  der 
Gründung  der  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  die 
Aufnahme  neuer  Bundesglieder  lediglich  als  Frage  der 
Zeit  erachtet  und  einem  einfachen  Congressbeschluss 
überwiesen  wurde.  ^  Dadurch  aber,  dass  man  bei  Auf- 
richtung des  deutschen  Bundesstaats  von  einer  BetheiU- 
gung  der  süddeutschen  Staaten  zunächst  Abstand  genom- 
men hat,  ist  offenbar  eins  der  schwersten  Bedenken  gegen 
die  Gründung  eines  deutschen  Bundesstaates,  nämlich 
der  Widerstand,  den  monarchische  Regierungen  gegen 
die  Erhebung  eines  Bundesorgans  zu  wahrer  Staatsgewalt 
leisten  möchten,  beseitigt  worden.  Denn  dieses  Beden- 
ken traf  insbesondere  zu  bei  den  mächtigeren,  Einflüssen 
des  Auslandes  ausgesetzten  süddeutschen  Staaten,  welche 
dazu  theilweise  in  der  Lage  waren,  sich  hiebei  auf  die 
Majorität  ihrer,  der  Consolidation  eines  nationalen  Staats 
widerstrebenden  Angehörigen  stützen  zu  können. 

Das  Gesetz  aber,  durch  welches  die  Aufnahme  sud- 
deutscher Bundesglieder  zu  erfolgen  hat,  wird  einer  an- 
dern Behandlung  als  die  sonstigen  Bundesgesetze  in  so 
fern  unterworfen,  als  es  nur  durch  die  Präsidialmacht 
in  den  Bundesrath  und  in  das  Parlament  emgebracht 
werden   darf."^     Hierin  liegt  nicht  allein   die  Eröffnung 

5    Const.  of  the  U.  St.  Art.  IV,  sect.  3. 
•    A.  79  der  B.-V. 
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eines  Veto  für  die  preussische  Regierung  gegen  darauf 
abzielende  Beschlüsse  jener  beiden  Körperschaften,  son- 
dern auch  die  Aufhebung  des  diesen  sonst  überall  ge- 
währten Rechts  der  Initiative, ' 

Ebenso  wie  die  gänzliche  Einverleibung  der  süd- 
deutschen Staaten  in  den  Nordbund,  so  ist  auch  eine 
theilweise  Ausdehnung  desselben  auf  jene  denkbar.  Sie 
tritt  dann  ein,  wenn  die  Competenz  des  Bundes  für  einen 
Theil  der  Bundesangelegenheiten  auch  auf  die  süddeut- 
schen Staaten  erstreckt  wird.  Eine  solche  partielle  Er- 
weiterung des  norddeutschen  Bundesstaates  durch  Auf- 
nahme süddeutscher  Bundesglieder  ist  für  Zölle,  Handels- 
sachen und  indirecte  Steuern  eingetreten  durch  den  am 
8,  Juli  1867  abgeschlossenen,  zunächst  für  10  Jahre  be- 
rechneten Vertrag  zwischen  dem  norddeutschen  Bunde 
einerseits  und  Bayern,  Würtemberg,  Baden,  Hessen  an- 
dererseits, durch  welchen  die  letztgenannten  Staaten  für 
«  jene  Angelegenheiten  sich  der  imter  ihrer  Theilnahme 
zu  bildenden  Bundesgewalt  des  ersteren  unterworfen 
haben.*  Dagegen  sind  die  Bündniss-  und  Garantie- Ver- 
träge, die  Preussen   am    13.,  17.,   22.   August   1866   und 


7   A.  7.  23  der  B.-V. 

®  Dass  durch  diese  Neugründung  des  Zollvereins  eine  Aul- 
nahme  der  süddeutschen  Staaten  in  den  norddeutschen  Bund  in 
tantum  erfolgt  sei,  bestreitet  der  Bericht  der  vereinigten  Bun- 
degraihsausschügse  für  Zölle  und  Steuerwesen  und  ßir  Handel 
und  Verkehr  {Anlagen  zu  den  Verhandl.  des  Reichstags  des 
nordd.  Bundes,  1.  Legisl.  Fer..  I.  Sitz.  p.  20)  und  gemäss  diesem 
Hiersemenzel  Ver/assungs-  und  Verwaltungsrecht  des  nordd. 
Bundes  I,  p.  8  aus  dem  unzureichenden  Grunde,  weil  jene  Auf- 
nahme nicht  grundgesetzlich,  sondern  nur  auf  dem  Wege  eines 
einfachen  und  zeitlich  begrenzten  Staatsvertrags  erfolgt  sei. 
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am  U.  April  1867  mit  den  vier  Süd  Staaten  eingegangen 
ist,  nicht  staatsrechtlicher,  sondern  rein  völkerrechtlicher 
Katur. 

Was  aber  die  Aufnahme  neuer,  nicht  süddeutscher 
Bundesglieder,  oder  die  Aufnahme  neuer  Provinzen  von 
Bundesgliedem  betriift,  so  ist  diese  nicht  Gegenstand 
eines  Bundesgesetzes,  sondern  Sache  eines  neuen  Ver- 
trags zwischen  den  Contrahenten  der  Bundesverfassung. 

Sonach  ergibt  sich,  dass  die  Abgrenzimg  des  nord- 
deutschen Bundesstaats  nach  Süden  hin  verfassungsmäs- 
sig noch  nicht  erfolgt  ist,  der  Umfang  des  Bundesgebiets 
verfassungsmässig  noch  nicht  feststeht.  Ganz  anders 
verhält  es  sich  mit  den  Staatsgebieten  der  einzelnen 
Bundesglieder.  Da  die  norddeutschen  Regierungen,  und 
zwar  eine  jede  —  mit  Ausnahme  Hessens  —  für  den 
gesammten  Umfang  ihres  Staatsgebiets  die  Bundesver- 
fassung als  Staatsvertrag  vereinbart  haben,  so  haben  sie 
sich  durch  dieselbe  gegenseitig  ihre  Souveränetät  und 
das  Staatsgebiet,  auf  welches  diese  fundirt  ist,  garantirt. 
Nicht  allein  müsste  ein  gewaltsamer  Eingriff  darin  sei- 
tens eines  Bundesgliedes  alle  übrigen  nach  bekanntem 
völkerrechtlichen  Satze  zum  Rücktritt  von  dem  geschlos- 
senen Vertrage  berechtigen,  sondern  auch  das  freiwillige 
Ausscheiden  eines  der  Bundesstaaten  etwa  durch  Ver- 
zicht auf  die  Souveränetät,  wäre  eine  einseitige  Auf- 
hebung des  gegenseitigen  Vertrags.  Mithin  ist  nur  unter 
Genehmigung  sämmtlicher  Bundesstaaten  die  Vereinigung 
eines  von  ihnen    mit   einem    andern    rechtlich   zulässig.'^ 

9  Diese  allein  richtige  Auffassung  ist  auch  diejenige  der 
preuseischen  Regierung.  Vgl.  die  Aeussenmgen  des  Bundeskanz- 
lers in  der  Sitzung  des  preussischen  Abgeurdnetenhauses  vom 
11.  Dezember  1867. 
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Ja  man  würde  sogar  behaupten  können,  dass  die  jetzt 
durch  die  Bundesverfassung  verbundenen  Staaten  nicht 
einmal  eine  Grenzveränderung  unter  sich  ohne  Einwilli- 
gung sämmtlicher  Bundesgenossen  treffen  dürfen,  mögen 
sie  eine  solche  nur  durch  Tausch,  Verzicht  oder  irgend 
ein  anderes  E-echtsgeschäft  bewirken  wollen;  denn  eben 
80  wenig  wie  den  Paciscenten  der  Bundesverfassung  wider 
ihren  Willen  ein  neuer  Vertragsgenosse  aufgedrungen 
werden  darf,  eben  so  wenig  werden  sie  sich  eine  terri- 
toriale Neu-  oder  Umbildung  eines  von  ihnen  gefallen 
lassen  dürfen.  Ein  anderes  gilt  natürlich,  wenn  der  bis- 
herige Bestand  der  Bundesstaaten  sich  nicht  durch  Rechts- 
geschäft, sondern  durch  Thronanfall  verändert.  Denn 
die  Thronfolgeordnung  ist  überall  ein  integrirender  Theil 
des  Landesrechts,  Und  die  deutschen  Fürsten  haben 
dieselbe  durch  Annahme  der  Bundesverfassung  weder 
aufgehoben,  noch  aufzuheben  vermocht. 

Wenn  indess  jeder  Bundesstaat  ein  Recht  darauf 
hat,  dass  Niemand  von  den  Garanten  der  Bundesverfas- 
sung sich  ihm  entziehe,  so  kann  doch  diese  vertrags- 
mässige  Garantie  von  keinem  der  Bundesgenossen  auch 
für  den  Inhalt  seiner  Souveränetät  in  Anspruch  genom- 
men werden.  Denn  durch  blosses  Bundesverfassungs- 
gesetz lässt  sich  der  Kreis  der  der  Bundesgewalt  über- 
tragenen Hoheitsrechte  erweitern.  Es  ist  mithin  sehr 
wohl  möglich,  dass  dem  Einzelstaate  seine  Souveränetät 
durch  Absorption  der  darin  enthaltenen  Hoheitsrechte 
theilweise   oder   vollständig  ^^  ihres  Inhalts   beraubt,   zu 


'0  Ein  Beispiel  ist  der  Vertrag  zwischen  Preussen  und  Wal- 
deck vom  18.  Juli  1867.  Doch  ist  hier  der  Verzicht  Waldeck's 
auf  die  Regierungsrechte  zunächst  temporär  begrenzt ;  er  erstreckt 


einem  wesenlosen  Begriö  reducirt  werden  kann,  nicht 
anders,  wie  im  Privatrecht  eine  vollkommene  Ausschö- 
pfung des  Eigenthumsrechts  an  einer  Sache  durch  Be- 
gründung von  dinglichen  Rechten  daran  denkbar  ist. 
Ob  übrigens  im  allgemeinen  eine  Erweiterung  der  Rechte 
der  Bundesgewalt  auf  Kosten  der  Einzelsouveränetäten 
erstrebenswerth  sei,  ob  eine  allmähliche  Hinüberführung 
des  Bundesstaats  in  den  Einheitsstaat  durch  das  nationale 
Interesse  geboten  werde,  das  wird  sich  erst  unten  aus 
einer  Betrachtung  dessen,  was  die  Bundesverfassung  zur 
Bundessache  gemacht  hat,  ergeben  können. 

Dass  aber  der  norddeutsche  Bund  den  Fortbestand 
der  souveränen  deutschen  Staaten  mit  so  wunderbar  ver- 
stärkten Garantien  versichert,  das  ist  doch  ein  Princip 
von  eminenter  politischer  Tragweite,  ein  Princip,  das 
allein  hinreichend  ist,  um  den  Vorzug  der  Verfassung 
von  1867  vor  den  Projekten  der  Jahre  1848,  1849  zu 
entscheiden.  Nur  diese  Garantie  kann  und  wird  den 
Eintritt  der  süddeutschen  Staaten  in  den  Bund,  und  da- 
mit den  Abschluss  unseres  nationalen  Verfassungswerks 
ermöglichen.  Nur  diese  Souveränetätsgarantie  kann  eine 
Bundesstaatsverfassung  consolidiren ;  findet  sie  sich  doch 
sogar  in  den  beiden  republikanischen  Bundesstaatsver- 
fassungen der  Gegenwart  ausdrücklich  ausgesprochen  '^ 
während  die  deutschen  Projekte  von  1848,  1849  die 
Frage  nach  der  Fortexistenz  der  einzelnen  Bundesstaaten 
von  einem  blossen  Verfassungsgesetz  abhängig  zu  machen 

sich  sodann  nicht  auf  die  Hoheitsrechte  selbst,  sondern  nur  auf 
deren  Ausübung,  so  dass  die  Regierung  der  Fürstenthümer  durch 
Preussen  Namens  des  Fürsten  geführt  wird. 

1'    Const.  of  the  U.  St.  Art.  IV  sect.  3,  Art.  V.    Schweize- 
rische Bundesverfassung  Art.  5. 
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gedachten.  ^^  Nur  diese  Garantie  wird  im  Stande  sein, 
monarchisch  regierte  Staaten  an  eine  Biindesstaatsverfas- 
sung  dauernd  und  reell  zu  knüpfen,  den  deutschen  Für- 
sten die  durch  Gerechtigkeit  und  Pietät  gebotene  Stellung 
innerhalb  des  Bundes  zu  bereiten.  Man  wende  nicht 
ein,  dass  es  eine  Absurdität  wäre,  wenn  die  Bundesver- 
fassung den  staatlichen  Scheinexistenzen,  an  denen  unser 
Volk  reich  ist,  ein  mühseliges  Dasein  noch  länger  zu 
fristen  unternähme.  Ist  einmal  ein  Bundesstaat  gegrün- 
det, so  ist  auch  jedes  Bundesglied  gleich  berechtigt  und 


'2  Nach  dem  Entwurf  der  17  Männer  vom  27.  April  1848 
wäre  zur  Aufhebung  eines  Staates  im  Bunde  nur  die  Abänderung 
des  §  2  des  Reichsgrundgesetzes  erforderlich  gewesen,  welche 
gemäss  §  29  desselben  zu  erfolgen  hatte;  danach  sollte  dann 
wenigstens  die  Zustimmung  des  Reichsoberhauptes  erforderlich 
sein,  auch  waren  die  Fürsten  in  der  Lage,  ihre  und  ihrer  Staa- 
ten Rechte  im  Oberhause  gemäss  §  12  ibid.  geltend  zu  machen. 
Die  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  verwandelte  bekanntlich 
im  §  101  das  absolute  Veto  des  Reichsoberhauptes  in  ein  suspen- 
sives und  gab  den  Regierungen  nur  das  Recht,  die  Hälfte  der 
Oberhausmitglieder  zu  ernennen,  §  8S  ibid.  Sonach  wäre  es  im 
Falle  andauernder  radikaler  Majorität  z.  B.  möglich  gewesen,  durch 
Parlamentsbeschluss  das  Königreich  Preussen  in  eine  beliebige 
Anzahl  von  Republiken  oder  die  baierische  Provinz  Oberfranken 
in  ein  reichsunmittelbares  Territorium  umzuwandeln.  Die  Unions- 
vertassung  vom  26.  Mai  1849  stellte  das  absolute  Veto  wieder 
her  und  dem  Reichsvorstande  ein  FürstencoUegium  zur  Seite,  das 
Amendement  v.  Bismarck-Schönhausen  hiezu,  vgl.  Stenogr. 
Ber.  über  die  Verhandlungen  de^  Erfurter  Farlaments,  Volks- 
haus, p.  155,  —  auf  diese  um  der  Persönlichkeit  des  Antrag- 
stellerswillen interessante  Idee  wird  unten  zurückzukommen  sein  — 
wollte  das  FürstencoUegium  weglassen,  um  an  Stelle  des  Staa- 
tenhauses ein  Fürstenhaus  zu  setzen.  Auch  diese  beiden  Projecte 
Hessen  also  eine  Aufhebung  eines  Staates  wider  seinen  Willen 
durch  Majoritätsbeschluss   eines  Verfassungsgesetzes  zu. 
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gleich  verpflichtet,  und  der  Bund  kann  sich  nicht  die 
Entscheidung  darüber  anmassen,  ob  eines  von  ihnen  die 
Fähigkeit  habe,  ein  selbständiges  Gemeinwesen  innerhalb 
der  Nation  zu  bilden.  Man  wende  auch  nicht  ein,  dass 
es  eine  Ungeheuerlichkeit  ist,  Staaten,  die  nicht  mehr 
esistiren  wollen,  die  Fortexistenz  anzubefehlen.  Durch 
Eingehung  eines  Bundesverhältnisses  begeben  sich  eben 
souveräne  Staaten  der  Befugniss,  ihr  Schicksal  lediglich 
nach  eigenem  Ermessen  zu  bestimmen.  Ihre  Existenz 
ist  nicht  bloss  ihre  eigene  Sache,  sondern  hat  für  alle 
Bundesglieder  ein  rechtliches  Interesse.  *  ^  Soll  in  Deutsch- 
land eine  Bundesstaatsverfassung  ernstlich  zur  Durch- 
führung kommen,  so  wird  der  Missstand,  dass  unser  Volk 
eine  Reihe  von  Staatswesen  hat  entstehen  lassen,  denen 
die  wesentlichsten  Vorbedingungen  hiefür  abgehen,  noch 
länger  ertragen  werden  müssen. 

2.  Der  Umfang  derjenigen  Angelegenheiten,  welche 
die  norddeutschen  Staaten  der  Bundesgewalt  überwiesen 
haben,  bestimmt  sich  im  allgemeinen  nach  dem  ausge- 
sprochenen Zwecke  des  Bundesvertrages.  Und  zwar 
wird  uns  als  Zweck  desselben  ein  dreifaches  bezeichnet, 


1'  Dieses  Interesse  wird  sich  der  Natur  der  Sache  nach  in 
republikanischen  und  monarchischen  Bundesstaaten  verschieden 
qualificiren.  In  Nordamerika  und  in  der  Schweiz  würde  zur  Ver- 
einigung mehrerer  Bundesstaaten  ausser  der  Zustimmung  der 
betreifenden  selbst  ein  Majoritätsbescbluss  der  legislativen  Kör- 
perschaften erforderlich  sein,  Const.  of  the  U.  St.  Art.  IV,  sect.  3. 
Schweizer.  Bundesverfassung,  Art.  1.  5.  111—114.  In  Deutsch- 
land, wo  die  Souveränetät  des  Staates  zugleich  ein  subjectives 
Recht  bestimmter  Per.sonen  ist,  tritt  erklärhcher Weise  Stimmen- 
einhelligkeit der  Bundesglieder  ein. 
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nämlich  1,  der  Schutz  des  Bundesgebiets,  2)  der  Schutz 
des  innerhalb  des  Bundesgebiets  geltenden  Rechts,  3)  die 
Pflege  der  Wohlfahrt  des  deutschen  Volks.  Während 
die  deutsche  Bundesakte  von  1815  lediglich  die  Sicher- 
heit der  deutschen  Staaten  gegen  einander  und  gegen 
das  Ausland  zum  Zwecke  hatte  '■*  und  nur  in  einer  kleinen 
Zahl  genau  abgegrenzter  Angelegenheiten  eine  Thätig- 
keit  in  unmittelbarem  Interesse  des  Volks  in  Auseicht 
nahm,  stellt  sich  die  Bundesverfassung  von  1867  ein 
umfassenderes  Ziel.  Während  der  deutsche  Staatenbund 
von  1815  auch  den  geringeren  Aufgaben,  die  er  sich 
gestellt  hatte,  nicht  gerecht  zu  werden  vermochte,  hat 
der  norddeutsche  Bundesstaat  seinem  Centralorgan  eine 
äusserst  umfangreiche  Competenz  zur  Erreichung  der 
nationalen  Endzwecke  gezogen.  Es  zerlegt  sich  nun 
aber  das  Gebiet  der  zur  Zuständigkeit  des  Bundes  gehö- 
rigen Angelegenheiten  jenem  dreifachen  Gesichtspunkte 
gemäss  in  folgende  drei  Kreise : 

1.     Schutz  des  Bundesgebiets. 

Die  Bundesgewalt  hat  das  Recht  des  Krieges.  Zu 
diesem  Zweck  hat  die  Js^ation  eine  einheitliche  Wehrver- 
fassung erhalten.  Die  weitere  Gesetzgebung  über  das 
Militärwesen  ist  ausschliesslich  Sache  des  Bundes.  Die 
Kriegsmacht  des  Bundes  besteht  aus  dem  Landheer,  der 
Kriegsflotte,  dem  Landsturm. 

Das  Landheer  des  Bundes  bildet  in  Organisation, 
Verwaltung,  militärischer  Ausrüstung,  Commando  und 
Militärjustiz    einen    Körper    unter    dem    Oberbefehl   des 


'^    Nach  der  Autlassung  der  Wiener  >clilussakte.  A.  25,  be- 
kanntlich auch  die  Siclierheit  der  Staaten  ireüen  das  Volk. 
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Trägers  der  Bundespräsidialmacht.  Ihm  ist  es  fahnen- 
eidlich  zu  Gehorsam  verpflichtet.  Ihm  ist  sodann  für 
die  Ausübung  seines  Oberbefehls  die  Qualification  eines 
Bundesfeldherrn  beigelegt  worden.  ^^  Haben  sonach  die 
norddeutschen  Souveräne  auf  den  wesentlichsten  Theil 
ihrer  Militärhoheit  zu  Gunsten  der  Krone  Preussen  ver- 
zichtet, so  sind  ihnen  doch  folgende  Rechte  belassen 
worden,  insoweit  sie  sich  nicht  derselben  durch  beson- 
dere Verträge  begeben.  Sie  lassen  sich  von  ihren  zum 
Militärdienst  ausgehobenen  ünterthanen  den  Fahneneid 
leisten  und  haben  über  alle  ihren  Gebieten  angehörenden 
Truppentheile  die  Ehrenrechte  der  Chefs.  Sie  bestimmen 
die  äussern  Abzeichen  der  aus  ihren  Staaten  hervorgehen- 
den Truppentheile,  und  ernennen,  befördern,  verabschie- 
den deren  Officiere,  mit  Ausschluss  des  Höchstcomman- 
direnden,  der  vom  Bundesfeldherrn  —  diesem  leistet  er 
den  Fahneneid  — ,  und  der  Generale  und  Generalstellung 
versehenden  Officiere,  die  nur  unter  seiner  Zustimmung 
ernannt  werden;  auch  hat  der  Bundesfeldherr  das  Recht, 
die  im  Bundesdienste  zu  verwendenden  Officiere  aus 
dem  gesammten  Officiercorps  des  Bundesheeres  zu  wäh- 
len. Endlich  haben  die  Landesherrn  auch  die  Militär- 
kirchengewalt. Diese  Rechte  sind  ihnen  dann  noch  durch 
besondere    Vereinbarungen   erweitert  "forden.  '•'     Soweit 


"  Ueber  den  staatsrechtlichen  Sinn  dieser  Würde  s.  u.  bei 
n.    54. 

1^  Gegen  die  vertragsmässige  Erweiterung  ihrer  Befugniss, 
soweit  dieselbe  lediglich  militärischer  Natur  ist.  wird  sich  vom 
Standpunkte  des  Bundesrechts  nichts  einwenden  lassen.  Dahin 
gehört  also  die  Zusicherung,  die  der  Bundest'eldherr  seinen  Bun- 
desgenossen für  eine  nur  ausnahmsweise  Anwendung  des  Trup- 
pendislocationsrechts  gewährt  hat.  sodann  die  in  einer  Reihe  von 
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nun  aber  die  Einzelstaaten  noch  im  Besitze  von  Militär- 
hoheitsrechten geblieben  sind,  soweit  ist  das  norddeutsche 
Bundesheer  ein  Contingentsheer.  Doch  haben  die  Con- 
tingentsherm  nur  zu  polizeilichen  Zwecken  die  Verfügung 
über  ihre  Truppen.  Bundeskriegsherr  ist  allein 
der  Träger  der  Präsidialkrone,  der  König  von  Preussen. 
Er  allein  hat  das  Recht,  die  bewaffiaete  Macht  des  Bun- 
des kriegerisch  zu  verwenden,  sei  es  dass  ein  auswär- 
tiger Eeind  zu  bekämpfen,  sei  es  dass  die  öflFentliche 
Sicherheit  im  Bundesgebiete  bedroht  ist.  Im  letzteren 
Ealle  tritt  indessen  die  Verwendung  der  Militärmacht 
lediglich  auf  Grund  des  Gesetzes  ^ '  ein.  —  Die  Festungen 


MilitärconTentionen  sich  findende  Bestimmung,  dass  die  Fürsten 
zu  den  in  ihren  Gebieten  detachirten  Tmppencorps  in  der  Stel- 
lung eines  commandirenden  Generals  stehen  und  neben  den  Ehren- 
rechten auch  die  damit  verbundene  Disciplinarstrafgewalt  aus- 
üben sollen.  Dahin  gehört  endlich  die  dem  König  von  Sachsen 
und  dem  Grossherzog  von  Hessen  von  dem  Bundesfeldherm  ein- 
geräumte Befugniss.  für  gewöhnlich  die  Stärkeverhältnisse  ihrer 
Contingente  nach  eigenem  Ermessen  zu  bestimmen,  —  eine  Be- 
fagniss  freilich,  die.  wie  es  scheint,  neben  dem  Rechte  des  Bun- 
desfeldherm Jahr  für  Jahr  die  Höhe  des  Ersatzbedarfs  für  das 
gesammte  Bundesheer  sammt  der  dadurch  bedingten  Zahl  der 
zu  entlassenden  Reserven  anzuordnen .  keinen  Spielraum  zur  Gel- 
tendmachung findet.  —  Von  sehr  zweifelhafter  Verfassungsmäs- 
sigkeit ist  aber  das  in  der  sächsischen  Militärconvention  vom 
7.  Februar  1S67  dem  Könige  von  Sachsen  gewährte  Vorschlags- 
recht zur  Ernennung  des  Höchstcommandirenden,  sowie  die  in  der 
hessischen  Militärconvention  vom  7.  April  1S67  dem  Grossherzog 
von  Hessen  zugebilligte  Militärgerichtsherrlichkeit,  und  die  eben 
dort  sich  findende  Bestinamung.  dass  der  Höchstcommandirende 
der  hessischen  Truppen  des  Bundesheeres  aus  hessischen  Officie- 
ren  ernannt  werden  soll. 

1''    Einstweilen  auf  Grund  des    preuss.  Ges.  v.  4.  Juni  ISöl. 
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innerhalb  des  Bundesgebiets  sind  zur  Verfügung  des 
Bundesfeldherrn ,  der  die  Commandanten  derselben  er- 
nennt. Dem  Bunde  steht  das  Recht  zu,  neue  Festungen 
anzulegen.  Die  Rayonverhältnisse  der  Bundesfestungen 
sind  der  Bundesgesetzgebung  vorbehalten.^^ 

So  wie  das  Landheer  des  Bundes,  so  ist  auch  seine 
Kriegsflotte  eine  einheitliche.  Sie  fährt  ausschliesslich 
unter  der  Bundesflagge  und  steht  unter  dem  Befehle  des 
Inhabers  der  Bundespräsidialmacht,  dem  Officiere,  Beamte 
und  Mannschaften  eidlich  verpflichtet  sind. 

Aber  nicht  allein  das  Recht  des  Krieges  ist  der 
Bundesgewalt  zum  Schutze  des  Bundesgebiets  tzuge- 
sprochen.  Sie  übt  für  diesen  Zweck  auch  das  Recht 
des  völkerrechtlichen  Verkehi's,  mithin  das  internationale 
Vertragsrecht  und  das  aktive  und  passive  Gesandtschafts- 
recht. Der  Bund  bedient  sich  hiefür  zunächst  des  preussi- 
schen  diplomatischen  Personals;  doch  ist  die  Gründung 
eines  eigenen  norddeutschen  Bundesconsulats  erfolgt.  Da- 
gegen hat  die  Bundesverfassung,  da  sie  den  deutschen 
Souveränen  ihr  Souveränetätsrecht  nicht  nehmen  wollte, 
von  der  radicalen  Vorschrift  der  Verfassungsprojekte  von 
1848  und  1849,'''  welche  den  Bundesgliedern  das  Recht  des 
diplomatischen  Verkehrs  gänzlich,  ihre  internationale  Ver- 
tragsfreiheit theihveise  entzog,  sie  aber  damit  nach  völker- 
rechtlicher Auffassung  aus  der  Liste  der  Souveräne  strich, 
mit   Recht  Abstand   genommen;    auch   ist   nur   eine    all- 


1*  Ausgesprochen  in  der  säclis.  Militärconvention  vom  7.  Fe- 
bruar 1867. 

'9  Entwurf  der  17  Männer  vom  26.  April  1S4S  §.  .3  a.  Reichs- 
verfassung vom  2S.  März  l'!(49  §.  7.  Uniousverfassung  vom 
26.  Mai  1S49  §.  7. 

V.   Wartitz,  Verfassung  d.  nordd.  Bundes.  2 


mähliche  Verwandlung  aller  Landes-  in  Bundesconsulate 
ins  Auge  gefasst. 

2.     Schutz    des    innerhalb    des  Bundesgebiets 
geltenden  Rechts. 

Nur  in  drei  Fällen  tritt  die  Bundesgewalt  zum  Schutze 
des  in  den  Bundesstaaten  oder  zwischen  ihnen  geltenden 
Rechts  ein.  Zunächst  nämlich  haben  die  Einzelstaaten 
sich  für  ihre  Streitigkeiten  unter  einander,  die  nicht  pri- 
vatrechtlicher Natur  sind,  einer  Entscheidung  durch  den 
Bund  unterworfen ,  damit  also  auf  den  völkerrechtlichen 
Weg  der  Selbsthilfe  und  der  Repressalien  verzichtet; 
doch  nur  in  dem  Falle,  dass  der  Bund  von  einem  der 
streitenden  Theile  angerufen  wird,  in  welcher  Beschrän- 
kung ein  schwer  zu  rechtfertigendes  Hinabsteigen  unter 
die  Normen  des  Art.  11  der  deutschen  Bundesakte  von 
1S15  liegt.  Als  Organ  jener  Entscheidung  dient  der  mit 
Leitung  der  Bundesangelegenheiten  betraute  Bundesrath 
unmittelbar,  welcher  jene  Streitigkeiten  erledigt.-'^ 
Zweitens  schützt  der  Bund  auch  das  in  den  Einzelstaaten 
geltende  Verfassungsrecht,  sofern  dort  nicht  besondere 
Staatsgerichtshöfe  für  Verfassungsstreitigkeiten  bestehen. 
Doch  tritt  er  auch  hier  nur  auf  Anrufen  eines  der  strei- 
tenden Theile,  der  Regierung  oder  der  Stände,  ein,  und 
die  für  diesen  Fall  dem  Bundesrathe  zustehende  Grewalt 
reicht  nur  bis  zu  dem  Versuche  einer  gütlichen  Aus- 
gleichung, bei  dessen  Erfolglosigkeit  er  befugt  ist,  den 
Weg  der  Bundesgesetzgebung  zu  beschreiten.  Drittens 
endlich  hat  der  Bund  aus  der  Wiener  Schlussakte  Art.  29, 
dessen  Worte   in  der  Bundesverfassung  Art.  77   wieder- 


20  Art.  76  der  B.-V.    S.  über  diesen  Ausdruck  u.  bei  n.  32. 
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holt  sind,  die  VerpflichtTiiig  übernommen  im  Fall  der 
Justizverweigerung  Beschwerden  über  verweigerte  oder 
gehemmte  Rechtspflege  durch  den  Bundesrath  annehmen 
und  die  gerichtliche  Hilfe  der  Bundesregierung,  die  zu 
der  Beschwerde  Veranlassung  gab,   erwirken  zu  wollen. 

3.  Pflege  der  Wohlfahrt  des  deutschen  Volks. 
Für  diesen  dritten  Zweck  hat  die  Bundesverfassung 
eine  äusserst  reichliche  Ausstattung  erhalten.  Und  zwar 
sind  es  folgende  vier  Gruppen  von  Institutionen,  welche 
theils  eine  verfassungsmässige  Normirung  bereits  erlangt 
haben,  theils  aber  der  Bundesgewalt  zur  Gesetzgebung 
oder  zur  Bethätigung  ihrer  vollziehenden  und  regierenden 
Gewalt  zugewiesen  sind. 

Persönliche  Rechte.  Das  Bundesindigenat  ist 
grundgesetzlich  gewährleistet  durch  Art.  3  der  Bundes- 
verfassung. Eine  bundesgesetzliche  Iformirung  ist  theils 
vorbehalten,  thefls  bereits  erfolgt  für  die  Verhältnisse  des 
Staatsbürger-,  Heimaths-  und  Niederlassungsrechts,  sowie 
für  die  Einführung  und  Handhabung  der  Freizügigkeit 
in  und  zwischen  den  einzelnen  Bundesstaaten,  sodann  für 
den  Gewerbebetrieb,  die  Colonisation  und  Auswanderung. 

Verkehrs  Verhältnisse.  Verfassungsmässig  bilden 
die  norddeutschen  Bundesstaaten  in  Bezug  auf  die  Zölle 
xmd  gewisse  Consumtionssteuern  eine  Einheit.  Die  Auf- 
legung derselben,  sowie  der  Abschluss  von  Staatsver- 
trägen darüber  sind  ausschliesslich  Gegenstand  der  Bundes- 
«^esetzgebung.  Doch  ist  deren  Erhebung  und  Verwaltung 
jedem  Bundesstaate,  soweit  er  sie  bisher  geübt  hat,  ver- 
blieben, so  dass  er  also  unter  dieser  Voraussetzung  be- 
fugt ist.  die  hiefür  bestimmten  Beamten  zu  ernennen,  die 
Zoll-    und  Steuercontraventionen   zu    bestrafen,    das  Be- 

2* 
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gTiadigungs-  und  Strafverwandlungsrecht  zu  üben  und 
die  Confiscate  für  sich  zu  behalten.  - '  Die  Zoll  -  und 
8teuerwaltuDg  und  Erhebung  selbst  erfolgt  nach  einheit- 
lichen Grundsätzen.  Zum  Zwecke  der  Ueberwachung  er- 
nennt die  Bundesgewalt  Inspectionsbeamte  und  die  Mass- 
regeln zur  Sicherung  der  gemeinschaftlichen  Zollgrenze 
sind  Bundessache.  —  Zur  Bundescompetenz  gehört  so- 
dann die  Handelsgesetzgebung.  Der  Handelsverkehr  in- 
nerhalb des  Bundes  ist  frei ;  doch  steht  es  jedem  Einzel- 
staate zu,  insoweit  ihn  mit  Abgaben  zu  belegen,  als  er 
gleichartige  innere  Erzeugnisse  besteuert.  Für  den  aus- 
wärtigen Handel  sorgt  der  Bund  durch  Abschluss  von 
Handels-  und  Schifffahrtsverträgen,  durch  Organisation 
eines  gemeinsamen  Schutzes ,  durch  Gründung  einer 
gemeinsamen  consularischen  Vertretung.  Die  Handels- 
marine des  Bundes  ist  eine  einheitliche  hinsichtlich  ihrer 
Elagge,  ihrer  Zulassung  und  Behandlung  in  den  nord- 
deutschen Seehäfen  sowie  in  den  natürlichen  und  künst- 
lichen Wasserstrassen  des  Bundes.  Der  Bundesgesetz- 
gebung ist  die  Organisation  eines  gemeinsamen  Schutzes 
der  deutschen  Schifffahrt  und  ihrer  Flagge,  dann  aber 
auch  die  Aufstellung  eines  gewissen  Masses  von  formen, 
unter  denen  Seeschifffahrt  betriel^en  werden  soll,  über- 
wiesen. Verfassungsmässig  dürfen  aber  Hafenabgaben 
und  Flusszölle  von  einheimischen  Schiffen  nur  für  Be- 
nutzung besonderer,  zm*  Erleichterung  des  Verkehrs  be- 
stimmter Anstalten  erhoben  werden  und  die  zu  deren 
Unterhaltung  und  gewöhnlicher  Herstellung  erforderlichen 
Kosten   nicht   übersteigen.     Dasselbe   gilt  von  Abgaben, 


21  Vgl.  den  Antrag  vom  S.Juli  1867,  Bundes f^esetzhlatt  Nr.  9. 
Art.  10  AI.  4.  Art.  IS. 
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die  von  einem  im  Staatseigenthum  stehenden  Kanal  er- 
hoben werden.  Fremde  Schiffe  oder  deren  Ladungen 
dagegen  können  vom  Bunde  —  aber  nur  von  diesem  — 
einer  darüber  hinausgehenden  Abgabe  unterworfen  werden. 
Der  Bund  überwacht  übrigens  den  Schifftahrts  -  und 
Flössereibetrieb  auf  den  mehreren  Staaten  gemeinschaftli- 
chen Wasserstrassen  und  den  Zustand  der  letztern.  Er  hat 
das  Recht,  neue  Wasser-,  Landstrassen  und  Eisenbahnen 
auch  gegen  den  Willen  der  Einzelstaaten,  durch  welche  sie 
zu  führen  sind,'-'^  anzulegen  oder  unter  Verleihung  des  Ex- 
propriationsrechts an  Privatunternehmer  zu  concessioniren. 
Das  gesetzliche  Widerspruchsrecht  bestehender  Eisenbahn- 
unternehmungen gegen  Anlegung  neuer  Bahnen  ist  aufge- 
hoben; ein  solches  darf  grundgesetzlich  auch  durch  Privileg 
nicht  weiter  verliehen  werden.  Die  Eisenbahnen  des  Bun- 
des sollen  hinsichtlich  ihrer  Anlage ,  der  Ausrüstung ,  der 
Betriebseinrichtungen,  der  Bahnpolizei  sowie  der  Tarife, 
endlich  betreti's  der  Modalitäten,  unter  denen  Militär  und 
Kriegsmaterial  zu  betordern  ist,  ein  einheitliches  Netz 
bilden  und  stehn  unter  der  Aufsicht  des  Bundes,  der  eine 
gesetzliche  Regulirung  ihrer  Verhältnisse,  soweit  sie  er- 
forderlich ist,  bewirkt.  —  Das  Post-  und  Telegraphen- 
wesen der  Einzelstaaten  bildet  in  Verwaltungsorgani- 
sation, Dienstbetrieb  und  Beamtenqualification  eine  ein- 
heitliche Verkehrsanstalt  unter  der  Leitung  des  Bundes, 
in  dessen  ausschliessliche  Competenz  die  gesammte  Gesetz- 
gebung darüber  lallt,  der  ferner  allein  internationale  Ver- 
einbarungen    hierüber    abschliesst,     überhaupt    die    Be- 

22  Der  Wegfall  des  Widerspruchsrechts  für  die  Einzelstaaten 
versteht  sich  von  selbst;  wenn  er  daher  nur  betreffs  der  Eisen- 
bahnen in  Art.  41  der  B.-V.  ausgesprochen  wird,  so  ist  das 
kein  Präjudiz. 


22 

Ziehungen  zu  fremden  Post-  und  Telegraphenverwaltungen 
wahrnimmt,  der  endlich  alle  obern  Beamten  bei  den  Ver- 
waltungsbehörden der  Post-  und  Telegraphie,  also  die 
Oberpostdirektoren  nebst  ihren  Räthen  und  die  Tele- 
graphendirektoren;  sodann  die  zur  Aufsicht  des  Dienstes 
bestimmten  oberen  Organe,  z.  B,  die  Postinspektoren  und 
Postcontroleure  ernennt.  Den  Einzelstaateu ,  soweit  die- 
selben auf  ihre  Post-  und  Telegraphenverwaltung  nicht 
gänzlich  verzichtet  haben,  ist  nur  das  Anstellung>^l•echt 
aller  bei  den  Verwaltungsbehörden  der  Post  und  Tele- 
graphie fungirenden  niederen,  sowie  der  für  den  lokalen 
und  technischen  Betrieb  bestimmten  Beamten  verblieben;--^ 
doch  steht  ihnen  auch  ein  Bestätigungsrecht  bei  den  vom 
Bunde  ausgehenden  Ernennungen  jener  oberen  Beamten 
zu.-^ —  Der  Bundesgesetzgebung  uni^erliegen  endlich  fol- 
gende Verhältnisse  des  persönlichen  und  Grüterverkehrs: 
das  Bankwesen,  das  Mass-,  Münz-  und  Gewichtssystem, 
die  Regelung  des  Patentschutzes  und  des  geistigen  Eigen- 
thums  überhaupt,  ferner  die  Fremden-,  Medicinal-,  Ve- 
terinärpolizei. Ein  Bundesgesetz  über  das  Passwesen  ist 
bereits  ergangen. 

Rechtspflege.  Der  Bundesgesetzgebung  vorbe. 
halten  sind  Bestimmungen  über  Exequibilität  der  in  den 
einzelnen  Staaten  gefällten  civilrechtlichen  Erkenntnisse, 
über  die  Erledigung  von  Requisitionen,  endlich  über  die 

23  A.  50  der  B.-V.  Sie  werden  freilich  dieses  Anstelluugs- 
recht  schwerlich  selbst  üben,  vielmehr  damit  jene  oberen,  vom 
Bunde  ernannten  Behörden  ihres  Gebietes  betrauen.  Dennoch 
bleiben  dann  alle  niederen  Beamte  der  Post-  und  Telegraphie 
Landesbeamte.  Genauere  Nachrichten  über  diese  Verhältnisse 
fehlen  mir  bis  jetzt. 

2*  Ibid. 


23 

Beglaubigung  öffentlicher  Urkunden.  Der  Bund  hat  so- 
dann eine  gemeinsame  Gesetzgebung  für  Obligationen- 
recht, Straf-,  Handels-  und  Wechselrecht  und  den  Process 
in  Aussicht  genommen. 

Finanzen.  Zur  Bestreitung  seiner  Bedürfnisse 
sind  dem  Bunde  die  Zölle  und  die  zu  seiner  Competenz 
gehörigen  Consumtionssteuern,  sowie  die  Einnahmen  aus 
dem  Post-  und  Telegraphenwesen  überwiesen.  Reichen 
diese  nicht  aus,  so  schreibt  er  Matrikularbeiträge  auf  die 
einzelnen  Bundesstaaten  nach  Massgabe  ihrer  Bevölkerung 
aus.  Doch  hat  er  sich  vorbehalten,  durch  Bundesgesetz 
eine  indirekte  oder  direkte  Besteuerung  der  Bundesan- 
gehörigen unmittelbar  zu  bewirken.  Auch  steht  ihm  das 
Recht  zu,  Anleihen  zu  effektuiren  und  finanzielle  Garan- 
tieen  zu  Lasten  des  Bundes  zu  übernehmen.  —  Hinsicht- 
lich ihrer  Finanzverwaltung  sind  die  Einzelstaaten  nur 
insoweit  beschränkt,  als  der  Bundesgesetzgebung  die  Auf- 
stellung von  Normen  über  Emission  von  fundirtem  oder 
unfundirtem  Papiergeld  anheimgegeben  worden  ist. 

3.  AVenn  eine  Mehrzahl  von  Staaten  zu  einem 
Bundesstaate  sich  vereinigt,  so  wird  der  Umfang,  in 
welchem  dieselben  ihre  Hoheitsrechte  auf  die  errichtete 
Bundesgewalt  übertragen,  das  Mass  von  Rechten,  das 
diese  eingeräumt  erhält,  immer  bloss  von  gegenseitigem 
Uebereinkommen  abhängen.  Eine  Bundesstaatsverfassung 
ist  immer  nur  ein  formaler  Begriff.  Erst  die  Angelegen- 
heiten, die  man  zu  Bundessachen  macht,  geben  ihm  seinen 
Inhalt.  Dieser  Inhalt  kann  demnach  ein  sehr  verschie- 
dener sein.  Was  in  der  einen  Union  durch  die  Central- 
gewalt  geregelt  wird,  überlässt  die  andere  den  Einzel- 
staaten.   Was  hier  eingreifender  und  intensiver  Fürsorge 
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des  Bundes  \uiterworfeii  wird,  glaubt  man  dort  dem 
Selfgovemment  oder  gar  dem  Voluntarism  zuweisen  zu 
können.  Das  Bedürfniss,  die  Zweckmässigkeit,  nationale 
Ansichten  oder  Vorurtheile ,  die  Verfassungsform  der 
Einzelstaaten  hat  in  dieser  Frage  einen  weiten  Spielraum 
zur  Geltendmachung.  Und  dennoch,  vergleicht  man  die 
beiden  republikanischen  Bundesstaatsverfassungen  unserer 
Zeit  mit  ihren  monarchischen  Gegenbildern  in  Deutsch- 
land, den  Entwürfen  von  1848,  1849,  dem  Werke  von 
1867,  so  liegt  doch  zu  Tage,  wie  hier  überall  im  Grossen 
und  Ganzen  ein  gleiches  Mass  von  nationalen  Angelegen- 
heiten zu  staatlicher  Concentration  gebracht  ist.  Schon 
die  Natur  der  Sache  wirkt  hier  so  entscheidend,  das 
Mass  von  Befugnissen,  die  ein  modemer  Staat,  also  auch 
der  Bundesstaat  schlechterdings  haben  muss,  ist  so  klar  an- 
gezeigt, dass  die  Aufgabe,  jene  Grundgesetze  nach  diesem 
Gesichtspunkte  zu  parallelisiren ,  den  Statistiker  in  höherm 
Grade  als  den  Publicisten  interessiren  möchte.  Alle  die 
genannten  Verfassungen  übertragen  der  Bundesgewalt 
das  Recht  des  Krieges  ausschliesslich  und  geben  ihr  das 
Recht  der  Verträge.  Alle  stellen  sie  die  bewatfnete 
Macht  zu  Lande  oder  zu  Wasser  unter  die  ausschliess- 
liche Leitung  des  Bundes.  Alle  vereinigen  sie  die  Bundes- 
glieder für  Zölle,  Münzen,  Masse  und  Gewichte  zu  einem 
einheitlichen  Gebiete,  untergeben  sie  die  grossen  Ver- 
kehrsanstalten  der  Bundescompetenz.  Alle  jene  Ver- 
fassungsurkunden haben  einen  gemeinsamen  Rechtszu- 
stand, sei  es  durch  grundgesetzliche  Fixirung,  sei  es  durch 
Specialgesetzgebung,  ins  Leben  treten  lassen.  TJeberall 
endlich  hat  die  Bundesgewalt  in  Erfüllung  ihrer  Auf- 
gaben Behörden  organisirt  und  finanzielle  Befugnisse  er- 
balten.   Diesen  grossen,   gemeinsamen  Zügen  gegenüber 
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erscheint  das  Mehr  oder  Minder,  das  die  einzelnen  Bundes- 
staatsverfassung-en  darbieten,  von  untergeordnetem  ßange. 

Wenn  aber  schon  aus  dieser  Vergleichung  geschlos- 
sen werden  kann,  dass  die  reiche  Ausstattung,  womit  die 
norddeutsche  Union  ihre  Centralgewalt  bedacht  hat,  kei- 
neswegs etwa  auf  blosser  Laune  oder  Willkür  der  preus- 
sischen  Regierung  beruht,  dass  vielmehr  die  Angelegen- 
heiten, die  man  der  Bundesregierung  überwiesen  hat, 
auch  wirklich  nationale  Angelegenheiten  des  deutschen 
Volks  sind,  so  lässt  sich  ein  gleiches  mit  noch  grösserer 
Evidenz  auch  für  den  Grad  und  die  Art  der  Einwirkung  er- 
weisen, welche  die  Bundesgewalt  auf  jede  einzelne  Bundes- 
angelegenheit auszuüben  ermächtigt  worden  ist.  Denn  das 
Mass  von  Befugnissen,  die  ein  deutscher  Bundesstaat  seiner 
Centralgewalt  in  jedem  einzelnen  der  obenzusammengestell- 
ten Competenzkreise  zu  geben  hatte,  die  Frage,  für  welche 
Angelegenheiten  der  Bund  bloss  gesetzgeberisch,  für 
welche  andere  er  auch  als  Regierer  und  Vollzieher  auf- 
zutreten hätte,  war  durch  die  nationalen  Wünsche  aller 
deutschen  Parteien  so  zweifellos  festgestellt  worden,  dass 
der  norddeutsche  Bund  nur  zu  verwirklichen  hatte,  was 
die  Projekte  der  Jahre  1S4S  und  1849,  was  die  poli- 
tischen Erfahrungen  unseres  Volkes  seit  jener  Zeit  zu 
den  dringendsten  Postulaten  nationaler  Politik  haben 
werden  lassen.  Die  Verfassung  des  norddeutschen  Bun- 
des ist  frei  von  dem  Vorwurfe,  die  Einzelsouveränetäten 
mehr  als  nöthig  beraubt  zu  haben. 

Dies  gilt  einerseits  von  allen  den  Angelegenheiten, 
in  welchen  der  Bund  die  regierende  und  vollziehende 
Gewalt  selbst  in  die  Hand  genommen  hat.  Geradezu 
selbstverständlich  mussten  in  einem  deutschen  Bundes- 
staate sein  die  Gemeinsamkeit   der  Zölle  und  der  erheb- 
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licheren  indirekten  Steuern,  sowie  die  Massregeln,  die 
für  die  Einheitlichkeit  des  Zoll-  und  Steuersystems  ge- 
troften  sind.  Geradezu  selbstverständlich  war  es,  dass 
der  Bund  eine  genaue  und  strafte  Controle  über  die  drei 
grossen  Verkehrsanstalten  erhielt;  denn  die  Auswüchse, 
zu  denen  gerade  in  diesem  Gebiet  dynastische  Politik 
gediehen  war,  haben  nur  zu  deutlich  gezeigt,  wie  wohl 
begi'ündet  die  hier  einschlagenden  Bestimmungen  der 
Projekte  von  1848  und  1849  waren;  und  welche  gewal- 
tige Wichtigkeit  die  Eisenbahnen  als  Vertheidigungs- 
anstalten  haben,  ist  auch  dem  Laien  in  den  Kriegen  der 
Jahre  1859  und  1866  klargeworden.  K^icht  anderes  gilt 
von  den  Kormen  der  Bundesverfassung,  die  sich  auf  die 
Herstellung  von  Land-  und  "Wasserstrassen  beziehen, 
sowie  von  denjenigen,  die  die  Hebung  der  deutschen 
Schiftahrt  zum  Zwecke  haben.  Keiner  Eechtfertigung 
bedarf  ferner  die  Herstellung  eines  wirksamen  Schutzes 
der  Deutschen  im  Auslande,  oder  gar  die  einheitliche 
Organisation  einer  Bundeskriegsmarine.  Nur  in  einem 
Punkte  zeigt  die  norddeutsche  Bundesverfassung  eine 
erhebliche  Steigerung  der  Bundesgewalt  über  das  Mass 
der  Entwürfe  von   1848  und   1849"-'';    in    dem    Umfange 


25  Und  zwar  weisen  diese  Entwürfe  eine  allmähliche  Ab- 
echwächung  des  ursprünglich  projektirten  einheitlichen  Heeres- 
körpers bis  auf  eine  ziemlich  lose  Contingentsarmee  auf,  eine 
Abschwächung,  in  der  sich  die  politische  Geschichte  jener  Zeit 
nur  zu  getreu  spiegelt.  Am  weitesten  geht  der  ,, Völker  und 
Fürsten  vernichtende"  Entwurf  der  IT  Mämier  vom  2".  April  184S, 
der  das  Heerwesen  ausschliesslich  unter  die  Reichsgewalt  steDte, 
wonach  also  die  Kriegshoheit  der  deutschen  Souveräne  zu  Gun- 
sten des  Reichsoberhauptes  einfach  fortfallen  sollte.  Schon  bei 
den  Berathungen  des  Verfassungsausschusses  der  Frankfurter 
Nationalversammlung    stellte  sich  ein  allmähliches  Herabsteigen 
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nämlich,  in  welchem  die  Landesvertheidigung  und  das 
Heerwesen  zur  Disposition  des  Bundes  gestellt  ist.  Jene 
Entwürfe  halten  wie  die  Militärverfassung  des  ehemaligen 
deutschen    Bundes     an     dem  '  Contingentscharakter     der 


von  diesem  Princii)  heraus.  Während  noch  anfangs  der  Satz  pro- 
ponirt  war:  Die  bewaffnete  Macht  zu  Wasser  und  zu  Lande 
gehörf  der  Reichsgeicalt  an.  Sowohl  ihre  Einrichtung  als  Un- 
terhaltung, als  auch  die  Vertheilung  derselben  und  die  Verfü- 
gvng  über  sie  ist  Sache  der  Reichsgewalt,  gedieh  man  schliess- 
lich zu  dem  Vorschlage,  das  Heerwesen  »den  Einzelstaateu  im 
wesentlichen  zu  überlassen  und  nur  die  Gleichförmigkeit  dessel- 
ben im  Wege  der  Gesetzgebung  und  administrativer  Anordnung 
vorzuschreiben,  auch  der  Reich.sgewalt  nur  im  Falle  des  Bedürf- 
nisses die  Yertugung  über  das  Reichsheer  vorzubehalten:  doch 
sollten  wenigstens  alle  Generale  durch  die  Reichsgewalt  ernannt 
werden.  Also  eine  erhebliche  Abschwächung ,  vor  der  Dahl- 
mann  auf  das  eindringlichste  warnte.  Er  prophezeite:  „dass  die 
Gewalt  der  Dinge  den  iol)igen  Satzi  einmal  seinem  wesentlichen 
Gehalte  nach  wieder  herstellen  würde. ••  ^Droysen.  Verhandl. 
des  Verfassnngs-Aussclnisses  der  deutschen  Nationalversanind., 
1849,  I.  p.  1B1>.  Die  Reichsverfassuug  vom  2S.  März  lS4y  be- 
stimmte dann  bekanntlich,  dass  die  Wehrverfassung,  die  Organi- 
sation des  Heerwesens  und  Gesetzgeljung  darüber  ausschliesslicli 
Eeichssache  sein  sollten,  im  übrigen  wären  die  Contingentsherren 
im  Besitze  ihrer  Militärhoheit  zu  belassen.  Doch  sollte  die  ge- 
sammte  bewaffnete  I\Iacht  zur  Verfügung  des  Kaisers  stehen,  der- 
selbe auch  im  Kriegsfalle  die  commandirenden  Generale  der 
selbständigen  Corps  (nach  dem  Entwürfe  erster  Lesung  §  IS 
sollten  überhaupt  noch  alle  Generale  durch  die  Reichsgewalt  er- 
nannt werden),  sowie  das  Personal  ihrer  Hau}ptquartiere  ernennen 
dürfen.  Die  Unionsverfassuug  vom  26.  Mai  1^49  modificirte  dann 
diese  Bestimmungen  dahin,  dass  nur  die  allgemeine  Gesetzgebung 
über  Militärwesen  der  Union  zugewiesen  war.  auch  nur  im  Falle 
des  Kriegs  oder  Kriegszustandes  die  Contingente  zur  Dis]iosition 
des  Unionsvorstandes  stehen  sollten. 
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deutschen  Armee  fest;  sie  stellen  diese  nur  im  Falle  des 
Kriegs  unter  einen  gemeinsamen  Oberbefehl  und  wollen 
sie  tur  den  Frieden  nur  in  Fragen  der  Organisation  und 
Gesetzgebung  als  eine  Einheit  betrachtet  wissen.  Die 
Verfassung  von  1867  geht  von  der  Einheit  der  Bundes- 
armee aus,  stellt  sie  für  immer  unter  den  Oberbefehl 
eines  Bundeskriegsherrn  unter  die  Gesetzgebung  des 
Bundes,  reducirt  die  Rechte  der  Contingentsherrn  im 
wesentlichen  auf  Ehrenrechte.  Die  Rechtfertigung  für 
diese  tief  einschneidende  ^Neuerung  gibt  die  bereits  bei 
Bestehen  des  Bundes  von  1815  gemachte  Erfahrung, 
dass  die  Schwäche,  die  einer  blossen  Contingentsarmee 
schon  an  sich  anhaften  muss,  auf  dem  Wege  blosser  ein- 
heitlicher Gesetzgebung,  auch  wenn  diese  von  fortlaufen- 
der Controle  begleitet  ist,  niemals  beseitigt  werden  kann, 
zumal  wenn  die  Einzelstaaten  von  ganz  ungleicher  Aus- 
dehnung und  Macht  sind;  denn  es  liegt  in  der  Xatur 
der  Sache,  dass  die  kleineren  Staatswesen  stets  die  Ten- 
denz haben,  die  Militärlast  zu  Gunsten  anderer  politischer 
Aufgaben  möglichst  von  sich  abzuwälzen. 

Die  gesetzgeberische  Competenz  andererseits,  welche- 
die  norddeutsche  Bundesverfassung  ihrer  Centralgewalt 
zuweist,  ist  allerdings  eine  äusserst  reichhaltige  und  viel- 
umfassende ;  sie  überragt  bei  weitem  die  Befugnisse,  welche 
die  Legislative  in  der  nordamerikanischen  und  in  der 
schweizerischen  Unionsverfassung  erhalten  hat.  Aber 
dennoch  wird  die  Beschränkung  ihrer  gesetzgebenden 
Gewalt  von  den  norddeutschen  Souveränen  vielleicht 
am  wenigsten  schwer  empfunden  werden.  War 
doch  die  !Nothwendigkeit  einer  solchen  bereits  bei 
Bestehen  des  Staatenbundes  von  allen  Seiten    zugegeben 
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worden 2^,  hatte  doch  das  nicht  abzuweisende  Bedürfniss  ge- 
meinsamer Gesetzgebung  in  Deutschland  unter  unsäglichen 
Mühen  eine  theihveise  Befriedigung  zu  finden  bereits  begon- 
nen, soweit  an  eine  solche  überhaupt  unter  der  Bundesver- 
fassung von  1815  zu  denken  war.  Nur  ein  Gebiet  ist 
der  Bundeslegislative  Norddeutschlands  eröflfnet  worden, 
in  welchem  ihre  Competenz  nicht  allein  die  früheren 
deutschen  Projekte  bei  weitem  überbietet,  nicht  allein 
ohne  alle  Analogieen  in  den  republikanischen  Bundes- 
staatsverfassungen unserer  Zeit  dasteht,  sondern  auch  in 
hohem  Grade  als  bedenklich  erachtet  werden  muss.  Es 
ist  dies  die  Ausdehnung  der  Bundesgesetzgebung  auch 
auf  das  Verfassungsrecht  der  Einzelstaaten.  Die  nord- 
deutsche Bundesverfassung  bestimmt "-',  dass  Verfassungs- 
streitigkeiten in  einem  Staate,  dessen  Verfassung  nicht 
eine  Behörde  zur  Entscheidung  derselben  anordnet'-^,  falls 
der  auf  Anrufen  eines  der  streitenden  Theile  vom  Bun- 
desrathe  anzustellende  Sühneversuch  missglücke,  im  Wege 


'8  Auch  in  denjenigen  Reformprojekteu ,  die  den  Standpunkt 
des  Staatenbundes  nicht  verliessen.  wurde  dieselbe  anerkannt : 
vgl.  das  Münchener  Uebereinkonimen  vom  27.  Febr.  IS50,  A.  I.: 
das  sächsische  Bundesreformprojekt  vom  15.  October  1S61  nebst 
den  identischen  Noten  der  verbündeten  Cabinete  v.  2.  Febr.  1S62. 
die  österreichi-sche  Reformakte  vim  1S63.  A.  20. 

2-  A.  76.  al.  2. 

28  Folgende  Staaten  werden  also  von  dieser  Bestimmung 
der  Bundesverfassung  gar  nicht  berührt:  beide  Mecklenburg, 
wo  ja  die  Gesetzgebung  über  diesen  Punkt  mit  besonderem  Luxus 
ausgestattet  ist.  Die  durch  die  Verordnung  vom  2S.  Novbr.  1S17 
über  du'  Mittel  und  Wrrfp,  um  hei  streitigen  Fällen,  in  Ange- 
legenheiten, velche  die  Landesr-er/asmng  betreffen,  zur  recht- 
lichen Enti^chfidung  t.u  gelangen  —  errichtete  Compromissinstanz 
hat  bekanntlieh  durch  Urtheil    vom  11.  Septbr.  1S50    das  meck- 
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der  Bundesgesetzgebung  zu  erledigen  seien.  Der  Aus- 
druck Verfassungsstreitigkeiten  ist  äusserst  viel- 
sagend. Er  umfasst  allerdings  nicht  den  Fall,  dass  Mi- 
nister von  den  Ständen  Nvegen  Verfassungsverletzung 
zur  Verantwortung  gezogen  werden ;  denn  hier  handelt 
es  sich  ja  immer  zunächst  nur  um  Vollziehung  der  un- 
bestrittenen Verfassung.  Wohl  aber  erstreckt  sieh  die 
Bundescorapetenz  vermöge  jenes  Ausdrucks  auf  die  be- 
strittene Auslegung  einer  Landesverfassung,  Sie  um- 
schliesst  ferner  die  Zweifel,  die  über  die  Rechtsbestän- 
digkeit einer  Verfassung  bestehen  oder  erhoben  werden; 
bekanntlich  lässt  sich  der  verfassungsmässige  liechtszu- 
stand  einer  ganzen  Reihe  norddeutscher  Staaten  mit  er- 
heblichen Argumenten  anfechten.  Sie  umfasst  endlich 
aber  auch  die  Ausführung  einer  Landesverfassung,  sei 
es  durch  Specialgesetz,  sei  es  durch   irgend  eine  Einzel- 


knburgisch-schwerinsche  Staatso-rundgesetz  vom  lU.  Oc-toler  1S4'J 
vernichtet.  Nach  der  iiiecklenViurgisclien  Verfassuiiir  soll  das 
Scliieds<;-evicht  nicht  allein  hei  Streitigkeiten  über  Ausle.irunir  und 
Anwendung  der  Landesverfassung  entscheiden,  sondern  überhaupt 
bei  Verschiedenheit  der  Ansichten  zwischen  Regierung  luid  Ritter- 
und Landschaft  über  Loadi>iVfrf(issvii<j.  LamJestjrundgesftze. 
■^onstifje  öß'cntl/che  Vertröye.  Au-süIaukj  dir  landesherrlk-hen 
Getfidt.  competent  sein.  —  Andere  Staaten  aber  kennen  ein  ge- 
richtliches Verfahren  zwischen  Regierung  und  Ständen  nur  in 
Fällen,  wo  die  Auslegung  einzelner  Punkte  der  Verfas- 
sung bestritten  ist:  Königr.  Sachsen  iVerfass.-Urkiuide  «;  153\ 
Sachsen- Alt enhurg  i Verfass.-Urkiuide  $266.  Oldenburg 
(rev.  Staatsgrundgesetz  §  2UVI — 21 1>,  Braunschweig  Land- 
schaftsordnung §  231 1.  Die  übrigen  Verfassungen  Xorddeutsch- 
lands  sehen  ein  richterliches  Verfahren  in  Verfassungsconflikten. 
soweit  nicht  etwa  die  nünisteiielle  Verantwortlichkeit  zur  Ent- 
sclieidun?  streiti«-er  Punkte  führt,  nicht  v^r. 


3t 

Verfügung.  Denn  alles  dies  kann  Gegenstand  eines  Ver- 
fassungsstreites zwischen  Regierung  und  Ständen  werden ; 
haben  wir  doch  in  Preussen  erlebt,  dass  ein  vierjähriger 
Verfassungsconflikt  von  den  gewaltigsten  Dimensionen  über 
die  Rechtsfrage  ausgebrochen  war:  was  geschieht,  wenn 
das  Parlament  eine  provisorische  Einrichtung  in  der  Form 
eines  Budgetpostens  bewilligt  und  die  Regierung  eine 
definitive  Einrichtung  trifft:  —  Und  in  allen  diesen 
Fällen  soll  also  auf  Antrag  eines  der  streitenden  Theile 
Bundesrath  und  Bundesparlament  eintreten,  um  an  Stelle 
der  streitigen  Verfassungsnormen  neue  zu  setzen,  wobei 
nicht  etwa  der  Standpunkt  des  Rechts  entscheidend  sein 
soll,  sondern  auch  die  politische  Zweckmässigkeit  und 
die  jeweiligen  Ansichten  darüber  ein  freies  Feld  der 
ßethätigung  linden  können.  Man  darf  sich  dies  nur  klar 
machen,  um  sofort  zu  ermessen,  dass  mit  einer  solchen 
Bestimmung,  so  anlockend  sie  auch  für  gewisse  Fragen 
der  Gegenwart  scheinen  mag,  der  gesammte  verfassungs- 
mässige Rechtszustand  der  deutschen  Staaten  in  Frage 
gestellt  wird,  während  der  norddeutsche  Bund  sich  doch 
die  Aufgabe  setzt,  das  innerhalb  seines  Gebietes  geltende 
Recht  zu  schützen.  Was  zu  dieser  in  ihrer  Tragweite 
ganz  unberechenbaren  Bestimmung  Veranlassung  gab, 
dürfte  freilich  nicht  schwer  verständlich  sein.  Dass  der 
Bund  den  VerfassungsconÜikten  der  Einzelstaaten  schlech- 
terdings nicht  gleichgiltig  gegenüberstehen  kann,  dass 
ihm  in  jedem  Falle  die  Möglichkeit  gewährt  werden 
muss,  denselben  die  gefährlichen  Spitzen  abzuschneiden, 
diese  2sothwendigkeit  bedarf  keines  Erweises.  Zu  sol- 
chem Zwecke  nun  etwa  nach  dem  Vorgange  des  deut- 
schen Bundesschiedsgerichts  von  18.34  oder  gar  nach 
den  so  äusserst  einschneidenden  V'orschlägen  der  Reform- 
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Projekte  von  1S4S  und  1849  eine  gerichtliche  Instanz  zu 
bestellen,  wäre  mehr  als  bedenklich.  Denn  für  gericht- 
lichen Austrag  eignet  sich  immer  nur  der  Streit  über  Aus- 
führung und  Anwendung  Ton  Verfassungssätzen ,  nimmer 
mehr  aber  der  über  Bestand  und  Inhalt  derselben.  Eine 
souveräne  Staatsgewalt,  welche  eine  Gerichtsbarkeit  über 
sich  anerkennt,  welche  die  IS'ormen,  unter  denen  sie  Ge- 
setzgebung, Kegierung  und  Vollziehung  üben  soll,  durch 
Richterspruch  empfängt,  verliert  eben  damit  ihre  Souveräne- 
tät,  wird  zu  blosser  Landeshoheit.  Aber  unmöglich  konnte 
doch  dieser  Umstand  nun  einen  Grund  abgeben,  um  der 
Bundesgewalt  statt  der  gerichtlichen  eine  gesetzgebe- 
rische Competenz  in  Landesverfassungssachen  mit  mate- 
rieller Unbeschränktheit  einzuräumen.  Vielmehr  führt 
gerade  jener  Gesichtspunkt  auf  den  Weg,  auf  welchem 
dem  Bunde  die  nothwendige  und  heilsame  Einwirkung 
auch  auf  dieses  Gebiet  zu  eröffnen  ist.  Der  Kern  der 
politischen  Aufgaben,  mit  denen  die  Gegenwart  ringt, 
liegt  offenbar  in  der  Stellung ,  welche  den  beamteten 
Organen  der  Staatsgewalt,  den  Behörden  zu  geben  ist. 
Unsere  Zeit  strebt  danach,  die  Controle  über  die  Gesetz- 
mässigkeit ihrer  Amtshandlungen  mit  grösseren  Garan- 
tieen  zu  versehen,  als  sie  unsere  geschriebenen  Verfas- 
sungen bieten.  So  wird  denn  auch  das  einzige  Rechts- 
mittel, das  im  modernen  Staate  bei  Verfassungsstreitig- 
keiten indicirt  ist.  das  Recht  der  Stände  sein,  die  Beam- 
ten wegen  verfassungswidrigen  Verhaltens  zur  Verant- 
wortung und  Bestrafung  zu  ziehen.  Und  hier,  an  diesem 
für  unsere  politische  Zukunft  geradezu  entscheidenden 
Punkte  wäre  die  Stelle,  wo  dem  Bundesgerichte,  einer 
Institution,  die  ja  an  sich  —  wir  werden  es  gleich  sehen 
—  in  dem  neuen  Bundesstaate  imvermeidlich   sein  wird, 
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die  Competenz  auch  in  Landesverfassungssachen  zu  ge- 
währen sein  dürfte.  Ehe  man  aber  darauf  die  Bundes- 
legislative erstreckte,  hätte  man  besser  gethan,  nach  dem 
Vorgange  der  nordamerikanischen  und  schweizerischen 
Constitutionen-^  sich  eines  jeden  Eingreifens  in  dieses 
Gebiet  zu  enthalten.  3" 

4.  Abgesehen  von  diesem  Punkte  wird  nicht  in 
Abrede  gestellt  werden  können,  dass  durch  die  Angele- 
genheiten, die  man  unter  die  Competenz  des  norddeut- 
schen Bundes  gestellt  hat,  durch  die  Art,  wie  ihre  Re- 
gulirung  von  Bundeswegen  erfolgt,  dringenden  nationalen 
Interessen  in  Wahrheit  entsprochen  wird.  Aber  man 
kann  vielleicht  die  Frage  aulwerfen,    ob  denn    die  nord- 


29  In  den  vereinigten  Staaten  Nordamerikas  hat  das  Bundes- 
gericht über  die  Verfassung  der  Einzelstaaten  keine  Competenz. 
Die  Union  hat  überhaupt  darüber  nichts  zu  bestimmen,  abgesehen 
von  der  Garantie,  die  sie  jedem  Staate  für  die  republikanische 
Regierungsform  gewährt,  Const.  of  the  U.  St.  A.  IV.  sect.  4.  In 
der  Schweiz  urtheilt  das  Bundesgericht  nur  über  Verletzungen 
der  Cantonsverfassungen.  und  nur  wenn  die  Bundesversammlung 
die  Klage  genehmigt,  schweizerische  Bundesverfassung  A.  105.  5. 

30  Andere  specielle  Einwendungen  gegen  die  Zweckmässig- 
keit des  A.  76  der  B.-V.  sind:  In  Preussen  hat  sich  der  Versuch, 
Verfassungsconflikte  im  Wege  der  Gesetzgebung  auszugleichen, 
nicht  bewährt.  Eine  durch  den  Bund  octroyirte  Gesetzgebung 
wird  von  dem  betroffenen  Staate  immer  als  grosse  Härte  empfun- 
den werden.  Sodann  bleibt  ja  die  durch  A.  76  proponirte  Lösung 
von  Verfassungsconflicten  immer  eine  höchst  unsichere.  Wie. 
wenn  nun  das  erhoffte  Bundesgesetz  nicht  zu  Stande  kommt? 
Und  dies  wird  bei  allen  irgendwie  erheblichen  Fällen  voraussicht- 
lich immer  eintreten,  der  ursprünghch  lokalisirte  ConHiki:  wird 
dann  ein  allgemeiner. 

y.  Martitz,  Verfassung  d.  nordd.   Bundes.  3 
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deutsche  Union  eine  genügende  Consolidation  aller  der 
Angelegenheiten,  die  unser  Volk  für  nationale  erachtet, 
bereits  erreicht  hat?  Oder  ist  es  vielleicht  voraussicht- 
lich, ist  es  erstrebenswerth ,  dass  der  Umfang  der  Bun- 
descompetenz  in  allmählichem  Fortschreiten  sich  erwei- 
tere bis  zu  dem  Punkte,  wo  die  kleinen  deutschen  Staa- 
ten von  dem  deutschen  Staate  der  Zukunft  gänzlich  auf- 
gesogen sein  werden:  Mit  andern  Worten,  darf  der  Ein- 
heitsstaat das  Ziel  unserer  nationalen  Bestrebungen  sein  ? 
Dass  in  einer  ganzen  Reihe  von  Angelegenheiten 
eine  Erweiterung  der  Bundescompetenz  bevorsteht,  lässt 
sich  ohne  allzu  grosse  Kühnheit  schon  jetzt  prophezeien; 
zunächst  betreffs  des  Umfangs,  den  die  Legislative  erhal- 
ten hat.  Mit  den  Angelegenheiten  des  A.  4  der  Bun- 
desverfassung wird  es  auf  die  Dauer  nicht  abgethan  sein. 
Dass  die  Justizgesetzgebung  sich  im  Privatrechte  nur 
auf  das  Obligationenrecht  beschränken  soll,  ist  eine  baare 
Wunderlichkeit,  die  zur  Ausführung  gebracht,  nicht  ein- 
mal unschädlich  sein  würde.  Das  praktische  Bedürfniss 
drängt,  seitdem  wir  eine  deutsche  Wechselordnung  und 
ein  deutsches  Handelsgesetzbuch  haben,  weit  mehr  auf 
legislative  Beform  des  Sachen-,  vor  allem  des  Inamobiliar- 
sachenrechts, als  des  Rechts  der  Schuldverhältnisse.  Dass 
ein  allgemeines  Bundesbürgerrecht  geschaffen  werden 
muss,  ist  wohl  unzweifelhaft,  ebenso  wie  die  Nothwen- 
digkeit,  dass  die  Bundesgesetzgebung,  welche  alle  Bun- 
desangehörige zu  politischer  Thätigkeit  aufruft,  ihnen 
auch  ein  gewisses  Gleichmass  an  politischen  Rechten 
bezugs  der  Presse,  des  Vereins-,  des  Versammlungsrechts 
gewähren  muss.  Es  ist  ferner  zu  bedauern,  dass  die 
Bundesverfassung  ausser  etwa  einem  Budgetposten  nicht 
die  geringste  Handhabe    bietet,   um   monumentale  Natio- 
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nalwerke,  die    über  das  Interesse    oder    die   Kräfte    des 
Einzelstaates  hinausgehen,  zu  begründen    oder  fortzufüh- 
ren.    Sogar  die   nordamerikanische  ünionsverfassung  er- 
wähnt als  Motiv  einer  Bestimmung  die  Beförderung  des 
progress  of  science    and  useful  arts^\  und  bekannt    ist, 
wie  die  schweizerische  Bundesverfassung  durch  ausdrück- 
liche Sanktion  ihrer  Centralgewalt   die   Befugniss    zubil- 
ligte, eine  Universität  und  eine  polytechnische  Schule  zu 
gründen.      Sodann    ist    es    keinenfalls    unwahrscheinlich, 
dass  die  diplomatischen  und  militärischen  Rechte,  welche 
die  Bundesverfassung  den  Souveränen   belassen    hat,  all- 
mählich in  Nichtausübung  kommen  werden.  Insbesondere 
scheint  es.  als  wenn  das  jedem  Contingent   des  Bundes- 
heeres vorbehaltene  separate  Avancement  der  Subaltern- 
und    Stabsofficiere     zu    grossen    Ungleichheiten    führen 
könnte.     Endlich    und    vor   Allem   weist   die  Bundesver- 
fassung in    den  zum  Schutze    des  innerhalb    des  Bundes 
geltenden  Rechts  getroffenen  Bestimmungen  die  empfind- 
lichsten Lücken  auf.      Dass    die    Bundesgewalt,   die   wie 
jede  andere    Staatsgewalt   zahllose    privatrechtliche  Ver- 
bindlichkeiten eingeht,    duf   gerichtlichem  Wege    zu  Er- 
füllung derselben    nicht    angehalten    werden    kann,  dass 
ein  Bundesfiscus  juristisch  nicht  existirt,  dürfte  ein  ganz 
unhaltbarer    Zustand    sein:    der    blosse    Beschwerdeweg 
kann  für  solche  Fälle  doch  nimmermehr  genügen.^-  Auch 

31  Const.  of  the  U.  St.  A.  I,  sect.  8. 

32  Die  \eusserung  eines  Mitglieds  des  constituirenden  Bun- 
desparlaments  y.stcnogr.  Berichte  p.  672s  dass  der  norddeutsche 
Bund  auch  schon  ietzt  nach  gemeinem  Recht  da  zu  belangen  sei, 

wo  er  contrahirt",  d.  h.  also,  dass  die  Bundesgewalt  der  nord- 
deutschen Uiüon    unter  der   Gerichtsbarkeit   des  berliner  Stadt- 
gerichts stehe,  ist  wohl  nur  als  Scherz  gemeint. 
^  3* 
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ist  mit  dem  Aufhören    des    deutschen  Bundes    von  1815 
keineswegs    das     Bedürfniss    nach    einem    gerichtlichen 
Organ  mit  der  Competenz  des  A.  30    der  Wiener  Schl- 
A.  erloschen.     Ebenso  ist  schon  oben  gezeigt,   dass  eine 
Entscheidung    von  Streitigkeiten    unter  den    Bundesglie- 
dern selbst,  wie  sie  A.  76    der  Bundesverfassung   durch 
Erledigung    seitens    des    Bundesraths    auf   Anrufen    des 
einen  Theils  in  Aussicht  stellt,  doch  eine  äusserst  unbe- 
stimmte und  unzureichende  ist;    unzureichend  deswegen, 
weil  ja  damit   innerhalb   des   Bundesstaats    nicht   einmal 
die   Möglichkeit    völkerrechtlicher   Eigenmacht    beseitigt 
ist ;  denn  nur  auf  Anrufen  eines  der  Streitenden  hat  der 
Bund  sich  einzumischen ;  unbestimmt ,  weil  nur  eine  Er- 
ledigung des  Streits  durch  den  Bundesrath  verheissen  ist, 
keineswegs    eine    auf  Rechtsgründe   gestützte   Entschei- 
dung.    In  einer  solchen  Erledigung  kann  auch  der  beste 
völkerrechtliche    oder    staatsrechtliche    Bechtstitel.    den 
einer   der  Bundesstaaten    hat,   leicht    zu    Falle    gebracht 
werden;  und  es  lässt  sich   doch   wahrlich  nicht  absehen, 
wie  Rechtsansprüche,  die  Bundesglieder   an  einander   zu 
haben  glauben,  falls  der  völkerrechtliche  Weg   zu  ihrer 
Geltendmachung  —  wie  wenigstens  theilweise  geschehen 
—  abgeschnitten    wird,    anders  als   nach   Rechtsgründen 
entschieden  werden  sollen ;   es  müsste  denn  Rechtslosig- 
keit  als  oberstes  Princip  gelten,   was  ja   die  Bundesver- 
fassung   keinenfalls    gewollt    hat.      Eine   bundesräthliche 
Erledigung  mag   bei   blossen  Interessestreitigkeiten  zwi- 
schen   Einzelstaaten,   sie    mag    bei    Bundesadministrativ- 
sachen,  sie  mag  auch  allenfalls  im  summariissimum  zum 
Schutze  des  jüngsten  Besitzes  am  Platze  sein;  der  Bun- 
desrath wird   sehr   passend   mit   Sühneversuchen    zu   be- 
trauen sein,  an  welche  der  A.   76   der  Bundesverfassung 
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wol  zumeist  gedacht  hat.  Alle  wirklichen  Streitfälle  ver- 
langen aber  eine  Entscheidung  in  rechtlichem  Verfahren, 
und  dass  die  Unterwerfung  unter  dasselbe  der  einzige 
Weg  sei,  auf  dem  sie  ausgemacht  werdeil,  gebietet  die 
Natur  des  Bundesstaats.  Man  wird  kaum  umhin  können, 
nach  dem  Vorgange  der  nordamerikanischen  und  schwei- 
zerischen Verfassung  auch  für  die  norddeutsche  Union 
ein  Bundesgericht  mit  der  Abui'theilung  der  Streitigkeiten 
zwischen  den  Bundesgliedern  zu  betrauen.  Und  leicht 
ergibt  es  sich,  dass  diesem  Bundesgericht  auch  die  beiden 
vorhin  besprochenen  Competenzkreise ,  sodann  die  Straf- 
fälle des  A.  74  der  Bundesverfassung  zu  eröffnen  sein 
würden,  woran  sich  dann  nach  der  oben  gewonnenen 
Einsicht  eine  richterliche  Cognition  über  die  Amtshand- 
lungen von  Bundes-  und  Landesbeamten,  welche  ihre 
Verantwortlichkeit  für  die  Gesetzmässigkeit  derselben  zu 
realisiren  bestimmt  ist,  anreihen  müsste.  "Was  übrigens 
die  Bildung  eines  solchen  Bundesgerichts  betrifft,  so  liegen 
hiefür  bereits  aus  der  Zeit  des  ehemaligen  deutschen 
Bundes  mannichfache  Erfahrungen  vor.  Der  Bundesrath 
zunächst  hat  keinenfalls  die  Qualification ,  ein  richterliches 
CoUegium  zu  bilden,  da  er  nur  nach  Instructionen  ab- 
stimmt. Ein  Austrägalverfahren  aber  im  Sinne  des  A.  1 1 
der  Bundesakte  von  IS  15  ins  Leben  zu  rufen,  möchte 
gleichfalls  sich  nicht  empfehlen.  Die  wandernde  Justiz 
mag  mit  dem  alten  Bunde  begraben  sein ;  eine  constante 
Rechtspflege  fordert  einen  festen  Gerichtshof  Ferner 
würde  es  nicht  angemessen  sein,  wenn  eins  der  bestehen- 
den Territorialgerichte  zum  Bundestribunal  erhoben  würde. 
Die  wichtigsten  Interessen  unseres  gesammten  Staatlebens 
können  nicht  so  nebenher  einem  zu  privat-  und  strat- 
richterlicher   Thätigkeit   berufenen   CoUegium   anvertraut 
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werden.  Ein  Bundesgerichtshof  wird  von  Bundeswegen 
neu  zu  constituiren  sein.  Bei  seiner  Zusammensetzung 
endlich  wird,  da  hiebei  das  Volk  nicht  minder  als  die 
Regierungen  interessirt  ist,  auch  dem  Bundesparlament 
eine  Mitwirkung  gewährt  werden  müssen. 

Mag  nun  also  nach  diesen  und  vielleicht  nach  an- 
dern Richtungen  hin  eine  Erweiterung  der  Bundescom- 
petenz  über  das  Mass  der  Verfassung  von  1S67  hinaus 
bevorstehn,  dennoch  würde  es  im  hohen  Grade  bedenk- 
lich sein ,  wenn  derartige  Verfassungsänderungen  die 
Grenzen  überschritten,  die  den  Bundesstaat  vom  Einheits- 
staat scheiden.  In  Deutschland  ebensowenig  wie  in  Nord- 
amerika oder  in  der  Schweiz  wird  der  Bundesstaat  eine 
bloss  transitorische  Verfassungsform  vorstellen  dürfen. 
Einer  Umschmelzung  desselben  in  den  Einheitsstaat  stehn 
die  allererheblichsten  Interessen  entgegen,  welche  eine  nur 
in  der  Unionsverfassung  zu  bietende  Mannichfaltigkeit 
des  nationalen  Lebens  gebieterisch  fordern.  Man  muss 
sich  nur  klar  darüber  werden,  dass  die  Einheitsform  des 
Staates  immer  auch  eine  Centralisation  der  Aufgaben, 
die  das  Volk  an  seine  Staatsgewalt  stellt,  bedingen  muss. 
Diese  Centralisation  mag  strafier,  sie  mag  weniger  scharf 
gehandhabt  werden  zu  Gunsten  grösserer  Selbständigkeit 
und  eines  gewissen  Masses  von  Autonomie  für  die  Pro- 
vinzialverwaltung.  Sie  wird  doch  aber  in  dem  Sinne 
unvermeidlich  sein,  dass  alle  Beamten  den  Anweisungen 
der  Centralstelle  zu  folgen  haben ,  dass  bei  dieser  die 
politische  Initiative  sowie  die  Entscheidung  in  allen  we- 
sentlichen Fragen  concentrirt  bleibt.  Ist  dem  aber  so,  dann 
läset  sich  unschwer  eine  ganze  Reihe  von  Angelegenheiten 
aussondern ,  für  welche  die  Beibehaltung  der  bisherigen 
staatlichen  Vielgestaltigkeit  einer  Zusammenfassung  durch 
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eine  alleinige  Staatsgewalt  entschieden  vorzuziehen  sem 
„.öchte.     Es  ist  vor  Allem  unsere  reiche  C»ltur     uns 
gesammtcs    geistiges    Leben  ,    den>    das    Anfgehn    der 
deutschen   Staaten    in   ein    einziges    tememwesen   kern 
Heil  bringen   würde.    Hier  Uegt   die  berechtigte   Seite 
de»  deutschen  Partikularismus;  hier  ist  seine  Beibehaltung 
poUtische  Pflicht.    Man  hört  z.  B    neuerdings  vie    von 
der  deutschen  Nationalkirche  als  der  Kirche  der  Zukunt^ 
sprechen  •,  da  aber  noch  immer  nicht  feststeht,  auf  welchem 
Bekenntniss  diese  begründet    werden  soll,    ob  auf  dem 
römisch-   oder  deutsch -katholischen,   ob  auf  dem  un.rt- 
evangelischen  oder  alt-lutherischen,  so  bleibt  eben  nichts 
übrig  als  eine  Beibehaltung  der  bisherigen  Kirchenver- 
^assu'ngen,   also   des  Systems  der  Landeskirchen  tur  die 
Lutheraner.     Unsere  deutschen   Universitäten  und  Aka- 
demieen    wird    kein    Kundiger    einem   einzigen    Cultus- 
^Iterium  unterordnen  wollen.     Der  Wetteiter  der  Re- 
giernngen  hat  hier  nur  Segenvolles  gest.ltet    Ob  unsere 
Cstinstitute  ohne  das  Interesse   und  den  Schutz,    den 
ihnen  die  deutschen  Höfe   zu  Theil  werden  lassen ,    ge- 
deihen können,  ist  mehr  als  fraglich^     ""'^1'^^ 
dieienigen    deutschen  Residenzen,   die   zugleich   M.ttel- 
pnlte  unserer  Cultur  sind,  -   und   das  ist  eine  ganze 
Reihe  -  sobald   sie  ihre  politische  Qualität  als  Haup  - 
ftadte  verlieren,  auch  in  geistiger  Hinsicht  zu  Prov.nzial- 
städten  herabgedrückt  werden,  dass  »erhaupt    er  Geg  n 
satz  zwischen  Residenz  und  Provinz  an  die  Stel  e  nnserer 
so  reich  gegliederten  und  individualisirten  Gesittung    re- 
1  mnss     Aber  nicht  allein  auf  'die  PHege  der  Cultur 
kann  die  Mannichfaltigkeit  des  staatlichen  Lebens,   wie 
sie  allein  eine  Bundesverfassung  gewährleistet,  nur  gün- 
stig wirken;   auch   für  rein  politische  Fragen  ist  sie  in- 
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dicirt.  Dies  ^It  sicherlich  für  die  Justizgesetzgebung. 
Ein  gemeines  Recht  in  Deutschland  wird  wesentlich  nur 
immer  den  Charakter  des  subsidiären  Rechts  tragen  können. 
Es  gilt  femer  von  der  den  politischen  und  nicht-politischen 
Corporationen  zugewendeten  Thätigkeit  des  Staats,  die 
man  als  oberaufsehende  zu  generalisiren  gewohnt  ist.  Es 
gilt  sodann  von  den  unübersehbar  zahllosen  Angelegen- 
heiten, die  unter  die  Polizeigewalt  des  Staates  fallen. 
Sie  bilden  den  Mittelpunkt  der  gesammten  Administration 
nach  deutscher  Auflassung;  sie  fuhren  die  Staatsgewalt 
in  unmittelbare  Berührung  mit  den  Einzelnen.  Und  die 
lokale  imd  provinzielle  Selbständigkeit,  die  ja  eine  Mehr- 
heit von  Staatswesen  in  vollkommenster  Weise  darbietet, 
möchte  hier  doch  bei  weitem,  falls  es  sich  nicht  um  allge- 
meine nationale  Zwecke  handelt, ^^  der  Centralisation  zu 
Händen  einer  nur  von  einer  .einzigen  Stelle  abhängigen 
Beamtenhierarchie  vorzuziehen  sein.  Ist  es  aber  richtig, 
dass  alle  diese  Interessen  in  individualisirter  Pflege,  wie 
sie  eben  eine  Vielheit  von  Staaten  ermöglicht,  besser  als  im 
Einheitsstaat  gedeihen  würden,  so  ist  damit  endlich  auch 
die  Nothwendigkeit  einer  gesonderten  Finanzverwaltung 
für  jeden  einzelnen  der  verbündeten  Staaten  gegeben. 

Wie  weit  nun  aber  auch  im  norddeutschen  Bundes- 
staat durch  Verfassungsänderung  der  Umfang  der  Bundes- 
competenz    zu   Ungunsten   der  Einzelstaaten    ausgedehnt 


^^  Polizeiliche  Massregeln  aUgeraeiner  Natur  trifft  der  Bund 
in  Angelegenheiten  der  Fremdenpolizei,  worüber  freilich  ein  Gesetz 
bevorsteht,  A.  4  Nr.  1  der  B.-V.,  sodann  in  Sachen  des  Passwesens 
(Bundesgesetz  vom  12.  Oktober  1867  §.  y),  der  Medicinal-  und 
Veterinärpolizei,  A.  4  Nr.  15.  der  B.-V.;  endlich  im  Falle,  dass 
die  öffentliche  Sicherheit  im  Bundesgebiete  bedroht  ist,  A.  6& 
der  B.-V. 
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•werden  möge,  daran  ist  immer  festzuhalten,  dass  juristisch 
die  Bundesgewalt  nur  als  von  den  letztem  constituirt  zu 
gelten  hat ;  dass  sie  demnach  ihre  rechtliche  Grundlage 
nur  in  der  Souveränetät  der  einzelnen  Bundesstaaten 
findet.  Daher  bedarf  es  zu  jeder  neuen  Erweiterung  der 
Bundesgewalt  einer  besondern  Festsetzung ,  und  soweit 
das  nicht  geschehen  ist,  verbleiben  die  Bundesstaaten  im 
Besitz  ihrer  materiellen  Hoheitsrechte,  ein  Vorbehalt,  den 
die  beiden  republikanischen  Bundesstaatsverfassungen  und 
die  deutschen  Projekte  von  1848 'und  1849  ausdrücklich 
aussprechen;^^  daher  ferner  ist  im  Zweifel  für  die  Com- 
petenz  der  Einzelstaaten  und  nicht  für  die  Bundesgewalt 
zu  präsumiren;  daher  endlich  ist  der  norddeutsche  Bund 
kein  „Reich"  im  historischen  JSinne  dieses  Wortes.  ^^ 


3'  Const.  of  the  U.  St.  Amendment  X.  Schweiz.  Bundes- 
verfassmig  A.  .3.  Entwurf  der  17  Männer  vom  26.  April  1S4S  §.  2. 
Deutsche  Reichsverfassung  vom  2S.  März  lS4y  §.  5.  Uuionsver- 
fassung  vom  2H.  Mai  lS4y  §.  b. 

25  Der  Ausbruch  Bl  untschli 's,  Modernes  Völkerrecht  der 
civilislrten  Staaten^  Nördlinqen  ISöS,  §.  "0^  dass  der  norddeutsche 
Bund  .,ein  Comjjroratss  von  verschiedenen  idealen  und  realen 
Mächten  sei.  so  jedoch ,  dass  immerhin  die  Natur  des  Staaten- 
reichs"- überwiege  (ähnliches  sagt  Zöpfl  in  seinen  Glossen  zum 
Ent^viirfe  der  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes,  deutliche 
Viertel  Jahrschrift  IbGT  A>.  118  p  46")  ist  demnach,  wenn  über- 
haupt mit  der  letztem  Bezeichnung  ein  juristischer  Begriff  ver- 
bunden sein  soU.  nicht  zutreffend.  Im  Reiche  erscheint  die 
Selbständigkeit  der  Einzelstaaten  als  Austluss  der  Reichsgewalt; 
die  letztere  ist  zur  Einziehung,  zur  Mediatisirung,  zur  Säculari- 
sirung  derselben  befugt.  Im  Reiche  spricht  die  Präsumtion  nicht 
für  die  Landesherm  und  ihre  Territorien,  sondern  für  die  Reichs- 
gewalt. Dass  dieser  Satz  zur  Zeit  des  deutschen  Reichs  bestritten 
wurde,  hatte  einen  tendenziösen  Grund.  Hauptbeispiel  eines  Reichs 
ist  gegenwärtig  die   österreichische  Monarchie  in  ihrer  heutigen 
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5.  Das  Organ,  welches  die  Bundesverfassung  mit 
der  Verwaltung  der  in  dem  obigen  juristisch  und  po- 
litisch erwogenen  Bundesangelegenheiten  betraut  hat,  ist 
der  Bundesrath,  ein  Collegium,  das  sich  aus  Bevollmäch- 
tigten der  Einzelstaaten  unter  dem  Vorsitze  eines  preussi- 
schen ,  des  Bundeskanzlers ,  zusammensetzt.  Und  zwar 
sind  bei  Formation  des  Bundesraths  alle  Staaten  gleich- 
massig  betheiligt;  eine  Zusammenlegung  der  kleineren  in 
Curien  hat  man  vermieden,  da  bei  einer  solchen  nach 
den  Erfahrungen  des  -ehemaligen  deutschen  Bundes  die 
Gefahr  einer  Verschleierung  der  Majorität  nicht  zu  ver- 
meiden ist.  Doch  ist  dem  Grössenverhältniss  der  ein- 
zelnen Staaten  gemäss  die  Stimmenzahl  ungleich  ver- 
theilt,  wofür  man  als  Norm  die  Stimmvertheilung  bei 
Plenarbeschlüssen  der  ehemaligen  Bundesversammlung 
adoptirt  hat.  Die  Beschlüsse  werden  mit  Ausschluss  der 
Verfassungsänderungen  mit  einfacher  Majorität  der  jedes- 
mal vertretenen  Staaten  gefasst;  nicht  instruirte  Stimmen 
werden  nicht  mitgezählt,  ein  Aufschub  der  Stimmabgabe 
mangels  Instruction,  ein  Offenhalten  des  Protokolls  findet 
nicht  statt.  Bei  Stimmengleichheit  gibt  die  Präsidialstimme 
den  Anschlag;  dieselbe  hat  aber  in  drei  Angelegenheiten 
eine  Veto,  nämlich  bei  Beschlüssen  über  MilitärWesen 
und  die  Kriegsmarine;  sodann  bei  solchen  über  das  Zoll- 
wesen ,  die  gemeinschaftlichen  Consumtiönssteuern ,  die 
Massregeln,  die  in  den  Zollexclaven  zur  Sicherung  der 
Zollgrenze   erforderlich    sind ,    alle   Handels  -   und  Schitf- 


verfassungsmässigen  Gestaltung.  Dass  die  beiden  deutschen  Pro- 
jekte vom  28.  März  und  26.  Mai  1849  ein  Mittelding  zwischen 
Eeich  und  Bundesstaat  im  Auge  hatten,  hat  bereits  Stahl,  die 
deutsche  Reichsverfassung,  IL  Aufl.,  Berlin  1849,  ;>.81,  bemerkt. 
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fahrtsverträg-e;  36  endlich  bei  Beschlüssen  über  Auflösung- 
des  Reichstags. 

Damit  es  dem  Bundesrathe  nicht  an  Kräften  fehle, 
die  den  vielen  zu  Bundessachen  erklärten  Aufgaben  auch 
technisch  gewachsen  seien,  ist  es  jedem  Einzelstaat  frei- 
gestellt die  Anzahl  der  ihm  im  Bundesrathe  zustehenden 
Stimmen  durch  die  gleiche  Zahl  von  Bevollmächtigten 
vertreten  zu  lassen.  Der  Bundesrath  ist  kein  diploma- 
tischer Körper,  sondern  ein  sich  aus  einer  Reihe  von 
Fachmännern  zusammensetzendes  Colleg-ium.  Doch  hat 
die  Präsidialmacht  des  Bundesraths  sich  verptlichtet,  den 
Mitgliedern  dieser  Behörde  den  üblichen  diplomatischen 
Schutz  zu  gewähren.  Die  Mitglieder  des  Bundesraths 
stimmen  nach  Instruktionen  ab,  die  natürHch,  falls  der- 
selbe Staat  mehrere  Bevollmächtigte  sendet,  einheitlich 
gegeben  sein  müssen.  Zum  Zwecke  eingehender  Bear- 
beitung der  Bundesangelegenheiten  zerlegt  sich  der 
Bundesrath  in  sieben  Ausschüsse,  von  denen  zwei,  näm- 
lich der  tur  das  Landheer  und  die  Festungen  und  der  für 
das  Seewesen,  durch  die  Präsidialmacht  zusammengesetzt: 
die  übrigen. fünf,  nämlich  1.  der  für  Zoll-  und  Steuer- 
wesen, 2.  für  Handel  und  Verkehr,  3.  für  Eisenbahnen. 
Post  und  Telegraphen,  4.  für  Justizwesen,  5.  für  Rech- 
nungswesen durch  den  Bundesrath  gewählt  werden.     In 

36  Das  preussische  Veto  für  diese  beiden  grossen  Competenz- 
kreise  drückt  die  B.-V.  A.  5.  und  A.  37  so  aus.  dass  die  preussische 
Stimme  in  diesen  Angelegenheiten  den  Ausschlag  gibt,  wenn  sie 
sich  für  Aufrechterhaltung  der  bestehenden  Einrichtungen  aus- 
spricht. Das  heisst  unniitzer  Weise  Worte  machen.  Die  Be- 
schlüsse des  Bundesraths  haben  immer  nur  die  Absicht,  das  Be- 
stehende abzuändern.  Beibehaltung  des  Bestehenden  ist  nicht 
Objekt  einer  Beschliissfassung. 
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jedem  Ausschuss  müssen  die  Präsidialmacht,  ausserdem 
noch  mindestens  zwei  Staaten  3"  vertreten  sein.  Inner- 
halb der  Ausschüsse  führt  jeder  Staat  nur  eine  Stimme. 
Der  Bundesrath  ist  keine  perennirende  Behörde, 
sondern  er  wird  zu  Sessionen  durch  die  Präsidialmacht 
einberufen.  Er  setzt  dann  sich  und  seine  Ausschüsse 
jedesmal  neu  zusammen.  Eine  Berufung  des  Bundes- 
raths  muss  indess  erfolgen  1.  zugleich  mit  der  Berufung 
des  Bundesparlaments,  2.  wenn  sie  durch  einen  oder 
mehrere  Staaten ,  die  zusammen  fünfzehn  Stimmen  im 
Bundesrathe  ausmachen,  verlangt  wird,  3.  jährlich  min- 
destens einmal.  Doch  kann  die  Berufung  auch  öfters  er- 
folgen, insbesondere  zur  Vorbereitung  der  Reichstags- 
arbeiten. Die  Erötlnung  des  Bundesraths,  seine  Ver- 
tagung und  Schliessung  steht  ausschliesslich  der  Prä- 
sidialmacht zu ,  doch  gibt  er  sich  seine  Geschäftsord- 
nung selbst. 

Anders  als  der  Bundesrath  hat  der  Vorsitzende 
desselben ,  der  Bundeskanzler ,  eine  dauernde  Thätigkeit 
im  Bundesinteresse  zugewiesen  erhalten.  Er  bedient  sich 
hiefür  theils  der  Bundesbeamten,  theils  des  preussischen 
Beamtenpersonals,  theils  endlich  auch  der  Bundesaus- 
schüsse, für  welche  eine  über  die  Dauer  der  einzelnen 
Bundesrathssessionen  hinausreichende  Wirksamkeit  in 
Aussicht  genommen  ist. 

Welches    ist  nun  aber,    so   fragen    wir,    der  staats- 


^"  Durch  die  Militärconvention  vom  7.  Februar  ISGT  hat 
sich  die  Präsidialmacht,  gegenüber  der  kgl.  sächsischen  Regierung 
verpflichtet  dieselbe  jederzeit  im  Ausschuss  für  das  Landheer 
und  die  Festun^ren  vertreten  sein  zu  lassen. 
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rechtliche  Gedanke ,  der  dieser  Bundesorg-anisation  zu 
Grunde  liegt:  Die  Antwort  kann  nicht  zweifelhaft  sein. 
Die  Centralg-ewalt  des  norddeutschen  Bundesstaats  ist 
nicht  einheitlich,  sondern  collegialisch  formirt.  Sie  ruht 
nicht  bei  einem  Oberhaupte,  sondern  bei  der  Gesammt- 
heit  der  Bundesglieder.  Es  ist  ein  Princip  von  gewaltigem 
Inhalt,  das  hiermit  dem  Keubau  des  nationalen  Staates 
zu  Grunde  gelegt  wird,  ein  Princip,  wie  es  in  dieser 
Reinheit  in  keinem  der  früheren  deutschen  Projekte, 
nicht  einmal  in  den  Entwürfen  Oesterreichs  und  der 
Mittelstaaten,  die  sich  doch  von  dem  Gedanken  des 
Staatenbundes  nicht  freizumachen  vermochten  3"*,  zum  Aus- 
drucke gekommen  ist.  Die  deutschen  Souveräne  sollen 
nicht  bloss  in  dem  wohlgarantirten  Besitze  eines  nackten 


38  Dieselben  hatten  eine  sehr  erkennbare  Tendenz  gegen  die 
deutschen  Kleinstaaten.  Vgl.  nauientUch  das  Projekt  des  Mün- 
chener Uebereinkommens  vom  27.  Februar  1S50,  welches  die 
gesamuate  Bundesregierung  in  die  Hand  eines  Siebendirektoriunis 
(Oesterreicb,  die  fünf  Königreiche,  eme  hessische  Curie)  zu  legen 
gedachte  und  allen  übrigen  Staaten  es  freistellte,  ihre  Verbindimg 
mit  dPT  einen  oder  andz-rn  Stimme  zu  bewirken.  Das  sächsische 
Bundesreforniprojek-t  vom  15.  Oktober  1S61  wollte  für  die  Exe- 
cutivgev-alt  ein  Direktorium  von  drei  Staaten  ( Oesten-eich, 
Preussen  und  ein  dritter  Bundesstaat,  welcher  in  Vollmacht  aller 
übrigen  handelt),  stellte  demselben  aber  wenigstens  für  die  Ge- 
setzgebung eine  Bundesversammlung  von  47  theils  einzebieu, 
theils  Curiat.sstimmen  zur  Seite.  Die  österreichische  Reformakte 
vom  17.  August  1863  endlich  projek-tirte  ein  Fünferdirek-torium 
(Oesterreicb,  Preussen,  Bayern  und  zwei  am  ^TQ.  IX.  X.  Bundes- 
armeecoryts  betheUigte  Staaten),  setzte  dann  aber  für  Gesetz- 
gebung und  —  Kriegserklärung  eiuen  Bundesrath  ein,  der  aus 
21  Stimmen  bestehen  .sollte. 
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Souveränetätsrechts  bleiben;  das  wäre  ja  doch  ein  auf 
die  Dauer  unhaltbarer  Zustand.  Ihre  Regierungsgewalt 
soll  zu  einer  fortdauernden  Thätigkeit  in  gemeinsamem, 
in  nationalem  Interesse  verwandt  werden.  Der  deutsche 
Bundesstaat  des  Jahres  1S67  hat  es  verschmäht,  die 
Centralgewalt  nach  dem  Vorgänge  der  Reichsverfassung 
vom  28.  März  1S49  auf  den  Regenten  eines  der  deut- 
schen Staaten  zu  übertragen ;  er  wollte  eine  Betheiligung 
aller  Einzelstaaten  an  derselben  ermöglichen.  Und  dies 
Princip  hat  seinen  guten  (jrund.  Zunächst  wird  es  nur 
so  möglich  die  Forderungen  der  Gerechtigkeit  zu  er- 
füllen. Denn  die  Bundesglieder  erhalten  für  die  ihnen 
zugemuthete  Aufopferung  wohlerworbener  Hoheitsrechte 
eine  Entschädigung  in  der  ihnen  gewährten  Theilnahme 
an  der  Bundesregierung.  Aber  auch  dem  Gebote  poli- 
tischer Klugheit  entspricht  die  neue  Gestaltung.  Die 
Souveräne,  die  wesentliche  Bestandtheile  ihrer  Souveräne- 
tät  an  einen  der  Genossen  abgeben  nüissten,  würden  nur 
mit  äusserstem  Widerstreben  die  Ausübung  einer  fremden 
Regierung  im  eignen  Staate  ertragen :  eine  solche  müsste 
nothwendigerweise  ihre  Autorität  untergraben,  müsste  das 
persönliche  Band,  mit  dem  das  Volk  an  sie  geknüpft  i!*t, 
allmählich  lockern  und  würde  auch  im  besten  Falle  zu 
fortwährenden  Reibungen  führen.  Anders,  wenn  der 
Verzicht  zu  Gunsten  der  gleichmässig  über  allen  Einzel- 
staaten stehenden  Bundesgewalt  erfolgt,  wenn  diese 
Bundesgewalt  durch  das  Zusammentreten  Aller  gebildet 
wird.  Ebenso  würden  die  Bürger  der  einzelnen  Staaten 
zu  dem  Bundesoberhaupt,  falls  dasselbe  nicht  zugleich 
der  Monarch  des  eignen  Landes  wäre ,  nur  zu  leicht  in 
eine  nachtheiligere  Position  kommen  als  dessen  ünter- 
thanen.    Anders,  wenn  die  Centralgewalt  allen  Souveränen 
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gemeinschaftlich  gehört,  allen  Bundesbürgern  gegenüber 
in  gleicher  Weise  zur  Ausübung  kommt.  Ja,  soll  über- 
haupt der  Grundgedanke  der  norddeutschen  Bundesver- 
fassung, die  den  Einzelstaaten  gewährte  Garantie  auf 
das  Fortbestehn  ihrer  Souveränetät,  zu  wirksamer  Durch- 
führung kommen,  so  wird  eine  Betheiligung  derselben 
bei  Leitung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  unver- 
meidlich sein.  Diese  lässt  sich  aber  im  monarchischen 
Bundesstaat  niemals  durch  ein  blosses  Ötaatenhaus  reali- 
siren,  wie  es  die  beiden  Projekte  vom  28.  März  und  26. 
Mai  1849  beabsichtigten;  denn  die  Mitglieder  eines  sol- 
chen vertreten  nur  die  eigene,  freie  Ueberzeugung,  nicht 
aber  den  Staat,  dem  sie  angehören.  Ebensowenig  aber 
lässt  sie  sich  durch  einen  begutachtenden  Beirath  der 
Fürsten  ermöglichen,  wie  es  die  erste  Lesung  der  Frank- 
fui'ter  Reichsvert'assung  intendirte;  denn  dieser  würde 
namentlich  im  Falle  der  Uebereinstimmung  zwischen 
Oberhaupt  und  Parlament  niemals  ins  Gewicht  lallen. 
Ein  aus  Monarchieen  bestehender  Bundestaat  wird  nur 
dann  für  die  Dauer  begründet  werden,  wenn  die  Regie- 
rungen der  Einzelstaaten  eine  entscheidende  Stimme  bei 
Verwaltung  der  Bundessachen  erhalten. 

Aber  freilich  es  liegt  auf  der  Hand,  dass  das  Prin- 
cip,  wonach  die  Centralgewalt  nicht  auf  eine  einzige 
Person,  sondern  auf  die  Gesammtheit  der  Bundesregie- 
rungen übertragen  werden  sollte,  für  den  norddeutschen 
Bundesstaat  sehr  bedeutender  Einschränkungen  bedurfte, 
zu  unbedingter  Ausführung  gänzlich  ungeeignet  war.  Es 
würde  eine  baare  Unmöglichkeit  sein,  die  Einzelheiten 
einer  vielumfassenden  Bundesregierung,  von  der  Entschei- 
dung über  Krieg  und  Frieden  an  bis  zur  Anstellung  der 
Subalternbeamten  herab,  der  Beschlussfassung  eines  nach 
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Instructionen  abstimmenden  Gesandtencongresses  zu  un- 
terbreiten. Die  vollziehende  und  reg-ierende  Thätigkeit 
des  Bundes,  die  erstere  namentlich  in  ihren  oberaufsehen- 
den Befugnissen,  würde  in  Energie  und  Stätigkeit  auf 
das  erheblichste  beeinträchtigt  werden,  sollte  sie  von  den 
MajoritätSYOten  souveräner  Staaten  abhängen.  Ja  es 
wäre  bei  den  so  gewaltig  verschiedenen  Machtverhält- 
nissen der  Bundesglieder,  unter  welchen  sich  neben  einer 
europäischen  Grossmacht  wenige  Mittelstaaten  und  eine 
grosse  Anzahl  von  Üeminutivstaaten  finden,  eine  hand- 
greifliche Unbilligkeit  und  politische  Unmöglichkeit  ge- 
wesen, das  gesaramte  Schicksal  des  Bundes,  vor  allem 
also  die  völkerrechtlichen  Beziehungen  auf  Majoritätsbe- 
schlüsse des  Bundesraths  zu  begründen.  Und  diese  Be- 
denken hätte  man  auch  damit  nicht  beseitigen  können, 
dass  man  etwa  ein  Direktorium  der  grösseren  Bundes- 
glieder, wie  es  die  deutschen  Mittelstaaten  seit  dem  Jahre 
184S  so  warm  befürworteten,  mit  der  ausschliesslichen 
Vertretung  dieser  Interessen  betraut  hätte.  So  wie  es 
nur  feststand,  dass  eine  ganze  Reihe  von  Angelegenhei- 
ten für  eine  CoUegialbeschliessung  des  Bundesraths  sich 
schlechterdings  nicht  eignete,  ergab  sich  auch  die  unbe- 
dingte ]S'otliwendigkeit.  die  Leitung  derselben  einem  ein- 
zigen Bundesgliede  zu  überweisen.  Und  das  konnte  nur 
die  Präsidialmacht  des  Bundesraths  sein.  Der  nord- 
deutsche Bundesstaat  hat  sonach  eine  Theilung  der  Cen- 
tralgewalt  eintreten  lassen.  Für  gewisse  Angelegenhei- 
ten ruht  sie  bei  der  Gesammtheit  der  Bundesglieder  und 
findet  ihr  Organ  im  Bundesrathe;  für  andere  ist  sie  bei 
der  Präsidialmacht,  die  sich  des  Bundeskanzlers  als  ihres 
Organs  bedient.  Betreffs  jener  hat  der  Bundeskanzler 
das  Ehrenrecht    des    Vorsitzes    im    Bundesrath;    betreffs 
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dieser  ist    er    der    oberste  Beamte   des  Bundes,  bei  dem 
die  Leitung  der  Geschäfte  ^9  Concentrin  ist. 

Der  Gedanke,  in  dem  zu  gründenden  deutschen  Bun- 
desstaate eine  Theilung  der  Gewalten  eintreten  zu  lassen, 
mithin  jene  Theorie,   die    unsagbares   Unglück   über   die 
monarchischen    Einheitsstaaten    Europas     gebracht,     tur 
den    Bundesstaat    zu    verwenden  ,     ist    kein    neuer    in 
Deutschland.      Die   preussische   Eegierung  legte   ihn  be- 
reits   1849    dem    Entwürfe    ihrer    Unionsverfassung    zu 
Grunde,  so  zwar,    dass    sie   die   Funktionen  der  Ceutral- 
gewalt  in  eine-  legislative    und   executive  schied  und  die 
erstere  einem  FürstencoUegium  von  zwei  Viril-  und  vier 
Curiatstimmen^o  ^^ter  dem  Vorsitze  der  Krone  Preussen 
als    Unionsvorstand    zu    übertragen,    die     letztere    dem 
Unionsvorstande   zu   ausschliesslicher  Vertretung  anheim 
zu  geben  gedachte.     Hiebei  wurde  die  Grenze  zwischen 
Legislative  und  Executive  dem  vulgären,  so  überaus  ver- 
wirrenden Sprachgebrauche  gemiiss    dahin  gezogen,  dass 
zur  Legislative  alle  Eegierungshandlungen   gehören  soll- 
ten, welche  zu  ihrer  Giltigkeit  eines  Parlamentsbeschlusses 
bedürften,  also  z.  B.  die  Anlage  einer  Eisenbahn  ^K  wäh- 
rend alles  Uebrige  die  Executive  bildete,   also  z.  B.  die 
Vollzugsverordnungen.     Indessen    muss    doch    solch  eine 
mechanische  Theilung  der  Bundesangelegenheiten  grossen 
Bedenken  unterliegen.     Sie  gewährt  nicht  bloss  die  Mög- 
lichkeit fortwährender  Reibungen   zwischen    den    Gewal- 
ten, sondern  führt  Contiikte  zwischen   ihnen   nothwendig 


39  A.  15  der  B.-V. 

4«  Nach  der  Additional-Akte  vom    2(.  Februar  1&5U  waren 
nur  zwei  Viril-  und  drei  Curiatstimmen  übrig  geblieben. 
^1   Uniuusverfassung  vom  26.  Mai  1849  ^  100  Nr.  2. 

T.   M.irtitz.  Vorfas-un?  (i.   noiih!     P.uude^.  4 
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herbei,  sobald  der  Träger  der  Executive  ein  grosser 
Staat  ist,  dem  als  Träger  der  -Legislative  nur  eine  Summe 
von  mittleren  und  kleinen  gegenüberstehen.  Die  Supre- 
matie, die  der  erstere  vermöge  der  Executivgewalt  aus- 
übt, wird  die  letzteren  nothwendigerweise  dazu  treiben, 
sich  dieser  Suprematie  durch  die  Gesetzgebung  zu  e.nt- 
ziehen  und  dieses  Streben  wird  immer  von  Erfolg  sein, 
sobald  die  Möglichkeit  vorhanden  ist,  in  der  Legislative 
den  präponderirenden  Staat  zu  überstimmen.  Das  ihm 
zugeschriebene  Veto  bei  Verfassungsänderungen  wird  ihn 
gegen  die  feindliche  Tendenz  der  Föderirten  niemals 
schützen. 

Es  mochten  dies  vielleicht  die  Bedenken  sein,  die 
bereits  im  Jahre  1850  bei  Berathung  der  Unionsverfas- 
sung durch  das  Erfurter  Parlament  den  damaligen  Ab- 
geordneten des  Volkshauses,  von  Bismarck-Schön- 
hausen  zu  einem  Abänderungsvorschlage  veranlassten, 
wonach  die  Centralgewalt  zwar  ausschliesslich  der  Krone 
Preussen  zustehen  sollte,  die  andern  Buudesfürsten  aber 
bei  der  Bundesregierung  durch  Bildung  eines  Fürsten- 
hauses^-  neben    dem    Volkshause,    aber    an    Stelle    de» 


*-  Der  Gedanke  übrigens,  dass  in  einem  deutschen  Bundes- 
staat die  Fürsten  durch  einen  selbständigen  legislativen  Körper 
zu  vertreten  seien,  ist  zuerst,  soweit  ich  sehe,  durch  Stahl  aus- 
gesprochen worden,  neu£  preiissische  Zeitung  vom  30.  August 
1848  (/^as  deutsche  Staatenhaus  von  S.):  ,, Für  Deutschland  kann 
-  das  Oberhaus  nur  Fürstenhaus  sein  und  nicht  blosses  Staaten- 
haus;  denn  der  Fürst,  namentlich  in  seiner  constitutionellen 
Stellung  vertritt  den  Staat;  aber  der  Staat  vertritt  noch  keines- 
wegs den  Fürsten."  Stahl  kam  dann  öfter  auf  diesen  Vorschlag 
zurück,  so  in  seiner  Kammerrede  vom  14.  März  1849,  Siebzehn 
pari.  Reden  1862,  p.  126,  in  seiner  Schrift  ül)er  die  deutsche 
Reichsverfassung  1849,  //.  Aufl.  p.  29.  43. 


5t 

Staatenhauses  vertreten  waren.     Im   Fürstenhause   sollte 
dann  die  Stimmvertheilung  nach  Massgabe   des  Plenums 
im  ehemaligen  deutschen  Bunde  bewirkt  werden.     Auch 
war  den  Einzelstaaten  ein  Einfluss    auf  die  Leitung  der 
gemeinsamen  Angelegenheiten  dadurch  vorbehalten,  dass 
ihre  Bevollmächtigten   in    vier  Curien  vertheilt  der  Cen- 
tralgewalt  als  Vereinsrath  zur  Seite  treten  und   sich  bei 
der  Gesetzgebung  berathend,  bei  der  Verwaltung  Kennt- 
niss    nehmend    verhalten    sollten.      Das   Projekt    kommt 
dem  Werke  von  1S67    bereits    sehr    nahe.      Gemeinsam 
ist  beiden  die  Auffindung    eines  Abstimmungsmodus  von 
historischer  Tradition;    gemeinsam    sodann    die  intensive 
Mitwirkung,  die  den  Bundestursten  an  der  Bundesgesetz- 
gebung gesichert   ist;    gemeinsam    endlich    eine    gewisse 
ihnen  vorbehaltene  Betheiligung   auch   bei  der  laufenden 
Verwaltung  des  Bundes.    Was  die  Idee  von  1850  unter- 
scheidet von  der  Ausführung    des  Jahres    1867,    ist   die 
Unterordnung  deutscher  Fürsten  unter  die  Krone  Preus- 
•sen  als  deren  Pars,  die  dort    gefordert  wird,    gegenüber 
der  streng  durchgeführten  Gleichstellung  aller  deutschen 
Souveräne  in  der  Verfassung  von  1867, 

6.  Es  erhebt  sich  nun  aber  die  Frage,  welche 
Competenz  die  norddeutsche  Bundesverfassung  dem  Bun- 
desrath  nebst  den  aus  dessen  Schoosse  hervorgehenden 
Bundesausschüssen,  und  welche  sie  im  Gegensatz  dem 
Präsidium  des  Bundes  zugewiesen  hat?  Im  allgemeinen 
ist  die  Frage  dahin  zu  beantworten,  dass  eine  principielle, 
systematische  Sonderung  der  Funktionen  vermieden,  dass 
man  den  beiden  Bundesorganen  jedes  einzelne  der  drei 
Thätigkeitsgebiete ,  auf  welche  die  Bundesgewalt  sich 
urstreckt,   sowohl    die   Gesetzgebung    als   die   Regierung 

4* 


52 

und  die  Vollziehung,  eröffnet  hat.  Allerdings  erklärt  sich 
aus  diesem  Princip  der  überaus  complicirte  Charakter, 
den  die  Bundesverfassung  Erhalten  hat.  Dasselbe  ermög- 
licht aber  einen  grossen  Vortheil.  der  in  einem  monar- 
chischen Bundestaat  nicht  hoch  genug  angeschlagen  wer- 
den kann.  Die  Thätigkeit,  somit  auch  das  Interesse 
der  einzelnen  Bundesregierungen,  ist  hiedurch  auf  das 
engste  mit  dem  Bunde  verknüpft  worden. 

Im  Einzelnen  vertheilen  sich  nun  aber  die  Herr- 
schaftsgebiete beider  Bundesgewalten,  des  Bundesraths 
und  der  Präsidialmacht,  wie  folgt. 

Das  hervorragende  Attribut  des  Bundesrathes  ist 
die  gesetzgebende  Gewalt,  die  von  ihm  unter  Mitwirkung 
des  Bundesparlaments  geübt  wird.  Ihr  "  sind  folgende 
Gebiete  eröffnet:  l.i  Alle  die  Angelegenheiten,  welche  die 
Einzelstaaten  auf  die  Bundesgewalt  zu  gesetzlicher  JS^or- 
mirung  übertragen  haben.  2)  Die  Ausstattung  der  Bun- 
desorgane und  Bildung  von  Bundesbehörden.  Insbeson- 
dere stellt  A.  20  der  Bundesverfassung  den  Erlass  eines 
Wahlgesetzes  für  das  Bundesparlament  in  Aussicht. 
3  Die  Aufnahme  der  süddeutschen  Staaten  in  den  Bund. 
4.  Endlich  die  Regulirung  des  Landesverfassungsrechts 
in  den  Einzelstaaten  gemäss  dem  Verfahren  des  A.  76 
der  Bundesverfassung.  *^  —  Der  Isothwendigkeit  einer 
vom  Bundesparlament  auszusprechenden  Zustimmung  ent- 
zieht sich  das  Gebiet  der  Verordnungen.  Doch  steht  die 
Belügniss,  Verordnungen  zu  erlassen,  dem  Bundesrathe 
nur  in  Zoll-  und  Steuersachen  gemäss  A.  37  Nr.  2  der 
Bundesverfassung    zu.      In   allen    übrigen   Bundessachen 


*3     Nicht  ein   Ausfluss    der  gesetzgebenden  Gewalt    ist    die 
Aufstauung  des  Bundeshaushaltplans,  s.  u.  bei  n.  84. 
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übt  die  Präsidialmacht  das  Verordnungsrecht.  ^*  Ihr  ist 
auch  ausschliesslich  das  Recht  zur  Ausfertigung  und  Ver- 
kündigung der  Bundesgesetze  gegeben.  ^^  Zur  Vorbe- 
reitung der  Gesetze  und  Verordnungen  des  Bundes  bie- 
ten sich  die  sieben  dauernden  Ausschüsse  des  Bundes- 
rathes   dar. 

Aber  auch  die  vollziehende  Gewalt  steht  in  gewissem 
Umfange  dem  Bundesrathe  zu.  Freilich  ist  die  Ausfüh- 
rung der  Bundesnormen  zum  grossen  Theil  Aufgabe  der 
einzelnen  Staaten;  dies  gilt  z.  B.  von  der  Justiz-,  der 
Gewerbegesetzgebung.  Zum  Theil  ist  sie  der  Präsidial- 
macht überwiesen,  z.  B.  betrelfs  der  Militär-,  der  Marine-, 
der  Post-  und  Telegraphengesetzgebung.  Aber  auch  der 
Bundesrath  trifi't  Verfügungen,  die  in  den  Bereich  der 
ausführenden  Gewalt  fallen.  Er  verschafft  ihnen  gegen 
widerspenstige  Bundesglieder  Geltung  durch  Zwangs- 
mittel. Als  deren  letztes  erscheint  die  Execution,  welche 
von  ihm  beschlossen,  von  der  Präsidialmacht  vollzogen 
wird  und  bis  zur  Sequestration  des  renitenten  Staates 
ausgedehnt  werden  kann.  Zunächst  übt  der  Bundesrath 
kraft  seiner  vollziehenden  Gewalt  Gerichtsbarkeit.  In 
dieser  liegt  die  oben  bereits  charakterisirte  Befugniss, 
durch  eine  erledigende  Entscheidung  nicht  allein  die  Aus- 


^^  Arg.  A.  17  der  B.-V.     S.  u.  zu  Nr.  63. 

"  A.  17  der  B.-V.  Diesem  Amfertigungs-  und  Verkän- 
(Ugungsrecht  correspondirt  keineswegs  eine  Ausfertigungs  -  oder 
Verkündigungspriicht.  Es  hat  demnach  denselben  schwerwiegenden 
Sinn  w-ie  die  gleiche  Formel  unserer  Verfassungsurkunden,  vgl. 
z.  B.  V.  Rönne  Staatsrecht  IL  Aufl.^  §  4S.  Die  entgegenge- 
setzten Behauptungen  HiersemenzeTs.  Verfassung  d.  nordd. 
Bundes  (18671  p.  y  i.  i.  66.  70,  wären  eigentlich  nur  dem  Dilet- 
tanten zu  verzeihn. 
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fiihrung  der  Bundesgesetze,  sondern  auch  die  Aulrecht- 
erhaltung des  Rechtszustandes  im  Bunde,  ja  sogar  bis 
zu  einer  gewissen  Grenze  innerhalb  der  Einzelstaaten 
zu  erzwingen.  Der  Bundesrath  hat  sodann  für  alle  die- 
jenigen Angelegenheiten ,  die  einer  bundesgesetzlichen 
Regulirung  unterliegen,  die  oberaufsehende  G-ew^alt  zu- 
gesprochen erhalten,  gemäss  deren  er  die  Ausführung 
der  Bundesgesetze  zu  überwachen  hat.  ■"*  Es  äussert 
sich  diese  Oberaufsicht  in  Verfügungen,  die  theils  an  die 
Landesregierungen,  theils  an  die  Bundesbehörden,  theils 
auch  an  Private,  z.  B.  Eisenbahngesellschaften  ergehn. 
Doch  concurrirt  der  Bundesrath  hierin  mit  der  Präsidial- 
macht. *'  Dem  Bundesrathe  steht  endlich  auch  die  Ver- 
waltung unmittelbar  zu ;  er  hat  hienach  bundesgesetzliche 
Einrichtungen  ins  Leben  treten  zu  lassen  und  für  ihre 
Unterhaltung  Sorge  zu  tragen.  Hieher  ist  vor  Allem  zu 
rechnen  die  ihm  zustehende  Aufstellung  des  jährlichen 
Bundeshaushaltplans,  soweit  die  Positionen  desselben  in 
Ausgabe  und  Einnahme  auf  Bestimmungen  der  Bundes- 
verfassung oder  der  Bundesgesetze  beruhn  oder  zur 
Durchführung  desselben  erforderlich  sind;  sodann  die 
jährliche  Prüfung,  ob  die  Präsidialmacht  die  ,Bundesein- 
nahmen  gemäss  jenem  Voranschlage  verausgabt  habe. 
In  beiden  Angelegenheiten  steht  aber  neben  dem  Bun- 
desrathe auch  dem  Parlament  eine  beschliessende  Mit- 
wirkung zu.  Der  Competenz  des  Bundesrathes  ist  dann 
noch  verfassungsmässig  zugetheilt  die  jährliche  Feststel- 
lung des  Guthabens  der  Bundeskasse  an  den  in  den 
Einzelstaaten  zur  Hebung  gekommenen   Einnahmen   aus 


*•   A.  4  der  B.-V. 

*'   A.  17  der  B.-V.    S.  u.  n.  63. 
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Zöllen  und  Verbrauchsteuern.  ^«  Freüich  wird  die  verwal- 
tende Thätigkeit  des  Bundesraths,  die  übrigens  schon 
letzt  nach  kurzem  Bestehn  des  Bundes  keine  unbedeu- 
tende genannt  werden  kann,  immer  seinen  andern  Funk- 
tionen gegenüber  in  den  Hintergrund  treten ;  ist  doch 
seine  Wirksamkeit  keine  perennirende.  Dafür  schemt 
sie  aber  in  sehr  bemerkenswerthem  Grade  für  die  Aus- 
schüsse des  Bundesrathes  in  Aussicht  genommen  zu  sein, 
indem  die  Präsidialmacht  in  diesem  Bereich  ihrer  1ha- 
tigkeit  an  eine  Mitwirkung  derselben  theils  verfassungs- 
mässig, theils  durch  Bundesgesetze  gebunden  ist    ■ 

Endlich  ist  der   Bundesrath   auch  mit    Befugnissen 
der  regierenden  Gewalt  ausgestattet.    Unter   diese   seine 
Funktion  fällt  zunächst  und  vor  Allem  jene  zweite  Aut- 
eabe     die  der  jährliche  Bundeshaushaltplan   zu  erfüllen 
hat    'die  nämlich,  in   den  Ausgaben-  und  Einnahmenetat 
solche  Posten  aufzunehmen,    welche    nicht  auf  Gesetzen 
beruhn  oder  zu   deren   Ausführung  bestimmt   sind,    son- 
dern lediglich   aus   freier    Erwägung  politischer   Zweck- 
mässigkeit  ausgeworfen    werden.      Hiehin    würde     dann 
ferner   gehören:    die   dem    Bundesrathe   zustehende    Mit- 
wirkung bei  den  von  der   Präsidiahnacht  im   Namen  des 
Bundes   einzugehenden    Staatsverträgen,    insofern    diese 
Obiekte  betreffen,  die  sonst  der  Feststellung  durch  Bun- 
desgesetze unterliegen.    Zu  ihrem  Abschluss  hat  der  Bun- 
desrath seine  Zustimmung  zu  geben^«,  welche  theils  nach- 

4S   A.  38.  39  der  B.-V. 

49  Die  Aufzählung  der  FäUe,  in  welchen  Präsidium  bei  der 
Bundesverwaltung  sich  der  Ausschüsse  bedient,  folgt  unten  bei 
Darstellung  der  Präsidialcompetenz. 

'■>*>  A.  11  der  B.-V.  A.  b  §  6  des  Vertrags  vom  8.  Juli  18b7 
Bundesgesetzblatt  Ar.  9. 
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träglich,  theils  in  Form  vorhergehender  Ermächtigung^* 
erfolgen  darf.  In  dieselbe  Kategorie  fällt  femer  die  An- 
lage von  Eisenbahnen,  die  von  Land-  und  Wasserstrassen 
im  Interesse  der  Landesvertheidigung  und  des  allgemei- 
nen Verkehrs,  die  Aufnahme  von  Bundesanleihen  nebst 
der  Uebemahme  von  Bundesgarantien  Alle  diese  Re- 
gierungsakte  bedürfen  aber  der  Zustimmung  des  Bundes- 
parlaments. Schliesslich  ist  zu  erwähnen,  dass  die  Bun- 
desausschüsse auch  für  die  regierende  Wirksamkeit  des 
Bundes  eine  eingehende  Thätigkeit  entfalten.  Sie  äussert 
sich  namentlich  bei  der  vom  Präsidium  ausgehenden 
Anstellung  der  Bundesbeamten. 

Fasst  man  nun  den  in  dieser  Weise  umgrenzten 
Competenzkreis  des  Bundesraths  ins  Auge,  so  ergibt  sich, 
dass  der  Schwerpunkt  in  seine  gesetzgeberische  Thätig- 
keit fällt;  nur  mit  einzelnen  Befugnissen  greift  er  auch 
in  die  vollziehende  und  regierende  Thätigkeit  des  Bun- 
des ein.  Das  Umgekehrte  trifft  zu  im  Wirkungskreise 
des  Präsidiums.  Dessen-  Machtstellung  basirt  auf  der 
vollziehenden  und  regierenden  Gewalt;  die  gesetzgebende 
steht  ihm  nur  in  beschränktem  Umfange  zu. 

Geht  man  nämlich,  um  die  bundesrechtlichen  Befug- 
nisse der  Präsidialmacht  von  denen  des  Bundesraths  zu 
scheiden,  die  einzelnen  der  Bundesgewalt  überwiesenen 
Hoheitsrechte  durch,  so  erhellt  folgendes: 

I.  In  Bezug  auf  die  auswärtigen  Angelegenheiten 
hat  die  Präsidialmacht  das  aussschliessliche  Recht  im  IS^a- 

^'  Eine  übrigens  unpräjudicirliche  Theilnahnie  an  den  für 
Zoll-  und  Handelsverträge  stattfindenden  Vorverhandlungen  ist 
durch  das  SchlussprotokoU  de  eod.  d.  Nr.  8  für  den  FaD,  dass 
solche  A'ereinbarungen  mit  der  Schweiz  oder  mit  Oesterreich  ge- 
schlossen werden,  den  angrenzenden  Staaten  zugestanden  worden. 
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men  des  Bundes  Krieg-  zu  erklären  und  Frieden  zu 
schliessen.  Ihr  gebührt  ausschiesslieh  seine  völkerrecht- 
liche Vertretung-,  also  das  Recht  des  diplomatischen 
Verkehrs,  das  aktive  und  passive  Gesandtschaftsrecht, 
die  Befugniss ,  falls  es  sich  nicht  um  Angelegenheiten 
handelt,  die  bundesgesetzlicher  Eegulirung  unterliegen, 
im  Namen  des  Bundes  internationale  Verträge  abzuschlies- 
sen.  Bei  Wahrnehmung  der  auswärtigen  Beziehungen 
des  Bundes  ist  dem  Bundesausschusse  für  Handel  und 
Verkehr  eine  Mitwirkung  in  sofern  eröffnet  werden .  als 
die  Feststellung  der  C'onsularjurisdiktionsbezirke  und  die 
Anstellung  der  Bundesconsuln  ^"-  .durch  das  Präsidium 
erst  nach  Vernehmung  des  Bundesausschusses  tur  Handel 
und  Verkehr  zu  erfolgen  hat,  und  als  ein  provisorischer 
Gebührentarif  tur  die  Consuln  unter  dessen  Zustimmung 
festgesetzt  werden  soll.  '^^ 

IL  Betretis  der  Militärangelegenheiten  ist  der  Bun- 
desrath  nur  insoweit  competent.  als  sie  einer  !Normirung 
durch  Bundesgesetz  unterliegen.  Alles  übrige  ordnet  die 
Präsidialmacht  an.  Den  Inhaber  derselben  betraut  die 
Bundesverfassung  mit  der  "Würde  eines  Bundesfeldherrn. 
Das  will  soviel  sagen,  als  dass  die  Anordnungen  und 
Verfügungen  der  Präsidialmacht,  welche  den  Charakter 
des  militärischen  Befehls  tragen .  der  Gegenzeichnung 
durch  den  Bundeskanzler  nicht  bedürfen,  sondern  unmit- 
telbar aus  dem  Cabinet  ergehn.  Welche  Militärsachen 
freilich  lediglich  durch  militärischen    Befehl,   also    durch 

52  Art.  56  der  h.-X.  Buiidesoesetz  über  die  Organisation 
der  Bundesconsulate  v"ni  S.  Ni)vem])er  l^^iT.  Btmdesge-sptzhlott 
Nr.  \\  %  23. 

*^  Ibid.  i.  f.  (ie.scliehn  durcli  Präsi.iialerlass  vom  l-').  März 
1S68.  Bundesiiesetzblctt  Nr.  tj. 
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Cabinetsorder  des  Feldherrn  zu  erledigen  sind,  welche 
hinwiederum  durch  einen  der  Verantwortlichkeit  des  A. 
17  der  Bundesverfassung  unterliegenden  Regierungsakt 
regulirt  werden  müssen,  hat  die  Bundesverlassung  nicht 
bestimmt.  Keinenfalls  kann  der  preussische  Erlass  vom 
18.  Januar  1861  '^\  der  diese  Verhältnisse  für  Preussen 
ordnete,  Anwendung  auf  die  Stellung  des  Bundesield- 
herrn  finden.  ^^  Bei  gewissen  militärischen  Präsidial  Ver- 
fügungen ist  eine  Mitwirkung  des  Bundesausschusses  für 
das  Landheer  und  die  Festungen  vorgeschrieben.  So  hat 
er  alle  Anordnungen  betretis  Administration,  Verpflegung, 
Bewaff'nung  und  Ausrüstung,  die  für  die  preussische  Ar- 
mee getroffen  werden,  an  die  Commandeure  der  übrigen 
Bundescontiugente  zur  l^achachtung  mitzutheilen.  Er  hat 
sodann  jährlich  den  Gesammtbedarf  an  Rekruten  für  das 
stehende  Heer  und  die  Marine  auf  die  einzelnen  Bun- 
desstaaten zu  repartiren.^'' 

*•»    Vgl.  V.  Rönne  Staatsrecht  (II.  Auß.)  i,  p.  l'J5. 

"  Wenn  dennoch,  wie  das  preussische  Armeeverorduungs- 
blatt  zeigt,  gegenwärtig  zahlreiche  Verfügungen  des  Bundesfeld- 
herm  für  den  norddeutschen  Bund  unter  der  Gegenzeichnung 
des  preussischen  Kriegsministers  erfolgen ,  so  ist  diese  Gegen- 
zeichnung nicht  allein  gänzlich  bedeutungslos,  sondern  auch  irre- 
führend. Sehr  auffallend  in  dieser  Eichtung  ist  die  Müitürer- 
ersatzhistinictiun  für  den  norddeutschen  Bund  nebst  Ausfüh- 
rungsverordnung dazu  vom  26.  März  1868.  Die  Contrasignatur 
derselben  durch  den  preussischen  Kriegsminister  neben  dem  Bun- 
deskanzler ,  und  noch  mehr  beispielsweise  die  Bestimmung  des 
§15  Nr.  t,  d&ss  Erläuterungen  und  Ergänzungen  dieser  Instruc- 
tion —  durch  den  Bundeskanzler  und  den  kgl.  preussischen 
Kriegsminister  gemeinschaftlich  zu  erlassen  sind,  ist  keineswegs 
bundesverfassungsmässig.  Der  preussische  Kriegsminister  ist  kein 
Bundesbeamter.    Vgl.  übrigens  n.  103. 

="8   A.  63  der  B.-V.  §  69  des   Bundesgesetzes  betreffend  die 
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III.  Auch  in  Angelegenheiten  der  Kriegsmarine  tritt 
der  Bundesrath  nur  für  die  Gesetzgebung  in  Wirksamkeit. 
Im  übrigen  gehören  sie  lediglich  zur  Competenz  der 
Präsidialmacht,  deren  Träger  den  Oberbefehl  über  die 
Marine  in  demselben  Umfange  und  mit  denselben  Con- 
sequenzen  M^ie  über  das  Landheer  erhalten  hat.  Eine 
Mitwirkung  des  Bundesausschusses  für  das  Seewesen 
erfolgt  bei  der  Vertheilung  des  Gesammtbedarfs  von 
Rekruten  für  die  Kriegsflotte  auf  die  einzelnen  Bundes- 
staaten. ^' 

IV.  Die  Finanzen  des  norddeutschen  Bundes  werden 
nach  Massgabe  des  darüber  jährlich  aufzustellenden  Bundes- 
haushaltsplanes und  unter  Verpflichtung  einer  nach  Ablauf 
jedes  Etatsjahres  zu  legenden  Rechenschaft  durch  das 
Präsidium  verwaltet.  Für  die  Centralkassengeschäfte  des 
Bundes  ist  eine  Generalkasse  errichtet,  deren  Obliegen- 
heiten vorläufig  durch  die  preussische  Generalstaatskasse 
in  Berlin  wahrgenommen  werden;^"  ist  sodann  eine  be- 
sondere Verwaltung  und  Controle  der  Bundesschulden, 
ist  endlich  die  Errichtung  einer  Rechnungsbehörde  des 
norddeutschen  Bundes  in  Aussicht  genommen.  Bei  einigen 
Zweigen  der  Finanzverwaltung  findet  eine  Mitwirkung 
des  Bundesausschusses  für  das  Rechnimgswesen  statt. 
Dieser  hat  nämlich  die  Isteinnahme  des  Bundes  an  Zöllen 
und    Verbrauchssteuern    von    Vierteljahr    zu    Vierteljahr 

Verpflichtung  zum  Kriegsdienst  vom  9.  November  IbüT.  Bundes- 
gesetzblatt Nr.  lU.  Vgl.  sodann  die  Militärersatzinstruction  für 
den  norddeutschen  Bund  vom  26.  März  1868  §.  16.  18.  1«. 

"    Vgl.  ibid. 

6*   Bekanntmachung  des  Bundeskanzlers  vom  21.  Januar  1868, 

Bundesgesetzblatt  Nr.  1. 
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vorläufig  festzustellen  und  jährlich  die  definitive  Fest- 
setzung jener  Beträge  mit  seinen  Bemerkungen  dem 
Bundesrathe  zur  Beschlussfassung  vorzulegen.  Aus  seiner 
Mitte  sollen  sodann  ''''  die  von  dem  Bundesrathe  zu  stel- 
lenden Mitglieder  der  projektirten  Controlcommission  der 
Bundesschulden  gewählt  werden. 

V.  Betreffs  der  Zölle  und  Consumtionssteuern  steht 
dem  Bundesrathe  nicht  allein  eine  Mitwirkung  bei  der 
Gesetzgebung  zu,  sondern  auch  die  zur  Ausführung  der- 
selben nöthigen  Verordnungen  gehn  von  ihm  aus,''"  Die 
Präsidialmacht  hat  nur  das  Recht,  die  Bundesiuspektions- 
beamten ,  welche  die  Erhebung  und  Verwaltung  dieser 
Einnahmen  überwachen ,  zu  ernennen.  Doch  soll  ihre 
Ernennung  nach  Vernehmung  des  Bundesausschusses  für 
Zoll-  und  Steuerwesen  erfolgen."'  Ueber  die  Anträge, 
die  jene  Beamte  auf  Grund  ihrer  Wahrnehmungen  stellen, 
entscheidet  nur  der  Bundesrath."- 

VI.  Das  Post-  und  Telegraphenwesen  fällt  unter  die 

■"^9  Gemäss  dem  nach  den  Beschlüssen  der  ReichstagsessioB 
1867  nicht  zur  Promulgation  gekommenen  GesetzentwTirfe  über 
die  Verwaltung  des  Schuldenwcsens  des  norddeutschen  Bundes. 
Stenogr.  Berichte  über  die  Reichstagsverhandlungen,  I.  Legia- 
taturperiode^  Session  1S()7  j^-  -^^■ 

•^o    S.  0.  bei  Nr.  44. 

6'  Zudem  hat  die  Präsidialmacht  sich  im  Vertrage  vom 
S.  Juli  1867,  Schlussprotokoll  Nr.  15  sub  1.  s.  Bundesgesetzblatt 
Nr.  9.  verpflichtet,  jene  Beamte  auch  aus  den  andern  Vereins- 
staaten unter  Berücksichtigung  der  Wünsche  der  betreffenden 
Regierungen  zu  wählen. 

62  A.  37  Nr.  3  der  B.-V.  Vgl.  A.  8.  §.12  Nr.  4.  A.  20  des 
Vertrags  vom  S.  Juli  1'567.  Schlussprotokoll  dazu  Nr.  15.  Bunde^- 
geset-blatt  Nr.  9. 
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Competenz  des  Bundesraths  nur  insoweit,  als  eine  Re- 
gelung durch  Gesetz  erforderlich  ist.  Alle  sonstigen  dem 
Bunde  darüber  eröffneten  Befugnisse  nimmt  die  Präsidial- 
macht allein  wahr.  Und  zwar  ist  ihr  von  der  Bundes- 
verfassung die  obere  Leitung  der  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung zugesprochen  worden.  Hierin  liegt  nun  aber 
folgendes:  die  Präsidialmacht  hat  die  bundesverfassungs- 
mässige  Einheit  der  Post-  und  Telegraphen  Verwaltung 
herzustellen  und  zu  erhalten.  Sie  übt  sodann  in  diesem 
Competenzkreise  das  Verordnungsrecht.  Der  Umfang 
desselben  ist  verfassungsmässig  sicher  gestellt;  alle  die- 
jenigen Gegenstände  nämlich,  die  bis  dahin  in  Preussen 
administrativer  oder  bloss  reglementarischer  Anordnung 
unterworfen  waren ,  sollen  auch  künftig  von  dem  Prä- 
sidium ohne  Mitwirkung  des  Buudesraths  und  des  Par- 
lamentes regulirt  werden.  Der  Präsidialmacht  steht  ferner 
das  Ernennungsrecht  aller  vom  Bunde  anzustellenden 
Post-  und  Telegraphenbeamten  zu,  die  ihr  auch  aus- 
schliesslich den  Diensteid  leisten,  während  die  andern 
Beamten  dieses  Faches,  deren  Anstellung  nicht  vum 
Bunde  ausgeht,  ihr  diensteidlich  zu  Gehorsam  verpflichtet 
werden.  Endlich  liegt  der  Präsidialmacht  ausschliesslich 
die  AVahrnehmung  der  Beziehungen  zu  andern  deutschen 
oder  ausserdeutschen  Post-  und  Telegraphenverwaltungen 
ob.  Uebrigens  ist  für  die  ihr  in  diesem  Gebiete  zuge- 
wiesene Wirksamkeit  eine  Betheiligung  des  Bundesaus- 
schusses für  Eisenbahnen ,  Post  und  Telegraphen  nicht 
vorgesehn. 

VII.  Ueber  die  Eisenbahnen  ist  dem  Bundesrathe  ein 
weitgehendes  Oberaufsichtsrecht  zugeschrieben  worden. 
Vermöge  dessen  hat  er  die  Ausführung  der  auf  die  Ein- 
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heitlichkeit  des  norddeutschen  Eisenbahnnetzes  abzielen- 
den Verfassungsnormen,  sowie  die  Ausführung  der  über 
das  Eisenbahnwesen  etwa  ergehenden  Bundesgesetze  zu 
überwachen.  Doch  concurrirt  er  in  dieser  Beziehung 
mit  der  Pi'äsidialmacht;  dieser  ist  es  auch  vorbehalten, 
im  Falle  des  Nothstandes,  insbesondere  bei  ungewöhn- 
licher Theuerung  der  Lebensmittel  eine  zeitweise,  dem 
Bedürfniss  entsprechende  Herabsetzung  des  Frachttarifs 
für  den  Eisenbahntransport  anzuordnen.  Die  Anord- 
nung geschieht  auf  Vorschlag  des  Bundesausschusses 
für  Eisenbahnen,  Post  und  Telegraphen.  Doch  soll 
jene  Tarifminderung  nicht  unter  den  niedrigsten  auf 
der  betreffenden  Bahn  für  Rohprodukte  geltenden  Satz 
herabsteigen. 

VIII.  In  allen  diesen  Gebieten  übt  demnach  die  Prä- 
sidialmacht Befugnisse  der  vollziehenden  und  regierenden, 
in  einigen  auch  solche  der  gesetzgebenden  Gewalt.  Aber 
diese  ihre  dreifache  Funktion  erschöpft  sich  nicht  in 
einem  materiell  abgegrenzten  Geschäftskreise.  Denn  ihr 
wird  noch  ausserdem  das  generelle  Recht  zugesprochen  ''•'', 
die  Ausführung  der  Bundesgesetze  zu  überwachen.  Darin 
liegt  nun  aber  zweierlei ;  zunächst  nämlich  die  Befugnis.>5, 
für  die  Ausführung  der  Bundesgesetze  normative  An- 
ordnungen nach  eigenem  Ermessen  zu  treffen ,  d.  h.  das 
Verordnungsrecht;  sodann  das  Recht,  jene  Ausführung 
selbst  durch  Specialverfügung  fortdauernd  zu  controliren, 
—  jenes  ein  Akt  der  gesetzgebenden,  dieses  eine  Funk- 
tion der  vollziehenden  Gewalt. 

Das  Recht  des  Präsidiums,  gesetzliche  Bestimmungen 
im  Verordnungswege  zu  erlassen,   ist  für  gewisse  Ange- 

63    A.  17  der  B.-V. 
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legenheiten  gänzlich  ausgeschlossen;    dies   sind  die  Zölle 
und  Consumtionssteuern  des  Bundes.     Im  übrigen  reicht 
es  soweit,  als  die  Ausführung  der  Bundesgesetze  dies  er- 
heischt, es  äussert  sich  daher  nur  in  Ausführungsverord- 
nungen zu  bereits   bestehenden  Bundesgesetzen.     Solche 
Verordnungen  können    nun   aber    einen   doppelten  Inhalt 
haben.     Sie  können    sich  auf  die    materielle  Anwendung 
eines  Bundesgesetzes  beziehn,  d.  h.  die  darin  aufgestellten 
Grundsätze  specialisiren ,  ihr  Verhältniss  zu  andern  Nor- 
men  ins  Licht    stellen.     Sie    können    über   die    formelle 
Anwendung   desselben  Yorschriften   ertheilen,   d.  h.   Be- 
hörden  erricliten,    errichtete   mit   Anweisungen   und  In- 
struktionen   versehen.      Hieraus    ergeben    sich    folgende 
Schranken  für  das  Verordnungsrecht  der  Präsidialmacht. 
Bestehende  Bundesgesetze  dürfen  niemals,  weder  gänzlich, 
noch  zum  Theil;  weder  für  immer,  noch  auf  beschränkte 
Zeit    durch    blosse   Verordnungen    aufgehoben    oder    ab- 
geändert werden.   Insbesondere  ist  Präsidiiim  zum  Erlass 
von    provisorischen    Gresetzen   nach   Art    des   A.    63    der 
preussischen  Verfassungsurkunde  nicht  befugt;  und  dieser 
gewichtige  Satz  erscheint  im  norddeutschen  Bundesstaat, 
wie  unten  ersichtlich  werden  wird,    mit  besonderen  Ga- 
rantieen  versehn.    Sodann  können  Verordnungen  über  die 
formelle  Anwendung  der  Bundesgesetze  nur  insoweit  er- 
gehn,    als  die  damit  betrauten  Behörden   zum  Gehorsam 
gegen  den  Bund  verpflichtet  sind.    Nur  den  eingeführten 
oder  den  einzuführenden  Bundesbehörden,  sowie  den  Be- 
hörden der  Einzelstaaten,  welche  dem  Bunde  unterstellt 
sind,    können   demnach    im  Verordnungswege   durch  das 
Präsidium  Vorschriften  ertheilt  werden. 

Aber  das  Präsidium   hat  nicht  allein   die   Befugniss 
die  Ausführung  der  Bundesbeschlüsse  und  Bundesgesetze 
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durch  allgemeine  Vorschriften  anzuordnen.  Es  ist  auch 
berechtigt  und  verptiichtet  die  Ausführung  selbst  fort- 
dauernd zu  controliren  und  zu  diesem  Behufe  Special- 
verfügungen ,  theils  an  die  Landesregierungen ,  theils  an 
die  Bundesbehörden,  theils  auch  an  Private  zu  erlassen. 
Doch  ist  es  nur  dann  ermächtigt  die  Befolgung  seiner 
Anordnungen  durch  Hilfsvollstreckung  zu  erzwingen, 
wenn  die  gesetzlichen  militärischen  Leistungen  von  den 
Bundesgliedern  verweigert  werden  tmd  Gefahr  im  Ver- 
zuge ist.  In  allen  übrigen  Fällen  hat  es  die  Execution 
bei  dem  Bundesrathe  zu  extrahiren ,  dem  übrigens  auch 
von  Vorkommnissen  der  ersteren  Art  beim  ersten  Zusam- 
mentreten ungesäumt  Kenntniss  zu  geben  ist. 

7.  Die  nttrddeutsche  Bundesverfassung  hat  somit 
die  Funktionen  ihrer  Centralgewalt  an  die  beiden  Träger 
derselben ,  das  Bundespräsidium  und  den  Bundesrath 
nicht  in  systematischer  "Weise  vertheilt;  vielmehr  ist  der 
Umfang  der  Rechte,  die  jeder  von  ihnen  hat,  der  Punkt. 
in  welchem  sie  bei  Leitung  des  Bundes  in  einander  grei- 
fen, für  die  verschiedenen  Angelegenheiten  verschieden 
tixirt.  Wahrend  das  ^lilitär-  und  Mariueweseu  der  Prä- 
sidialmacht zu  freier,  nur  durch  die  Gesetze  beschränkter 
Verfügung  untergeben  ist,  hat  man  im  handelspolitischen 
Gebiet  ihr  fast  jede  Selbständigkeit  entzogen.  Während 
sie  die  äussere  Politik  des  Bundes  nach  eigenem  Ermes- 
sen leitet,  ist  sie  in  den  gewichtigsten  Fragen  der  inne- 
ren Politik  von  der  Majorität  der  Bundesgenossen  ab- 
liängig.  So  tritt  denn  hier  das  Princip.  das  die  Organi- 
sation des  deutschen  Bundesstaats  leitete,  in  voller  Klar- 
heit hervor.  Eine  so  complicirte  Bundesverfassung  muss 
nuthwendig  auf  das  engste  die   Regierungen    der    einzel- 
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nen    Staaten   mit  einander   verknüpfen.     Wie   alle   Bun- 
desbürger in  einem  Parlamente  sich  zusammenfinden,  so 
sind  alle  Bundesregierungen  auf  gegenseitige  Verständi- 
gung und  Rücksichtnahme  angewiesen.    Eine  feindselige, 
auch  nur  gehässige    Politik  der  Bundesstaaten  gegenein- 
ander,   eine    Liga    etwa*    der    kleineren    Staaten    gegen 
Preussen,   oder  eine    aunexionistische   Tendenzregierung 
Preussens    ist  durch  die    Organisation   des   Bundesstaats 
erheblich  erschwert.     Den   kleineren  Staaten   fehlt  nicht 
allein  die  reelle  Möglichkeit,  Feindseligkeit  gegen  Preus- 
sen  zu   üben  —  doch   könnte   dies   bei  Ausdehnung  der 
Bundesverfassung    auf  die    süddeutschen    Staaten    unter 
gewissen  Umständen  zweifelhaft  werden  — ,  sie  sind  auch 
mit    den    fundamentalen    Interessen     ihrer    Angehörigen 
auf    ein    Einverständniss    mit   Preussen    gewiesen.     Das 
letztere  wiederum  ist  trotz  der  hervorragenden  Stellung, 
die  ee  im  Buude  einnimmt,  gezwungen,  stete  Rücksicht 
auf  die  Bundesgenossen  zu  nelmien;  denn  jeder  Eingrifi 
in  die  vertragsmässige    Grundlage  der  Bundesverfassung 
würde  sehr  erhebliche  völkerrechtliche  Consequenzen  nach 
sich  ziehn.     Indem   Preussen   die   Führung   des  Bundes- 
staats in  die  eigene  Hand  nimmt,  steht  es  nicht  als  selb- 
ständige Macht  den  verbündeten  Fürsten  nebst  dem  Par- 
lament gegenüber,  wie  im  Einzelstaat  der  Monarch  durch 
seine    beiden   Kammern   beschränkt   ist.     Die   Schicksale 
Deutschlands  sollen  beruhn  bei  der    Gesammtheit   seiner 
Fürsten,  vertreten  durch  Präsidium  und  Bundesrath;  unter 
der  Zustinmiung  des  Volks,  vertreten  durch  sein  Parlament 
Aus  diesem  politischen  Princip,  wie  es  freilich  seine 
volle    Tragweite   erst   bei    der  Ausdehnung  des    Bundes- 
staats auf  das  gesammte  Deutschland  entfalten  wird,  er- 
klären sich  mannichfache  Bestimmungen  und  Einrichtun- 

V.   Martitz.    Verf.issung  d.  nordd     Bundes.  ^ 
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gen  der  Bundesverfassung.  Dahin  gehört  das  sehr  ent- 
wicklungsfähige Institut  der  -Bundesrathsauschüsse,  die 
an  der  Seite  des  Präsidiums  eine  den  Ministerien  der 
Einzelstaaten  —  man  kann  den  Vergleich  füglich  wagen 
—  entsprechende  Thätigkeit  üben.  Dahin  gehört  die 
verfassungsmässige  Verpflichtung  des  Präsidiums,  die  Vor- 
schläge eines  jeden  Bundesgliedes  bundesräthlicher  Be- 
schlussfassung zu  unterbreiten.  ^*  Dahin  gehört  die  Fest- 
setzung, dass  alle  Keichstagsvorlagen,  auch  der  jährliche 
Bundeshaushaltsplan,  im  Bundesrathe  beschlossen  werden 
müssen**^;  sodann  die  Bestimmung,  dass  jedes  Mitglied 
des  Bundesraths  im  Reichstage  auf  Verlangen  jederzeit 
gehört  werden  muss  um  die  Ansichten  seiner  Regierung 
zu  vertreten,  selbst  wenn  dieselben  im  Bundesrathe  über- 
stimmt worden  sind.  '^^  Aber  in  keinem  Punkte  ist  jener 
Gedanke  entschiedener  hervorgekehrt  als  in  der  Organi- 
sation der  obersten  Bundesbehörde  selbst,  in  der  Grün- 
dung eines  Bundeskanzleramts. 

Man  hat  es  vermieden,  bei  Aufrichtung  der  Bundes- 
verfassung für  die  Wahrnehmung  der  Präsidialrechte  eine 
collegiale  Centralbehörde ,  ein  Bundesministerium,  nach 
Analogie  der  Landesverfassungen  zu  formiren.  Man  hat 
es  vorgezogen,  den  ersten  Vertreter  der  Präsidialmacht 
im  Bundesrathe,  also  einen  einzigen  Mann,  an  die  Spitze 
der  Geschäfte  zu  stellen,  der  dieselben  büreaumäesig  ver- 
waltet. Was  hat  den  Grund  für  diese  so  auffallende 
Massregel  abgegeben?  Ohne  Zweifel  der  Umstand,  dass, 
wenn  für  die  Richtung  der   Bundespolitik  nicht  das  Er- 


•*    A.  7  der  B.-V. 
«5    A.  16  der  B.-V. 
•«    A.  9  der  B.-V. 
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messen  einer  führenden   Macht,   sondern   die   möglichste 
Uebereinstimmung  aller  verbündeten  Cabinete  massgebend 
sein   soll,   ein    collegiales    Ministerium    daneben   absolut 
keinen  Platz  findet.     Denn  das   im   modernen  Repräsen- 
tativstaat   überall    für    die    höchste    Regierungsbehörde 
adoptirte  Collegialsystem  hat  nicht  etwa  blos  den  Zweck, 
die  gebotene  Arbeitstheilung  für  die  oberste  Leitung  der 
Staatsangelegenheiten  durchzuführen ;  es  hat  eine  wesent- 
lich politische  Tendenz,  es  will  der  Staatslenkung  einen 
bestimmten    politischen    Charakter   aufdrücken.     Im   Re- 
präsentativstaat ist  jedes  Mitglied  des  Staatsministeriums 
sich    eigener  Verantwortlichkeit  gegen    die  Volksvertre- 
tung bewusst.     Die   Einheit   der  Verwaltung  kann  dem- 
nach nicht  etwa  in  formeller  Weise  durch   Majoritätsbe- 
schlüsse des  Staatsministeriums,   sondern  nur  immer  da- 
durch hergestellt  werden,  dass  Männer  gleicher  politischer 
Farbe  an  die  Spitze  der  Geschäfte  treten.    Wie  im  nord- 
deutschen Bundesstaat  einerseits  die  verbündeten  Cabinete 
vertreten  durch  den  Bumdesrath  nebst  dem  Bundespräsi- 
dium und  andrerseits    zugleich  ein   collegial  berathendes 
Bundesministerium   die   Richtung  der  Politik   bestimmen 
sollte,  wäre  schwer  denkbar.  "'     jSTicht   allein   eine  ganz 


6'  Die  Behauptung  H.  Schulze's,  Krisis  des  deutschen 
Staatsrechts  1867,  p.  S6  n.  2.  dass  die  HersteUung  eines  coUe- 
gialen  Bundesministeriums  keineswegs  die  Bundesfürsten  media- 
tisiren  würde,  ist  allerdings  von  unanfechtbarer  Richtigkeit,  die 
theoretische  Möglichkeit  einer  solchen  Einrichtung  unzweifelhaft. 
Praktisch  aber  würde  sie,  wenn  man  sich  dauerndes  Arbeiten  einer 
so  complicirten  Regierungsmaschine  im  Bunde  überhaupt  vorstellen 
will,  zu  dem  Resultate  führen,  dass  die  verbündeten  Regierungen 
sich  ihres  Einflusses  auf  die  politische  Initiative  in  der  Bundes- 
ret'ierung  zu  Gunsten  jenes  Bundescabinets  begeben  müssten. 

5* 
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unhaltbare  Erschwerung  des  Geschäftsganges  müsste  die 
Folge  einer  solchen  Einrichtung  sein;  ein  Bundesmini- 
sterium,  das  zugleich  dem  'preussischen  und  21  andern 
Cabineten,  sowie  der  Volksvertretung  des  Bundes  ver- 
antwortlich sein  soll,  lässt  sich  überhaupt  nicht  realisiren. 
Effektiv  würde  die  Folge  solcher  Organisation  die  Mini- 
sterkrise in  Permanenz  bedeuten.  Will  man  den  Schwer- 
punkt im  norddeutschen  Bundesstaat  nicht  geradezu  in 
eine  hegemonische  Macht  verlegen  und  deren  Minister 
zu  obersten  Bundesbeamten  machen ,  will  man  vielmehr 
den  verbündeten  Regierungen  eine  möglichst  weitrei- 
chende Betheiligung  an  der  Leitung  der  Bundesangele- 
genheiten sichern,  so  wird  es  kaum  einen  andern  Weg 
geben,  um  diese  Leitung  einheitlich  zu  mächen,  als  die- 
selbe büreaumässig  in  der  Hand  eines  Mannes  zu  con- 
centriren.  Ob  freilich  die  Schultern  eines  Einzigen  eine 
solche  ungeheure  Verantwortlichkeit  auf  die  Dauer  wer- 
den tragen  können,  das  ist  eine  Frage,  die  erst  unten 
ihre  Erledigung  finden  kann. 

Als  Ergebniss  der  vorstehenden  Untersuchungen  darf 
bezeichnet  werden ,  dass  der  leitende  Gesichtspunkt  bei 
Gründung  des  norddeutschen  Bundesstaats  der  war,  den 
Bundesgliedern  bei  ihrem  Eintritt  in  denselben  den  Fort- 
bestand ihrer  Souveränetät  mit  den  möglichst  starken 
Garantien  zu  umgeben;  sodann  ihnen  für  die  dabei  noth- 
wendige  Aufopferung  von  Hoheitsrechten  als  Entschädi- 
gung eine  Theilnahme  an  der  Regierung  des  Bundes  zu 
sichern.  Man  hat  es  vermieden,  das  eminente  Ueberge- 
wicht,  das  die  preussische  Regierung  über  die  verbün- 
deten Cabinete  ausübt,  auch  juristisch  dadurch  zu  fixi- 
ren,  dass  man  jener  die  Centralgewalt  des  Bundes  über- 
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wies;  vielmehr  hat  man  eine  Reihe  von  Massregeln  ge- 
troffen, um  die  sämmtlichen  Bundesregierungen  zu  ge- 
meinsamer Thätigkeit  im  Bundesdienste  heranzuziehen. 


n. 

Das  Bundesparlament. 

8.  Es  bedarf  der  Garantieen,  dass  die  Bundesgewalt 
der  norddeutschen  Union  ihre  dreifache  Funktion,  die 
Gesetzgebung  sowohl  als  die  Vollziehung  und  Regierung, 
in  wahrem  Interesse  des  Volkes  übe.  Fordert  solche 
Garantieen  schon  das  moderne  Staatsleben  überhaupt,  so 
sind  sie  in  einem  monarchischen  Bundesstaat  um  so 
dringender  indicirt;  denn  es  handelt  sich  hier  darum, 
dass  die  verbündeten  Cabinete  ihre  Einhelligkeit  nicht 
in  freiheitsfeindlicher  Tendenz  oder  in  Widerspruch  mit 
wirklichen  Wünschen  der  Nation  verwerthen  und  be- 
thätigen.  Die  Abwehr  dagegen  kann  der  Umstand,  dass 
fast  alle  deutschen  Staaten  Constitutionen  regiert  werden, 
demnach  auch  tür  ihre  Stellung  im  Bunde  ständischer 
Controle  unterliegen,  nur  in  unbedeutendem  Grade  er- 
möglichen. Denn  die  Beschlussfassung  der  verbündeten 
Regierungen  entzieht  sich  einer  Kenntnissnahme  durch 
ständische  Körper.  Da  man  den  norddeutschen  Bund 
als  Bundesstaat  gegründet,  also  zu  einem  wirklichen 
Staatswesen,  wenn  auch  mit  beschränkter  Competenz  er- 
hoben hat,  so  war  es  nicht  nur  eine  durch  die  Natur 
des  modernen  Staates  gebotene  unabweisbare  Consequenz, 
auch  dem  Volke  durch  Constituirung  einer  Repräsenta- 
tion   unmittelbaren    und    massgebenden   Einfluss    auf  die 
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Thätigkeit  der  Bundesgewalt  zu  gewähren;  es  war  dies 
eine  offenbare  Stärkung  der  nationalen  Grundlagen  des 
Bundes  selbst.  Weil  nun  aber  der  mit  der  Qualification 
wahrer  Staatsgewalt  versehenen  Bundesgewalt  gegenüber 
die  Regierten  eine  Einheit  bilden,  Bunde sunterthanen 
und  Bundesbürger  sind,  so  liegt  auf  der  Hand,  wie  dessen 
Vertreter  nur  aus  dem  gesammten  Volke  unmittelbar, 
nicht  aber  durch  Delegation  aus  den  Einzelstaaten  her- 
vorgehn  können.  Den  unirten  Regierungen  Norddeutsch- 
lands tritt  zur  Seite  das  Parlament  des  norddeutschen 
Volkes.  Man  hat  dasselbe  im  Anklänge  an  die  Projekte 
der  Jahre  1848  imd  1849,  von  welchen  das  Wahlgesetz 
vom  12.  April  1849  dem  vorläufigen  Wahlgesetz  der 
verbündeten  Regierungen  unmittelbar  zu  Grunde  gelegt 
worden  ist,  mit  wenig  zutreflendem  Jsamen  als  Reichstag 
des  norddeutschen  Bundes  *^^  bezeichnet.  Es  fragt  sich 
nun  aber:  gewährt  die  Schöpfung  des  norddeutschen 
Parlaments  eine  wirksame  Vertretung  der  Volksinteressen : 
In  die  Augen  springt  zunächst,  wie  sehr  die  äussere 
Organisation  der  Volkvertretung  von  der  Gestaltung,  die 
das  constitutionelle  System  auf  dem  Continente  im  all- 
gemeinen gefunden  hat,  abweicht.  Das  Parlament  wird 
durch  eine  einzige  Wahlkammer  gebildet.  Von  der 
Gründung  eines  Oberhauses  daneben  hat  man  Abstand 
genommen.  Eine  solche  ist  zwar  gerade  im  repräsenta- 
tiven Bundesstaat  besonders  geboten,  wo  die  doppelte  der 
Bundesgewalt  unterstellte  politische  Gliederung,  die  Nation 
und  die  Einzelstaaten,  auch  eine  doppelte  Repräsentation 


•'S  Der  norddeutsche  Bund  ist  kein  Reich,  s.  N.  35.  Sein 
Parlament  kann  daher  kein  Reichstag  sein.  In  solchen  Dingen 
sind  auch  Namen  wichtig. 
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durch  Volks-  und  Staatenhaus  noth wendig  erheischt.  Allein 
einer  Vertretung  der  Einzelstaaten  im  norddeutschen 
Parlament  bedurfte  es  nicht  mehr,  da  diese  bereits  bei 
der  Bundesgewalt  selbst  betheiligt  sind.  Und  andere,  etwa 
sociale  Interessen  in  Deutschland  durch  eine  Pärskammer 
von  Bundeswegen  zu  schirmen,  lag  ein  genügender  Grund 
nicht  vor,  weil  Experimente  dieser  Art  füglich  den  Einzel- 
staaten überlassen  werden  können.  Am  allerwenigsten 
war  es  geboten,  den  Häuptern  der  im  Jahre  1806  und 
nachher  mediatisirten  ehemals  reichsständischen  Familien 
eine  nachträgliche  Entschädigung  durch  ihre  Vereinigung 
.zu  einem  Oberhause  zu  gewähren,  wozu  rechtlich  keine 
Verpflichtung,  politisch  keine  Veranlassung  besteht.  Die 
sonstigen  Vortheile ,  die  man  im  Repräsentativstaat  dem 
Zweikammersystem  nachzurühmen  pflegt,  dass  es  nämlich 
ein  stabiles  Gegengewicht  gegen  allzugrosse  Beweglichkeit 
des  Volksgeistes  ermöglicht,  dass  es  ferner  Missgriffe, 
Widersprüche,  Irrthümer  bei  den  Abstimmungen  leicht 
moderiren,  ausgleichen  oder  abschneiden  hilft,  sind  theils 
überhaupt  nicht  durch  eine  improvisirte  Pärskammer  zu 
verwirklichen,  theils  wird  sie  eine  zweckmässige  Ge- 
schäftsordnung des  norddeutschen  Parlaments  ohne  Zwei- 
fel zu  ersetzen  vermögen.  ^^ 

Je  einfacher  der  parlamentarische  Mechanismus  con- 
struirt  worden  ist,  um  so  unmittelbarer  muss  er  noth- 
wendiger  Weise  in  das  Triebwerk  des  Bundesstaats  ein- 
es Das  letztere  gilt  z.  B.  sicherlich  von  den  auf  Verbesserung 
der  provisorischen  Geschäftsordnung  des  Parlaments  abzielenden 
Vorschlägen  von  Lasker  und  Twesten,  Sten.  Berichte  über 
die  Verhandlungen  des  JteicJistags ,  I.  Legisl.  Periode^-  Session 
1867,  Aktenstück  Nr.  65.  Vgl.  den  Commissionsbericht  darüber, 
Aktenstück  Nr.  136. 
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Reifen.  Manche  Umstände  tragen  zudem  bei,  die  Stimme 
des  Parlaments  bei  der  Bundesregierung  besonders  schwer 
ins  Gewicht  fallen  zu  lassen.  Schon  die  Natur  eines 
aus  einer  Reihe  von  Monarchieen  sich  zusammensetzen- 
den Bundesstaats  hebt  die  Bedeutung  und  den  Einliuss 
eines  aus  der  Nation  hervorgehenden  Parlamentes.  Denn 
ein  solches  wird  immer  in  die  Lage  kommen,  Reibungen 
zwischen  den  Einzelstaaten  ihres  im  monarchischen  Bundes- 
staate leicht  gefährlichen  Charakters  zu  berauben,  wird 
immer  im  Stande  sein,  einer  dynastischen  Politik  der  Ca- 
binete  festen  AViderhalt  zu  bieten.  Dazu  kommt,  dass 
für  die  Behördenorganisation  des  Bundes  im  allgemeinen 
das  Büreausystem  adoptirt  ist ,  und  eine  noch  breitere 
Anwendung  desselben  mit  der  Weiterentwicklung  des 
Bundes  sicherlich  zu  prognosticiren  ist.  Die  akute  Form, 
welche  die  Leitung  des  Bundes  hiedurch  erhält,  mindert 
um  ein  beträchtliches  in  dem  neuen  Staatswesen  die 
Selbständigkeit  und  den  Einfluss  der  Beamten.  Wird 
somit  der  Bundesregierung  die  wuchtige  Stütze  entzogen, 
welche  die  Regierungen  Deutschlands  in  ihrer  coUegialen 
Aemterverfassung  erfahrungsgemäss  gefunden  haben ,  so 
ist  sie  um  so  mehr  darauf  angewiesen,  im  Parlamente  ihren 
Halt  zu  suchen.  Endlich  und  vor  allem  müssen  die 
Grundsätze,  welche  für  Formation  und  Zusammensetzung 
des  Parlamentes  verfassungsmässig  festgestellt  sind,  die 
Machtstellung  desselben  steigern. 

Zuvörderst  nämlich  hat  die  Bundesverfassung  alle 
jene  Beschränkungen  des  aktiven  Wahlrechtes  zum  Par- 
lamente reprobirt,  welche,  wie  die  Erfahrung  der  Con- 
tinentalstaaten  lehrt,  die  Volksvertretung  nur  zu  leicht 
als  blosse  Fiktion  erscheinen  lassen.  Es  sind  ihi'er  drei: 
ein  Census  als  Bedingung   für  die  Ausübung  des  Wahl- 
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rechts;  sodann  die  indirekte  und  endlich  die  öffent- 
liche Wahl.  Das  Wahlrecht  des  deutschen  Bundes- 
staats ist  ein  allgemeines,  direktes  und  geheimes.  Es 
fragt  sich:  lässt  sich  die  Vereinigung  dieser  drei  Mo- 
mente für  das  Wahlrecht  rechtfertigen,  wird  ein  so 
radikales  Wahlsystem  dauerhafte  politische  Zustände  er- 
möglichen ? 

Zur  Beantwortung  dieser  Fragen  ist  von  der  Auf- 
fassung auszugehn .  die  das  politische  Bewusstsein  in 
Deutschland  überhaupt  dem  Wahlrecht  gegeben  hat.  Den 
juristischen  Charakter  dieses  politischen  Rechts  nach 
deutscher  Auffassung  zu  formuliren  ist  allerdings  sehr 
schwierig  und  die  Ansichten  unserer  Staatsgelehrten  über 
diese  hochinterressante  Frage  differiren  bekanntlich  um 
ein  beträchtliches.  Aber  die  Grundanschauungen,  von. 
denen  Deutsehland  bei  Organisirung  eines  politischen 
Wahlsystems  ausgeht,  treten  doch  in  unverkennbarer 
Deutlichkeit  zu  Tage,  wenn  man  die  Auffassung,  die  das 
Mutterland  politischer  Freiheit,  die  England  den  politi- 
schen. Rechten  gibt,  dagegen  hält  Das  englische  Par- 
lament setzt  sich  zusammen  aus  den  Vertretern  einer 
bestimmten  Summe  von  Corporationen,  der  Grafschaften, 
gewisser  Städte  und  einiger  Specialverbände ,  die  mit 
der  Qualität  politischer  Körper  betraut  sind.  Der  Wahl- 
berechtigte wählt  K^amens  seiner  Corporation,  er  erscheint 
als  Organ  derselben ;  das  Wahlrecht  kehrt  den  Charakter 
eines  Vertrauensamtes  hervor.  Ganz  anders  Deutschland 
und  mit  ihm  der  gesammte  Continent.  Er  hat  sich  seit 
nunmehr  fast  einem  Jahrhundert  in  die  Anschauung  ein- 
gewöhnt, das  Wahlrecht  lediglieh  als  ein  Individualre«  iit 
der  Einzelnen  zu  fassen.  Ihm  ist  eine  Volksrepräsen- 
tation   nur    immer    die    Vertretun«:     einer    Summe    von. 
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gleichviel  wie,  g-egliederten  Individuen.  Man  kann  diese 
Thatsache  bedauern;  weder  ist  sie  aber  theoretisch  ab- 
zuleugnen, noch  irgend  welche  Aussicht  darauf  vorhanden, 
dass  eine  solche  ßechtsauffassung  jemals  wieder  aus  dem 
Yolksbewusstsein  zu  verdrängen  oder  auszulöschen  sein 
wird.  Ist  dem  aber  so,  dann  liegt  es  auf  der  Hand,  dass 
mit  der  englischen  Auffassung  eine  Beschränkung  des 
Wahlrechts,  die  Verknüpfung  desselben  mit  gewissen, 
vom  Einzelnen  zu  erfüllenden  Voraussetzungen  sehr  wohl 
zu  vereinigen  ist.  Nach  coutinentaler  Anschauung  da- 
gegen wird  es  immer  als  Willkür  und  Härte  erscheinen, 
wird  es  darum  ein  auf  die  Dauer  unhaltbarer  Zustand  sein, 
wenn  Personen,  die  rechtlich  als  vollkommen  selbständig 
gelten,  das  politische  Grundrecht  entzogen  wird ;  und  diese 
Härte  muss  sich  zur  ünerträglichkeit  steigern,  wenn  an  die 
gehässigste  aller  Bedingungen,  an  den  Besitz  eines  be- 
stimmten Vermögens,  das  Wahlrecht  geknüpft,  wenn  der 
gänzlich  undeutsche  Gegensatz  von  Bourgeoisie  und  Pro- 
letariat auf  unsere  Verhältnisse  übertragen  wird.  Aber 
nicht  allein  die  Logik  der  Geschichte  ist  es,  die  uns  dem 
allgemeinen  Wahlrecht  in  die  Arme  getrieben  hat,  wie 
sie  mit  uuerbittlicher  Strenge  sich  auch  in  dem  aristo- 
kratischen Staatsbau  Englands  vollzieht;  auch  rationelle 
Gründe  rechtfertigen  in  dem  neuen  Bundesstaat  dieses 
radikale  Rechtsprincip ,  vermindern  um  ein  bedeutendes 
die  socialen  Gefahren,  die  es  unter  andern  Umständen 
mit  sich  führen  müsste.  Zunächst  nämlich  ist  das  all- 
gemeine Stimmrecht  nichts  Neues  in  Deutschland.  Den 
„Sprung  im  Finstenr',  den  nach  Lord  Derby's  Spruch 
England  mit  der  Keformakte  von  1867  macht,  haben 
wir  bereits  im  Jahre  1848  unter  sehr  schwierigen  Um- 
ständen gethan  und  er  ist,  wenn  wir  nach  zwanzigjähriger 
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Erfahrung  urtheilen  dürfen,  nicht  missglückt.  Sodann 
aber  ermöglicht  jenes  Wahlsystem  einen  Vortheil  von 
unberechenbarer  Tragweite.  Es  zwingt  nicht  allein  einer 
darauf  gegründeten  parlamentarischen  Vertretung  die 
ausdauernde  und  wachsame  Fürsorge  für  das  Wohl  der 
niederen  Klassen  auf;  nein,  es  begründet  vielmehr  das 
Parlament  auch  auf  eine  Vertretung  derselben.  Und  da- 
mit ist  eine  gefährliche  Klippe  alles  parlamentarischen 
Lebens  beseitigt,  die  grundsatzliche  Ausbeutung  des 
Staats  zu  Gunsten  gewisser  Klassen ,  privilegiirter  In- 
teressen, eine  Klippe,  die  zu  ihrem  Theile  das  constitu- 
tionelle  System  in  Frankreich  hat  scheitern  lassen,  deren 
Umschiffung  das  englische  Volk  erst  in  den  letzten  De- 
cennien  —  und  wer  kann  jetzt  schon  sagen,  mit  welchem 
Erfolge  —  unternommen  hat.  —  Hat  aber  die  nord- 
deutsche Bundesverfassung  dem  politischen  Wahlrecht 
dadurch,  dass  sie  es  für  ein  allgemeines  erklärt  hat, 
einen  für  alle  Zeit  abgeschlossenen  Grundcharakter  ge- 
geben, so  wird  es  freilich  Sache  der  Bundeslegislation 
sein,  den  Begriff  dieser  Allgemeinheit  genauer  zu  spe- 
cialisiren  und  ihn  mit  den  dui'ch  die  2fatur  der  Sache 
gegebenen  Schranken  zu  umgeben;  und  diese  Schranken 
werden  namentlich  nach  der  Seite  der  ökonomischen  Ab- 
hängigkeit hin  zu  ziehn  sein.  Die  Bestimmung  des  pro- 
visorischen Reichs  Wahlgesetzes  ^",  wonach  die  Empfänger 
von  Armenunterstützungen ,  die  Cridare  und  die  unter 
Vormundschaft  und  Curatel  stehenden  Personen  des 
Wahlrechtes  entbehren,  möchte  auszudehnen  sein  auf 
alle  einem  privatrechtlichen,  also  neben  dem  vormund- 
schaftlichen   auch     dem    väterlichen    und    hausherrlichen 
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Gewaltverhältniss  unterworfenen  Bundesbürg'er. ' '  Des- 
gleichen ist  der  Bundesgesetzgebung  die  definitive  Be- 
stimmung darüber  vorbehalten,  ob  die  Repräsentation  des 
Volks  im  Parlament  eine  bloss  numerische,  wie  es  das 
provisorische  Reichswahlgesetz  anordnet,  oder  eine  dy- 
namische sein,  d.  h.  ob  sie  bloss  auf  Kopfzahlwahlen 
oder  auf  die  gesonderte  Abstimmung  der  verschiedenen 
Gesellschaftskreise  oder  Steuerklassen  begründet  werden, 
mit  andern  Worten ,  ob  das  allgemeine  Wahlrecht  auch 
das  Kriterium  der  Gleichheit  behalten  soll. 

Aus  jener  continentalen  Auffassung  politischer  Rechte, 
■wie  sie  oben  zu  skizziren  versucht  worden,  möchte  sich 
auch  die  Schwierigkeit  ergeben,  eine  Vertretung  im  Wahl- 
rechte, d.  h.  die  Eintührung  eines  indirekten  Wahlsystems 
auf  andere  als  auf  blosse  Opportunitätsgründe  zu  stützen. 
Rationell  lässt  sich  dafür  absolut  Nichts  anführen.  Wenn 
ich  in  meiner  Eigenschaft  als  Bundesbürger  das  Recht 
habe,  das  Parlament  durch  meine  AVahl  mitbilden  zu 
helfen .  so  muss  mir  auch  die  Ausübung  dieses  Rechtes 
verstattet  werden.  Die  üebertragung  desselben  auf  einen 
Andern .  einen  Wahlmann .  ist  unmöglich  ein  Surrogat 
für  mein  Wahlrecht,  weder  subjektiv,  denn  eine  Ver- 
tretung bei  einer  res  merae  facultatis  ist  ein  Unding; 
noch  objektiv,  denn  die  Majorität  der  Wahlmänner  kann 
im  Widerspruch  stehn  mit  der  Majorität  der  Urwähler. 
—  Dass  endlich  die  Bundesverfassung  das  Wahlrecht 
auch  zu  einem  geheimen  macht,  bedarf  kaum  der  Ver- 
theidigung.  Gilt  es,  die  wahre  Meinung  der  Bürger 
mittelst  Ausübuns:  ihres  Wahlrechts  festzustellen,  so  be- 


''    Uebereinstinuuend    H.    Schulze.    Krisis    des   deutachcn 
StaaUrechts  p.  Sy. 
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darf  dasselbe  der  Sicherimg  vor  Beeinflussung,  sei  es 
durch  den  Wahlcandidaten ,  sei  es  durch  Organe  des 
Bundes  oder  des  Einzelstaats,  sei  es  endlich  durch  Partei- 
terrorismus. 

Indem  die  unirten  Regierungen  bei  Gründung  des 
Bundesstaats  das  allgemeine,  direkte  und  geheime  Wahl- 
recht- der  Bundesbürger  adoptirten,  folgten  sie  Erwä- 
gungen genereller  ]S'atur.  2sicht  dasselbe  möchte  gelten 
von  den  Postulaten,  welche  sie  für  das  passive  Wahl- 
recht, für  die  Wahlfähigkeit  zum  Parlament  stellten. 
Hier  waren  es  ohne  Zweifel  specielle  Erfahrungen  des 
preussischen  Staates .  wodurch  sie  zu  einer  in  die  bis- 
herige constitutionelle  Praxis  Deutschland's  tief  einschnei- 
denden Neuerung  veranlasst  worden  sind.  Die  norddeut- 
schen Ptegierungeu  hatten  eine  verfassungsmässige  Fest- 
setzung darüber  projektirt,  dass  Beamte  im  Dienste  eines 
der  Bundesstaaten  nicht  wählbar  sein  sollten;  sie  hatten 
femer  die  Bestimmung  vorgesehn,  dass  die  Parlaments- 
mitglieder ihre  Funktionen  unentgeltlich  zu  erfüllen  ver- 
pflichtet wären.  Von  diesen  Sätzen  hat  der  erste  die 
Einwilligung  des  constituirenden  Reichstags  nicht  erhal- 
ten können.  Dagegen  ist  der  zweite  bestehn  geblieben. 
Er  hat  in  A.  32  der  Bundesverfassung  folgenden  Aus- 
druck gefunden: 

Die  Mitglieder  des  Reichstags  dürfen  als  solche 
keine  Besoldung  oder  Entschädigung  heziehn. 

Darin  liegt  nun  aber  folgendes:  die  Mitglieder  des 
Bundesparlaments  haben  keinen  Anspruch  auf  Besol- 
dung oder  Entschädigung.  Sie  haben  also  kein  Recht 
auf  die  Erhebung  von  Tagegeldern  während  der  Sessio- 
nen, ebensowenig  auf  Erstattung  ihres  erweislichen  Auf- 
wands,  speciell   der   Reisekosten.     Es    liegt   aber   ferner 


darin :  weder  der  Bund  noch  die  einzelnen  Bundesstaaten 
können  ihnen  einen  solchen  Anspruch  gewähren, 
da  sie  sich  sonst  in  Widerspruch  mit  der  BundesYer- 
fassung  setzen  würden.  Und  es  liegt  endlich  darin: 
den  Parlamentsmitgliedern  ist  es  verboten,  Besoldung  oder 
Entschädigung,  woher  sie  ihnen  auch  offerirt  werden 
möge,  also  auch  von  Privaten  anzunehmen.  Doch 
ist  dieses  Verbot  nur  eine  lex  imperfecta ;  demnach  bleibt 
es  den  Einzelregierungen  überlassen,  dasselbe  gegen  ihre 
TJnterthanen  überhaupt  vermöge  Gesetzes ,  gegen  ihre 
Beamten  insbesondere  vermöge  der  Discipl inarge walt  zur 
Ausführung  zu  bringen. 

Der  positive  Inhalt  jenes  Verbots  ist  also  kein  an- 
derer als  der,  dass  die  Mitgliedschaft  im  Parlament  ein 
Ehrenamt  sein  soll.  Offenbar  ist  der  politische  Gre- 
danke,  den  diese  Bestimmung  verwirklicht,  ein  durchaus 
gesunder.  Dass  dieselbe  ausführbar,  und  zwar  auch  in 
Deutschland  ausführbar,  ist  schon  jetzt  nach  kurzer  Er- 
fahrung gewiss ;  dass  sie  dem  Parlamente  erhöhte  Würde, 
seiner  Stimme  erhöhtes  Grewicht  zuführen  rauss,  wird 
Niemand  bezweifeln ,  der  erwägt ,  wie  schon  die  blosse 
Möglichkeit  einer  Ausnutzung  der  parlamentarischen 
Stellung  zu  persönlichen  Vortheilen  oder  Annehmlich- 
keiten eine  Schädigung  der  politischen  Volksinteressen 
bedeutet;  dass  endlich  das  Princip,  politische  Leistungen 
nicht  zu  sustentiren,  von  der  segenvollsten  Tragweite  für 
die  Autlassung  imd  Beschaffenheit  öffentlichen  Wirkens 
in  Deutschland  sein  wird ,  ist  mit  voller  Zuversicht  zu 
erwarten.  Die  Erage  aber,  ob  in  dem  Wegfall  der  Be- 
soldung für  Parlamentsmitglieder  eine  Beschränkung  des 
Wahlrechts  liege,  des  aktiven,  insofern  als  dasselbe  nur 
zu  Crunsten  reicher  Leute  ausgeübt    werden    könne;    des 
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passiven,  insofern  als  dieses  gleichsam  einem  Census  unter- 
worfen werde,  ist  schlechterdings  zu  verneinen ;  zunächst 
aus  dem  einfachen  Rechtsgrunde,  weil  Niemand  ein  Recht 
darauf  hat,  zum  Parlamentsmitglied  gewählt  zu  werden, 
Niemanden  die  Pflicht  trifft,  ein  erhaltenes  Mandat  anzu- 
nehmen. Aber  noch  ein  andrer  Grund  entscheidet  hier. 
Volksvertreter  zu  sein  ist  nicht  eine  etwa  als  Anerken- 
nung für  bürgerliche  Verdienste  zu  gewährende  Ehre, 
sondern  ein  Beruf,  und  zwar  ein  Beruf  voll  schwerer 
Verantwortlichkeit,  der,  wenn  er  zum  Heile  der  Nation 
ausgeübt  werden  soll,  Kenntniss,.  Einsicht  und  Erfahrung 
in  politischen  Dingen  mit  Nothwendigkeit  verlangt.  Das 
sind  Eigenschaften,  die  erst  erworben  werden  wollen. 
Und  wenn  sie  der  Aermere  sich  schwerer  erwirbt  als 
der  Wohlhabende,  so  ist  das  allerdings  eine  Härte,  ist 
aber  überhaupt  Menschenloos. 

Diese  Auffassung  parlamentarischer  Thätigkeit,  wie 
sie  doch  unzweifelhaft  einem  gesunden  politischen  Volks- 
leben entspricht,  muss  nun  aber  eine  bedeutende  Rück- 
wirkung üben  auf  die  Zusammensetzung  unserer  reprä- 
sentativen Körper  im  allgemeinen,  des  norddeutschen 
Parlaments  insbesondere.  Je  mehr  die  parlamentarische 
Wirksamkeit  als  Lebensberuf  von  den  Einzelnen  gefasst 
wird,  desto  weniger  wird  es  angänglich  erscheinen,  sol- 
che Männer  damit  zu  betrauen,  die  den  politischen  Auf- 
gaben des  Staats  sich  nicht  mit  voller  Kraft  hingeben 
können,  sei  es,  weil  sie  bereits  Organe  der  Staatsgewalt 
sind,  ihnen  also  die  erforderliche  Unabhängigkeit  und 
Unbefangenheit  fehlt,  sei  es,  weil  sie  überhaupt  einen 
politischen  Beruf  nur  als  Nebenthätigkeit  betreiben  kön- 
nen. Beides  triffst  vornehmlich  zu  bei  den  besoldeten 
Staatsbeamten.     Eine   gedeihliche    Entwicklung   des    re- 
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präsentatWen  Regierungssystems  in  Deutschland  wird  von 
selbst  zu  einem  Ausschluss  der  besoldeten  IStaatsdiener 
vom  parlamentarischen  Leben  führen.  Doch  diesen  Aus- 
schluss verfassungsmässig  zu  fixiren,  wäre  nicht  bloss 
ein  allzu  plötzlicher  Bruch  mit  unserer  politischen  Ver- 
gangenheit, sondern  auch  eine  Härte  gegen  hervorra- 
gende Politiker  der  Jetztzeit,  die  unserm  Beamteustande 
angehören.  Aus  dieser,  aber  auch  nur  aus  dieser  Rück- 
sicht'- lässt  es  sich  rechtfertigen,  dass  das  constituirende 
Parlament  den  Vorschlag  der  verbündeten  Regierungen 
die  Xichtwählbarkeit  der  Staatsbeamten  zum  norddeut- 
schen Parlament  grundgesetzlich  festzustellen,  ablehnte. 
Denn  gegen  den  Verfassungssatz  selbst  war,  von  der 
Fassung   abgesehn'^,    nichts   einzuwenden.      Im    Gegen- 


'-  Eine  Rücksicht  allerdinirs .  welche  das  Votum  des  con- 
stituirenden  Reichstages  nicht  bestimmt  hat.  Der  Verfasser  kann 
sich  dem  Eindruck  nicht  verschliessen.  dass  die  Resignation,  mit 
der  die  verbündeten  Regierungen  durch  diesen  Vorschlag  sieh 
des  sichersten  Mittels  zur  Wahlbeeintlussung  zu  begeben  gedach- 
ten, in  ihrer  immensen  Tragweite  von  dem  Parlament  nicht  ganz 
erkannt  worden  ist.  Die  Verhandlungen  darüber  machen  im 
ganzen  einen  kiemlichen  Eindruck.  Es  scheint,  als  wenn  —  um 
im  Zeitimgsstil  zu  reden  —  die  Conservativen  einerseits  sich  den 
parlamentarischen  Landrath  nicht  entgehn.  die  Liberalen  andrer- 
seits sich  die  Möglichkeit  des  politisirenden  Kreisrichters  nicht 
verschliessen  wollten. 

"3  Die  allerdings  viel  zu  wünschen  liess.  Sie  lautete : 
Beamte  im  Dienste  eines  der  Bundesstaate a  sind  nicht  icühl- 
lar.  In  diesem  Satze  bedarf  zuerst  der  Begriff  der  Beamten 
einer  genaueren  Specialisirung ,  da  der  Umfang  desselben  in  den 
Einzelstaaten  sehr  verschieden  ist.  Sodann  eignen  sich  doch  ge- 
wisse Beamte  recht  wol  zu  parlamentarischer  Thätigkeit,  näm- 
lich die   unbesoldeten  Staatsbeamten    und    die    Beamten    ausser 
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theil  verbürgte  er  in  trefflicher    Weise   dem  Bundespar- 
lamente seine  nationale  Grundlage,  indem  er  dessen  Mit- 
gliedern  die    Abhängigkeit   von   einer   der    Bundesregie- 
rungen verwehrte.     Und  was  die  oft,  meistens  aus  dem 
Munde  der  Beamten  selbst,  gehörte  Behauptung  betrifft, 
das^s  die  politische  Bildung  der  Nation  bei  dem  Beamten- 
stunde   vorzugsweise    concentrirt    sei,    so   entspricht  die- 
selbe von  Tag  zu  Tag   weniger  der  Wirklichkeit;   ganz 
zu  geschweigen  des    vulgären   Trugschlusses,   dass   man 
durch  Eingehung   eines   Amtsverhältnisses  nicht  aufhöre, 
Staatsbürger-  zu   sein    und   ausschliesslich  in  dieser  letz- 
tern Eigenschaft  Politik  treiben  könne,   zu  geschweigen 
endlich  jenes  wunderlichen  Phantoms,  dass  gewisse  Beam- 
tenkategorieen,  namentlich  die  (Geistlichen  und  der  Rich- 
terstand, das  Postulat  politischer  Unabhängigkeit  zu  ver- 
wirklichen in  der  Lage  wären,  ein  Phantom,   das    schon 
die    ökonomische    Betrachtung     ihrer     Lage     w^iderlegt. 
Richtig  ist  allerdings,  dass  das  Vorhandensein  von  Fach- 
männern in  der  Volksvertretung  äusserst  wünschenswerth 
i^t;    aber   diesem    Bedürfnis?  wird   durch    die     Zulassung 
der   Beamten  zum   Parlament   in   sehr    unsicherer  Weise 
und  nur  in  unbedeutendem   Grade   genügt.  '■•  —  Da    üb- 


Dienst.  Endlich  müssten  consequent  nicht  allein  die  Beamten  der 
Ehizelstaaten,  sondern  auch  die  Bundesbeamten  vom  Parlamente 
ausgeschlossen  werden. 

'*■  Der  beste  Beleg  ist,  dass  trotz  des  Vorhandenseins  von 
7ü  aktiven  Richtern  im  preussischen  .\bgeordnetenhause  von  1862 
bis  1866  die  Behandlmig  der  beiden  staatsrechtlichen  Hauptfra- 
gen, nämlich  der  nacli  Inhalt  und  Umfang  des  preussischen  Bud- 
getrechts und  der  betretfs  des  Successionsrechts  in  die  Regierung 
der  Elblierzogthümer  eine  juristisch  durchaus  voreilige,  ungenü- 
gende und  befangene  blieb. 

Y.    Martitz,  Verfassung  d.  nordd.  Bundei.  g 
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rigens  das  constituirende  Parlament  die  Beamten  nicht 
von  dem  Repräsentantenkörper  ausgeschlossen  wissen 
wollte,  so  erschien  es  nur  consequent,  wenn  es  für  sie 
zugleich  nach  dem  Vorgänge  der  preussischen  Verfas- 
sungsurkunde '^  die  ürlaubsfreiheit  behufs  Theilnahme 
an  den  Parlamentssessionen  einführte.  Denn  liegt  auch 
an  und  für  sich  in  der  den  Beamten  eingeräumten  poli- 
tischen Wahlfähigkeit  keineswegs  die  Dispensation  von 
der  gesetzlichen  Ptiicht  der  ürlaubseinholung'^',  so  wäre 
es  doch  handgreifliche  Unbilligkeit,  wenn  die  Bethäti- 
gung  jener  Wahlfnhigkeit  lediglich  in  die  Willkür  der 
Regierungen  gelegt  würde." 

9.  Handelte  es  sich  bisher  um  die  äussere  Orga- 
nisation des  norddeutschen  Bundesparlaments,  so  fragt  es 
sich  nun  aber  weiter:  in  welcher  Weise  ist  die  Bethei- 
ligung desselben  an  Leitung  der  Bundesangelegenheiten 
verwirklicht,  welches  ist  der  Kreis  seiner  Rechte  und 
Pflichten?  Und  da  gewährt  denn  die  Betrachtung  der 
Bundesverfassungsurkunde  zunächst  das  allgemeine  Re- 
sultat, dass  die   dem   Parlament    des   Bundesstaats  zuge- 


■5     A.  78. 

"6  Vgl.  statt  aller  Andern  die  vortreitliche  Begründung  bei 
V.  Gerber  deutsches  Staatsrecht  §  41   n.  7. 

"■  Die  Frage,  ob  die  zu  Parlamentsmitgliedern  gewählten 
Beamten  die  Kosten  ihrer  Stellvertretung  erstatten  müssen,  ist 
durch  die  Bundesverfassung  nicht  beantwortet,  die  Entscheidung 
derselben  mithin  den  Einzelregierungen  überlassen  worden.  Gänz- 
lich unrichtig  argumentirt  Hiersemenzel.  Verf.  des  nordd. 
Bundes  p.  84,  aus  der  Ablehnung  des  (Trumbrechfschen 
Amendements,  Sten.  Berichte  des  constitiurenden  Reichstags  p. 
711.  dass  die  Bundesverfassung  jene  Frage  implicite  bejahe. 


83 

wiesene  Stellung  der  Auffassung,  die  Deutschland  dem 
constitutionellen  System  zu  geben  gewohnt  ist,  entspricht 
Dem  Parlamente  stehen  demnach  selbständige  Funk- 
tionen einer  Staatsgewalt  nicht  zu.  Weder  hat  es  selbst 
eine  Herrschaft  über  das  Volk ,  noch  theilt  es  eine  solche 
mit  den  Trägern  der  Bundesgewalt.  Das  Parlament  übt  da- 
her nicht  Befugnisse  der  gesetzgebenden  Gewalt,  mit 
einziger  Ausnahme  der  Geschäftsordnung,  die  es  sich 
selbst  zu  geben  befugt  ist.'*'  Es  hat  ferner  nicht  das 
Recht,  die  Bundesgesetze  oder  seine  Beschlüsse  selbst 
zu  vollziehn,  etwa  durch  Auftragertheilung  an  Behörden, 
oder  Yertugungen  und  Erlasse  an  das  Volk,  oder  eine 
richterliche  Thätigkeit.  Es  hat  endlich  nicht  die  Macht, 
Akte  der  regierenden  Gewalt,  etwa  die  Anstellung  von 
Beamten,  vorzunehmen.  Vielmehr  steht  die  Bimdesge- 
walt  den  im  Bundesrathe  vertretenen  Regierungen  einer- 
seits, der  Präsidialmacht  andrerseits  zu  vollem  und  aus- 
schliesslichem Rechte  zu.  Die  Befugnisse  des  Parlamen- 
tes gehn  nicht  weiter ,  als  dass  die  Ausübung  der  Bun- 
dt>gewalt  an  seine  Beschlüsse  gebunden  wird.  Und 
zwar  greift  das  Parlament  zunächst  in  die  gesetzgebende 
Thätigkeit  der  Bundesgewalt  insofern  ein,  als  kein  Bun- 
desgeselz  ohne  seine  Einwilligung  erlassen  werden  darf, 
Es  greift  ferner  in  die  regierende  Thätigkeit  des  Bundes 
insofern  ein ,  als  diejenigen  darunter  fallenden  Akte, 
welche  nur  unter  Zustimmung  des  Bundesraths  vollzogen 
werden'",  auch  der  Genehmigung  des  Parlaments  be- 
dürfen.    Es  greift  endlich  in  die   regierende  und  vollzie- 


■8    A.  27  der  B.-V. 
■'S»    S.  oben  bei  n.  51. 
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hende  Thätigkeit  des  Bundes,  und  zwar  in  beide  zugleich 
ein,  indem  die  Feststellung  des  jährlichen  Bandeshaus- 
haltplanes, sowie  die  jährliche  Ertheilung  der  finanziellen 
Decharge  an  die  Präsidialmacht  seiner  Mitwirkung  be- 
darf. 

Seine  Betheiligung  bei  diesen  drei  Thätigkeiten  der 
Bundesregierung  äussert  nun  aber  das  Parlament  theiis 
in  Form  der  Zustimmung  zu  den  Vorlagen  des  Bundes- 
raths,  theiis  indem  es  selbst  Vorlagen  ausarbeitet  '^Recht 
der  Initiative)  oder  Aenderungen  der  proponirten  Ent- 
würfe beantragt  ^Amendementsrechty.  Sodann  steht,  wie 
jedem  einzelnen  Bundesbürger,  so  auch  dem  Parlamente 
das  Recht  zu,  Petitionen  an  die  Bundesgewalt  zu  richten 
und  über  Verfügungen  derselben  sich  zu  beschweren. 
Doch  ist  ihm  ausserdem  noch  die  ausdrückliche  Ermäch- 
tigung ertheilt  worden,  Petitionen  oder  Beschwerden  der 
Privaten  zu  seinen  eignen  zu  machen  tmd  sie  den  Trä- 
gern der  Bundesgewalt  zu  überweisen.  ^"'  Endlich  ist 
den  Verhandlungen  des  constituirenden  Reichstags  ^ '  zu 
entnehmen,  wenn  auch  ein  ausdrücklicher  Ausspruch  da- 
rüber in  der  Bundesverfassung  fehlt,  dass  das  norddeut- 
sche Parlament  die  Befugniss  hat_j  Resolutionen  zu  fassen 
und  solche,  wie  auch  Adressen  und  Interpellationen  an 
die  beiden  Organe  der  Bundesgewalt.  Bundesrath  oder 
Bundespräsidium  zu  richten. 

Somit  ist  also  das  Princip  des  constitutionellen  Re- 
präsentativstaates    auch    in    dem    norddeutschen     Bunde 


30    A.  23  der  B.  V. 

3'     Vgl.    die    Zusammenstellung   der  Aeusserungen    darüber 
bei  Hiersemenzel,    Verfassung  des  nordd.  Bundes  p.  '•i'tff. 
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verwirklicht;  der  norddeutsche  Bund  ist  ein  constitutio- 
neller  Bundesstaat.  Das  constitutionelle  System,  wie  es 
in  der  weit  überwiegenden  Mehrzahl  unserer  deutschen 
Staaten  zur  Geltung  gekommen  ist,  hat  man  auch  auf 
den  Bund  übertragen.  Es  lässt  sich  in  dem  Satze  zu- 
sammenfassen: die  Bundesregierung  wird  geführt  in 
Uebereinstimmung  der  verbündeten  €abinete  mit  dem  im 
Parlament  vertretenen  Volke. 

Freilich  lehren  die  Erfahrungen  unserer  deutschen 
Staaten,  vor  Allem  die  Erfahrungen,  die  der  preussische 
Staat  seit  dem  Bestehn  einer  Parlamentsverfassung  ge- 
macht hat,  nur  zu  deutlich,  dass  ein  solcher  Satz  zu- 
nächst kein  Rechtsprincip,  sondern  ein  politisches  Pro- 
blem ist.  Er  bedarf  erst  seiner  Verwirklichung.  Aber 
diese  Verwirklichung  ist  mit  der  Beobachtung  der  ein- 
zelnen constitutionellen  Rechtsvorschriften,  mit  dem  Con- 
sense,  welchen  das  Parlament  den  oben  aufgezählten  Ee- 
gierungsakten  zu  ertheilen  hat,  noch  keineswegs  gege- 
ben und  erreicht.  Man  denke  sich,  dass  das  Parlament 
Beschlüsse  fasst,  welche  die  Regierung  nicht  ausführt, 
weil  sie  ihnen  nicht  zustimmt;  muthet  ihr  ja  doch  das 
constitutionelle  Princip  keine  Unterwerfung  unter  das 
Parlament  zu,  beruht  es  ja  doch  auf  der  Gleichberechti- 
gung der  politischen  Faktoren.  Oder  aber  die  Regierung 
sieht  sich  'in  der  Lage,  auch  für  die  ihr  zu  selbständiger 
Verfügung  überlassenen  Gebiete  Massregeln  vielleicht 
von  der  gewaltigsten  Tragweite  gegen  den  ausgespro- 
chenen Wunsch  des  Parlaments  zu  treffen.  Im  günstig- 
sten Falle  wird  dann  vielleicht  dennoch  das  Parlament, 
wenn  aucii  widerwillig,  sich  gebunden  und  verpüichtet 
fühlen,  kraft  der  Verantwortlichkeit,  der  sich  keine  Volks- 
vertretung   für  die   Handlungen  auch   des   missliebigsten 
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Ministeriums  entziehen  darf.  Man  denke  aber  an  den 
weniger  günstigen  Fall,  dass  das  Parlament  jene  Ver- 
antwortung ablehnt,  dass  es  der  Versuchung  nicht  wi- 
dersteht, den  Weg  der  Repressalien  gegen  die  eigene 
Regierung  zu  beschreiten,  sie  auch,*  wo  es  ihre  Thätig- 
keit  billigt,  zu  bekämpfen,  ihre  Niederlagen  als  Siege 
der  Partei  zu  feiern.  Die  Folge  kann  dann  in  jedem 
Falle  nur  die  sein,  dass  die  Regierung  ihrerseits  alle  die 
zahlreichen  Mittel,  die  sie  in  Deutschland  hat,  in  Bewe- 
gung setzt  um  eine  gefügige  Majorität  zu  erlangen,  dass 
sie  zu  tendenziösen  Gesetzesrevisionen  und  Interpreta- 
tionen schreitet  und  denselben  durch  straffe  Handhabung 
der  Beamtendisciplin  die  Ausführung  sichert.  Und  das 
Alles  kann  sehr  wol  eintreten,  ohne  dass  irgend  eine 
der  positiven  Verfassungsvorschriften  verletzt  würde. 
Denn  wenn  der  vulgäre  Liberalismus  sich  auf  die  Bud- 
getverweigerung als  auf  ein  Mittel  beruft,  womit  das 
Parlament  der  Krone  ein  ihm  convenables  Ministerium 
abtrotzen  kann,  so  ist  nicht  zu  übersehn,  dass  damit  — 
ganz  abgesehn  von  dem  unseligen  Irrthum  über  die 
rechtliche  Bedeutung  des  Budgetrechts,  der  in  einer  sol- 
chen Prätension  liegt,  —  schon  an  und  für  sich  das 
constitutionelle  System  gefälscht  wird;  denn  dieses  be- 
zweckt durchaus  keine  Unterwerfung  der  Krone  unter 
das  Parlament.  So  tritt  denn  aber  an  Stelle  der  Ein- 
heit des  Staatswillens ,  die  nach  dem  Gfeiste  der  consti- 
tutionellen  Monarchie  in  der  Harmonie  zwischen  Fürsten 
und  Volk  sich  mit  überwältigender  Kraft  äussern  soll, 
ein  unerträglicher  Zwiespalt,  ein  Dualismus,  der  die 
besten  Kräfte  der  Nation  zersplittert,  der  den  Patriotis- 
mus des  Volkes  abstumpft,  sein  Rechtsgefühl  in  Verwir- 
rung bringt,  der  den  Parteienkampf  mitten  in  die  Massen 
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hineinschleudert  und  schliessUch  zur  Auflösung  des  Staats- 
wesens fuhren  muss.  Nicht  immer  und  nicht  überall  mag  m 
Deutschland  der  Widerspruch,  der  zwischen  der  Grund- 
anschauung des   constitutionellen  Systems   und    den    bis- 
herigen Formen    seiner  Verwirklichung   liegt,    in   voller 
Schroffheit   hervorgetreten  sein.     Aber   wer    möchte    es 
wol  leugnen  wollen,  dass  bis  jetzt  unser  constitutionelles 
Leben  weder  den  Erwartungen  entspricht,  die  das  Volk 
sich- davon  bei  Beginn  desselben  gemacht,  noch  auch  den 
Regierungen    unserer    Staaten  wirkliches    Zutrauen   em- 
flösst,  wer  möchte  bestreiten,  dass   ein   aufrichtiges   und 
festes  Vertrauen    in  seine    Zukunft  nicht   vorhanden  ist. 
Das  Princip  des  constitutionellen  Systems,  dass  nichts 
im   Staate    ohne   Zustimmung   der    Krone,   nichts   wider 
Willen  des  Parlaments  geschehen  dürfe,   setzt  nothwen- 
dig  eine  Einheit   des  Willens  zwischen   Krone  und  Par- 
lament voraus.     Diese  Einheit  ist  aber,   wie    die   Erfah- 
rung lehrt,  durchaus  kein  gegebenes  und  selbstverständ- 
liches Faktum,  sondern  muss  erst  herbeigeführt  werden. 
Sie  ist  ferner  durch  blosses  Gesetz  niemals   zu    erzwin- 
gen, sondern  fordert  freiwilligen    Entschluss   aut    beiden 
Seiten      Sie  darf  endlich  sich   nicht   auf  vorübergehende 
Richtungen  oder  Fragen  der  Politik   beschranken,   son- 
dern muss  dauernd  sein,  muss  unabhängig  gemacht  wer- 
den von  der  Willkür  des  Regenten  oder  den  Stimmungen 
und   Aufwallungen    des    Volks.     Sonach    fragt   es   sich: 
Gibt   es    nach    dem    Stande    unserer    politischen   Erfah- 
rung  irgend   welche   Mittel    und  Maasregeln,   kennt  die 
Geschichte  der  constitutionellen  Monarchie  irgend  welche 
Institutionen,    die   jene  dauernde   Einhelligkeit  zwischen 
Regierenden  und   Regierten  zu    verbürgen  oder  doch  zu 
erleichtern  im  Stande  waren:     Und  lassen  diese  Institu- 


tionen    oder    Maassregeln    eine    Anwendung    auf    einen 
monarchischen  Bundesstaat  zur 

Die  Geschichte  zunächst  lehrt  nur  einen  einzigen 
Weg,  auf  dem  das  Problem  einer  Vereinigung  von 
monarchischer  Gewalt  und  Volkswillen  zu  gedeihlichem 
Zusammenwirken  seiner  Lösung  zugeführt  worden  wäre. 
Das  Princip  der  parlamentarischen  Eegierung  beseitigt 
ohne  Zweifel  gänzlich  die  Möglichkeit  jenes  Dualismus 
zwischen  Volk  und  Regierung,  an  welchem  das  conti- 
nentale  Verfassungsleben  fortdauernd  krankt.  Die  Krone 
verzichtet  darauf,  die  politische  Initiative  nach  eigenem 
und  freiem  Ermessen  zu  ergreifen ,  sie  bildet  vielmehr  das . 
Ministerium  gemäss  der  jeweiligen  Majorität  des  vom 
Volke  gewählten  Parlaments.  Es  ist  dies  bekanntUch  die 
Art,  in  welcher  England  das  constitutiouelle  System  zu 
handhaben  gelernt  hat,  und  zwar  mit  der  Modification,  dass 
das  Cabinet  stets  aus  dem  Parlamente  selbst  hervorgeht, 
dass  es  faktisch  nur  eine  aus  den  hervorragendsten  Mit- 
gliedern der  ünterhausmajorität  hervorgehende  Commis- 
sion  des  Parlaments  darstellt.  Nur  freilich  nicht  als 
blosse  Consequenz  seiner  Verfassung  hat  das  englische 
Volk  dieses  Princip  verwirklicht;  mehren  sich  ja  neuer- 
dings in  England  selbst  die  Stimmen,  welche  seine  An- 
gemessenheit, die  Möglichkeit  seiner  längern  Aufrechter- 
haltung mit  äusserst  gewichtigen  und  bemerkenswerthen 
Argumenten  bezweifeln.  Vielmehr  war  es  das  Resultat 
eines  hundertjährigen  Kampfes,  der  davon  ausging,  die 
verfassungsmässigen  Rechte  der  Stände  vor  Uebergriffen 
der  Krone  zu  schützen  und  damit  endete,  dass  auch  die 
verfassungsmässigen  Rechte  der  Krone  an  die  Beschlüsse 
des  Parlaments  gebunden  wurden.  Es  ward  dadurch  der 
Krone  unmöglich  gemacht,  sich  andrer  Rathgeber  zu  be- 
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dienen  als  solcher ,  die  ihr  die  Majorität  des  Parlaments 
stellte.  Der  Parlamentarismus  England's ,  den  wir  auf 
dem  Continent  für  den  Inbegrirt",  für  den  eigentlichen 
Zielpunkt  alles  konstitutionellen  Lebens  halten,  beruht 
in  Wahrheit  auf  einer  aus  ganz  bestimmten  Veranlas- 
sungen hervorgegangenen  Verschiebung  der  Grundlagen 
des  dortigen  Staatslebens. 

Schon  dieser  Gesichtspunkt  allein  muss  hohe  Be- 
denken gegen  die  allgemeine  Anwendbarkeit  des  parla- 
mentarischen Regierungssystems  erregen.  Wie ,  wenn 
nun  jene  Veranlassung  nicht  gegeben  ist,  nicht  besteht: 
In  England  lag  sie  vorzugsweise  in  dem  durch  die  Re- 
gierung der  Stuarts  erzeugten  unüberwindlichen  iliss- 
trauen  der  Nation  gegen  jede  persönliche  Regierungs- 
thätigkeit  des  Monarchen.  In  Deutschland  hat  ein  der- 
artiges Misstrauen .  es  kann  darüber  ein  Zweifel  nicht 
bestehn,  absolut  keinen  Boden  gefunden.  Der  beste  Be- 
weis hiefür  ist  die  politische  Entwicklung  unseres  Vol- 
kes seit  dem  Jahre  1S4S.  Noch  zu  tief,  noch  zu  inten- 
siv, noch  zu  warm  empfunden  sind  bei  uns  die  Nach- 
wirkungen des  aufgeklärten  Absolutismus,  als  dass  unser 
Volk  sich  vertrauensvoll  einem  parlamentarischen,  also 
einem  wesentlich  aristokratischen  Regierungssysteme  üi- 
gen  möchte. 

Aber  freilich  die  Möglichkeit,  dass  jene  Veranlas- 
sung auch  in  Deutschland  sich  bieten  könnte,  ist  da. 
Man  denke  an  den  freiwilligen  Entschluss  der  Fürsten, 
etwa  unter  Vorantritt  der  mächtigeren,  oder  an  eine  ge- 
waltige Hebung  des  politischen  Bewusstseins  im  Volke. 
Denn  wenn  unsere  Nation  auch  durchaus  monarchisch 
gesinnt  ist,  wenn  sie  sich  auch  von  der  mehr  geahnten 
als  erkannten   Wahrheit  durchdrungen    zeigt,   dass    man 
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mächtige  Culturvölker  nicht  auf  die  bescheidenen  An- 
sprüche an  die  Staatsgewalt  beschränken  kann,  die  eine 
republikanische  Verfassung  zu  verwirklichen  vermag,  so 
hat  dennoch  in  immer  weiteren  Kreisen,  in  immer  zuneh- 
mender Sicherheit  die  Ueberzeugung  sich  Bahn  gebrochen, 
dass  unsere  Gesittung  die  absolute  Monarchie,  das  Vor- 
handensein einer  blossen  Verwaltungsordnung  an  Stelle 
einer  Staatsverfassung  nicht  mehr  erträgt,  dass  sie  nur 
in  einem  dem  englischen  entsprechenden  Verfassungsle- 
ben den  angemessenen  staatlichen  Ausdruck  finden  wird. 
Unsere  Aufgabe  ist  es,  den  Verfassungseinrichtungen, 
die  wir  nach  englischem  Muster  gebildet  haben,  den  In- 
halt erst  zu  verleihn,  ohne  dea  sie  wesenlose  Formen 
bleiben.  Wir  werden  demnach  zu  fragen  haben,  darf 
dieser  Inhalt  der  nämliche  sein,  den  England  ihnen  ge- 
geben hat,  darf  die  Herstellung  einer  parlamentarischen 
Regierung  das  Ziel  unseres  politischen  Strebens  sein: 

Erst  in  neuerer  Zeit  ist  man  in  Deutschland  diesem 
Problem,  das  doch  geradezu  präjudiciell  ist  für  die  Gestal- 
tung constitutionellen  Staatslebens,  näher  getreten.  Man 
hat  ersehn,  dass  es  unmöglich  aus  den  Verhältnissen  deut- 
scher Mittel-  und  Kleinstaaten  und  ebensowenig  aus  den 
Zuständen  Belgiens  oder  der  Niederlande  beantwortet 
werden  kann,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  die  poli- 
tische Hauptfrage,  die  Landesvertheidigung  in  solchen 
Staaten  zu  voller  Bedeutungslosigkeit  zusammenschrumpft. 
Bas  Verfassungsleben  Preussens  hat  dann  eine  prakti- 
sche Anschauung  jenes  Problems  gewährt,  indem  das 
Ministerium  der  ersten  fünfziger  Jahre  wenigstens  nicht 
frei  war  von  der  Anschauung,  neben  der  Regierung  auch 
eine  politische  Partei  zu  führen,  und  indem  die  Kammer- 
majorität  der  Jahre   I8b2 — 1866,  falls  sie  in  der  Heeres- 
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frage  durchgedrungen  wäre,  ganz  unzweifelhaft  zu  einem 
rein  parlamentarischen  Regierungsystem  hätte  führen 
müssen.  Eine  Lösung  jenes  Problems,  eine  Beantwor- 
tung jener  Frage  ist  aber  erst  möglich  geworden,  seit- 
dem die  grösste  Leistung  unserer  Zeit  auf  dem  G-ebiete 
wissenschaftlicher  Politik ,  seitdem  Gne ist's  englisches 
Yerwaltungsrecht  dem  noch  immer  in  den  Vorstellungen 
Montesquieu's,  Delolme's  und  Blackstone's  in  den  Sätzen 
des  s.  g.  allgemeinen  constitutionellen  Staatsrechts  be- 
fangenen Continent  erst  die  Augen  öttnete  über  die  Grund- 
lagen, auf  welche  die  Parlamentsverfassung  England's 
gebaut  ist.  Seitdem  wir  wissen,  dass  der  Parlamenta- 
rismus England's  nur  darum  möglich  geworden  ist,  weil 
dort  der  gesammte  Verwaltungsorganismus  darauf  ange- 
legt ist,  eine  Regierung  nach  Gesetzen  zu  verwirklichen, 
ist  es  leicht  einzusehn,  wie  für  Deutschland  nach  dem 
gegenwärtigen  Stande  seines  Verfassungsrechts  die  Her- 
stellung eines  parlamentarischen  Regierungssystems 
schlechterdings  zur  vollkommenen  Auflösung  seines 
Staatslebens,  zur  Entsittlichung  und  zum  Ruine  seiner 
Gesellschaft  führen  müsste. 

Parlamentarische  Regierung  heisst  nichts  anders  als 
Regierung  durch  die  Majorität  des  Parlaments.  Da  diese 
Majorität  nur,  wenn  sie  eine  constante,  eine  auf  Gleich- 
heit der  Principien  beruhende  ist,  zur  politischen  Wirk- 
samkeit gedeihn  kann,  so  wird  sie  nothwendigerweise 
einen  Parteicharakter  tragen  müssen.  Die  Beherrschung 
des  Staates  durch  eine  Partei  —  man  darf  das  Wort 
nur  aussprechen,  um  sofort  zu  erkennen,  was  eine  par- 
lamentarische Regierung  in  England  bedeutet,  und  was 
sie  in  Deutschland  besagt.  In  England  die  vollziehende 
Staatsgewalt  in  Gericiitsbarkeit,   Strafgewalt   und  Admi- 


92 

nistration  völlig  unberührt  von  dem  Wechsel  der  regie- 
renden Parteien,  die  Provinzialverwaltung  im  Besitz  der 
politischen  Verbände,  in  die  das  Land  zerfällt ,  und  als 
Ehrenanit  von  Insassen  derselben  geübt;  die  Centralver- 
waltung  in  den  festen  Händen  von  Beamten,  für  deren 
Anstellung  theils  Anciennetät,  theils  nach  altem  Herkom- 
men Ausschliessung  politischer  Rücksichten  massgebend 
ist;  in  Deutschland  eine  allumfassende,  überall  eingrei- 
fende, durch  ihre  Polizeigewalt  und  ihr  Anklagemonopol 
auch  dem  Geringsten  fühlbare  Staatsthätigkeit ,  wahrge- 
nommen von  abhängigen,  nur  der  Regierung  verantwort- 
lichen Beamten,  die  Anstellungen  zu  vollkommen  treier 
Disposition  des  Ministeriums.  In  England  die  Staats- 
verwaltung in  allen  ihren  Organen  dem  Richterspruch 
unterworfen;  in  Deutschland  Gerichtszwang  gegen  die- 
selbe last  gänzlich  ausgeschlossen.  Dort  zwei  aus  den 
jeweilig  ersten  Familien  des  Landes  bestehende  Parteien, 
die  sich  stillschweigend  geeinigt  haben,  die  Mittelstände 
und  niedern  Klassen  beherrschen  zu  wollen,  deren  Tren- 
nung sich  nur  auf  laufende  politische  Fragen  erstreckt; 
hier  zerfahresie ,  in  fortwährender  Fluktuation  begriflene 
Parteiungen,  welche  im  wesentlichen  einen  gesellschaft- 
lichen Gegensatz  repräsentiren  und  darum  durch  eine 
unausfüUbare  Kluft  geschieden  sind ,  welche  mit  ihren 
eigentlichen  Herzenswünschen  rechts  und  links  geradezu 
ins  bodenlose  schweifen,  welche  nur  einig  sind  im  Ternich- 
tungskampfe  gegen  jede  aufkommende  Mittelpartei.  Dort 
eine  Jahrhunderte  alte  trewöhnung  des  Volks  an  politische 
Thätigkeit,  daher  eine  wirkungsvolle  Mässigung,  daher 
der  Sinn  auf  Erledigung  praktischer  Fragen  gerichtet; 
hier  eine  Jahrhunderte  alte  Entfremdung  des  Volks  von 
allen    öftentlichen    Angelegenheiten ,    Zersplitterung    der 
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politischen  Bildung  nach  Theorie  und  Praxis,  der  politi- 
sche Dilettantismus  vorherrschend  und  daher  eine  Vor- 
liebe für  die  gewöhnlich  resultatlosen  Principienstreitig- 
keiten.  Es  war  ein  hohes  Ideal,  jenes  System  des  Par- 
lamentarismus, das  dem  Volke  sein  Schicksal  in  die 
eigene  Hand  zu  legen  schien,  das  dem  Talente  den  Weg 
bahnen  wollte  an  die  Spitze  des  Staats,  ohne  seine  Blüte 
zu  knicken,  seine  Frische  abzustreifen  in  der  Aktenthä- 
tigkeii,  der  entnervenden  Luft  der  Gerichtsstuben  und 
Verwaltungsbüreaus :  jenes  Ideal  war  aber  für  uns  ein 
leeres  Traumbild.  Und  es  wäre  ein  vergebHches  Hoffen, 
demselben  etwa  durch  Ausbau  unserer  communalen 
Selbstverwaltung  nachstreben  zu  wollen:  diese  wird  ihren 
hohen  Werth  immer  behalten  in  Angelegenheiten  der  nach- 
barlichen Wohlfahrt,  in  der  Sorge  für  Strassenbau  und 
Ähnliches,  Armen-  und  Krankenpflege,  Spar-  und  Leih- 
kassen, Schulen.  Kirchen  und  Vermögensverwaltung. 
Sie  aber  für  rein  politische  Geschäfte,  für  Militärwesen, 
für  Civil-  und  Strafrechtspflege,  tür  Finanzverwaltung 
und  alle  die  zahllosen  Angelegenheiten ,  die  zur  Compe- 
tenz  der  Polizei  gehören,  verwerthen  zu  wollen,  ist  ein 
blosses  Phantom.  Diese  (Teschäfte  lassen  sich  bei  uns 
eben  nicht  als  Xebenthätigkeit  vun  begüterten  Privaten 
betreiben,  sie  lassen  sich  nicht  als  Ehrenämter  verwal- 
ten, tür  sie  werden  bezahlte  Beamte  unabweislich  sein, 
und  dass  die  mit  solchen  Funktionen  betrauten  Behörden 
nur  Staats-  und  nicht  Communalbehörden  sind,  fordert 
das  allgemeine  Interesse  denn  doch  unzweifelhaft. 

Es  ist  allerdings  anscheinend  kein  erfreuliches  Re- 
sultat, das  wir  hienach  als  Ausgangspunkt  unserer  con- 
stitutionellen  Entwicklung  gewonnen  haben:  das  Postulat 
einer    solidarischen    und    principiellen   Uebereinstimmung 
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des  Ministeriums  mit  der  jeweiligen  parlamentarischen  Ma- 
jorität ist  für  deutsche  Verhältnisse  unerfüllbar.  Aber 
es  ist  ein  Resultat ,  dessen  Richtigkeit  nicht  allein  aus 
dem  juristischen  Unterschiede  zwischen  englischem  und 
deutschem  Verwaltungssystem  hervorleuchtet,  das  viel- 
mehr auch  durch  die  dermaligen  ])olitischen  Verhältnisse 
Deutschland"s  zur  Evidenz  gebracht  ist.  Unsere  beiden 
politischen  Hauptparteien,  die  conservative  und  die  libe- 
rale, bestehn  seit  dem  Jahre  1S66  nicht  mehr.  Was 
sie  zu  plötzlichem  Falle  brachte,  war  keine  innere  Frage, 
sondern  eine  Frage  der  äussern  Politik  Preussen's.  Die 
liberale  Partei  scheiterte  an  dem  Irrthum,  dass  die  Ein- 
heit Deutschlands  nur  eine  Frage  innerer  preussischer 
Politik  wäre;  die  conservative  an  dem  Aberglauben,  dass 
die  Aufrechterhaltung  der  österreichischen  Machtstellung 
in  Deutschland,  sowie  die  Conservirung  der  kleinen 
deutschen  Souveränetäten  einen  Schutz  abgebe  für  die 
conservativen  Interessen.  ^Neuere  Parteigruppirungen 
sind  zwar  eingetreten,  werden  aber  voraussichtlich  wie- 
derum ..tiugsandartig"'  verschwinden  und  andern  Platz 
machen.  Aus  diesem  Ergebniss  erhellt  nielit  allein  die 
praktisclie  Unmöglichkeit,  dass  eine  Regierung  in  Deutsch- 
land ihre  Stütze  in  politischen  Parteien  linde;  wir  gewinnen 
daraus  auch  die  Erfahrung ,  dass  für  deutsche  Verhält- 
nisse die  Regierung  des  Staates  überhaupt  nicht  nach  den 
Gesichtspunkten  und  Prineipien  einer  Partei  geführt  wer- 
den kann,  dass  sie  vielmehr  sich  über  die  Parteien  zu 
stellen,  die  Majorität,  der  sie  bedarf,  nicht  in  den  jewei- 
ligen Parteigruppirungen  zu  suchen  hat.  Aber  noch  ein 
zweiter  Umstand  bedingt  und  beeintiusst  gegenwärtig 
unsere  parlamentarische  Entwicklung.  Bei  der  Errich- 
tung   des   nordder.tsehen    Bundes    ist    die    (.'entralgewalt 
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nicht  einem  der  Souveräne  des  Bundes  übertragen  wor- 
den, der  sie  durch  ein  verantwortliches  Ministerium  zu 
führen  hätte.  V'ielmehr  hat  man  sie  im  allgemeinen  der 
Gesaramtheit  der  Bundesstaaten  belassen  wollen.  Und 
die  Genossenschaft  von  22  Cabineten  zu  einer  Regierung 
im  Sinne  und  nach  Massgabe  der  jedesmaligen  Parlaments- 
majorität  zu  zwingen  ist  einlach  unmöglich. 

1  0.  Und  dennoch  ist  das  Resultat,  das  wir  der  politi- 
schen Erfahrung  der  Gegenwart,  sowie  der  Vergleichung 
zwischen  englischem  und  deutschem  Verfassungsrecht 
.  entnehmen,  kein  bloss  negatives.  Daraus,  dass  in  Deutsch- 
land die  Aussicht  auf  Verwirklichung  eines  dem  englischen 
gleichen  parlamentarischen  Begierungssystems  nicht  be- 
steht, folgt  für  uns  keinenfalls  der  Verzicht  auf  Ver- 
wirklichung politischer  Freiheit  überhaupt.  Vielmehr  er- 
gibt sich  daraus  nur  das  Eine,  dass  der  Weg  zu  der- 
selben in  Deutschland  ein  andrer  sein  wird,  als  er  in 
England  gewesen.  Freilich  leuchtet  ein,  dass  eine  so- 
cial, politisch  und  national  noch  unfertige  Gegenwart 
diesen  Weg  jetzt  schon  aufzufinden  oder  auch  nur  an- 
zugeben nicht  vermag.  Wohl  aber  werden  wir  behaupten 
dürfen ,  dass  über  seine  Bichtung  im  allgemeinen  ein 
Zweifel  nicht  bestehn  kann. 

Die  Herstellung  einer  politischen  Ministerverant- 
wortlichkeit, d.  h.  die  Ausführung  des  politischen  Satzes, 
dass  das  Ministerium  durch  fortdauernde  oppositionelle 
Parlamentsmajorität  zum  Bücktritt  gezwungen  wird,  würde 
—  wir  haben  es  gesehn  —  für  Deutschland  nur  unheil- 
voll und  ohne  vollkommene  Staatsumwälzung  nicht  rea- 
lisirbar  sein.  Demnach  wird  in  unsere  constitutionellen 
Verfassungen  nicht  der  Sinn  hineingelegt  werden  können, 
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dass  die  politische  Initiative  dem  Träger  der  Reg'ierung 
und  seinen  Organen  zu  entreissen  und  auf  die  Partei 
der  parlamentarischen  Majorität  zu  übertragen  ist.  Viel- 
mehr neigt  unsere  gesammte  Staatsentwicklung  oftenbar 
dahin,  dass  nach  wie  vor  Gang  und  Richtung  der  Politik 
in  Gesetzgebung,  Vollziehung  und  dem  weiten  Gebiet, 
das  wir  als  regierende  Gewalt  jenen  beiden  Thätigkeiten 
entgegensetzen,  der  Krone,  ihren  Puithen  und  Dienern  zu 
verbleiben  hat.  Dann  aber  kann  auch  kein  Zweifel  sein, 
■worin  wir  die  Bedeutung  des  Parlaments  im  monarchi- 
schen Staat  zu  setzen  haben.  Sie  liegt  einfach  in 
der  Handhabung  der  Controle  über  die  Aus- 
übung der  Staatsgewalt.  Ist  dem  aber  so.  dann 
ergibt  sich  leicht,  wohin  der  Schwerpunkt  dieser  con- 
trolirenden  Funktion  lallt.  Das  Parlament  hat  vor  allem 
andern  zu  wachen .  dass  die  Ausübung  der  Staatsgewalt 
den  Gesetzen  gemäss  geschehe.  Erst  in  zweiter  Reihe 
und  nur  in  beschränktem  Masse  wird  es  prüfen  können, 
ob  die  Staatsgewalt  auch  in  zweckmässiger  Weise 
gehundhabt  wird.  Die  Controle  des  Parlaments  tritft  also 
vorwiegend  die  vollziehende  Gewalt;  sie  ist  auf  Aufrecht- 
erhaltung des  Rechtszustandes ,  auf  die  Austührung  und 
Beobuctung  der  Verfassungs-  und  anderer  Gesetze  durch  den 
Beamtenkörper,  mithin  auf  eine  Seite  der  Staatsthätigkeit 
gerichtet,  die  man  bis  jetzt  von  parlamentarischer  Bethei- 
li^'ung  im  wesentlichen  frei  erhalten  hat.  Sie  tritlt  zwei- 
tens die  gesetzgebende  Gewalt,  und  erstreckt  sich  hier 
auf  die  Abänderung  des  Rechtszustandes,  also  auf  Ein- 
führung neuer  Gesetze.  Sie  trifft  endlich  die  regierende 
Gewalt,  hier  aber  wesentlich  nur  insoweit  als  es  sich  um 
Verfügung  über  das  Vermögen  und  die  Einkünfte  des 
Staats  liandelt.     Jene   erste  Thätisrkeit   der  Staatsgewalt 
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für  die  zweite  richtet  ihre  Controle  sich  auf  die  Zweck- 
mässigkeit, für  die  dritte  hat  sie  sowohl  die  Legalität 
als  die  Zweckmässigkeit  ins  Auge  zu  fassen. 

Das  Parlament   ist   ein   controlirender    Staatskörper, 
nicht  mehr,  aber  auch  nicht  weniger.    Nicht  mehr ;  dem- 
nach hat  die  parlamentarische  Mitwirkung  bei  der  Gesetz- 
gebung, der  Budgetfeststellung  und  sonstigen  Regierungs- 
akten nicht  die  Bedeutung,    dass  sie  eine  nach  dem  Er- 
messen des  Parlaments  dem  Ministerium  zu  gewährende 
oder   zu    \erw^eigernde    Ermächtigung   zur   Führung   der 
Regierung  enthielte.     Desgleichen   darf  jene  Mitwirkung 
nicht   an  Bedingungen   geknüpft   oder   aus  Gründen  ver- 
sagt werden,  die  nicht  aus  der  Sache  selbst,   d.  h.  dem 
parlamentarischer  Beschlussfassung  unterbreiteten  Objekte 
entnommen  werden.     Desgleichen   ist  das  der  Volksver- 
tretung gegebene  Recht  der  Initiative   nichts  weiter  als 
ein    qualificirtes    Petitionsrecht.      Aber    auch    nichts    ge- 
ringeres als  das  Recht  der  Controle  steht  dem  Parlamente 
zu.     Eine  Controle  über  die  Ausübung  der  Staatsgew^alt 
lässt  sich  doch  in  Wahrheit  durch  ein  blosses  Beschwerde- 
recht  oder  im  Wege   der  Petition    an    die  Krone   nicht 
verwirklichen;    sie    muss    die    ausführenden   Organe    der 
Staatsgewalt    unmittelbar    ergreifen.      Mit    dem    Rechte 
aber,  nicht  allein  die  Minister,  sondern  alle  Staatsbeamte 
wegen    Gesetzesüberschreitung     zur    Verantwortung    zu 
ziehn,  wird    ein  Parlament  zum  lebendigen  und  lebens- 
kräftigen Gliede   des  Staatsorganismus,   was  es  bis  jetzt 
in  Deutschland  nie  gewesen.    So  lange  die  Staatsbeamten 
nur   der  Krone,    nicht  dem  Parlamente    für  Ausfuhrung 
und  Befolgung  der  Gesetze  verantwortlich  gemacht  werden, 
so    lange    die  Nationalrepräsentation   gänzlich   ausserhalb 
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der  Verwaltungsordnung  d^s  Staats  gestellt  bleibt,  kann 
sie  und  wird  sie  nur  ein  prekäres  Dasein  führen. 

Es  wird  nun  die  Aufgabe  des  folgenden  sein,  le- 
diglich mit  diesem  Maassstab  die  constitutionellen  Fest- 
setzungen der  norddeutschen  Bundesverfassung  zu  messen. 
Und  da  kann  es  denn  auch  nicht  dem  geringsten  Zweifel 
unterliegen ,  wo  unsere  Untersuchung  einzusetzen  hat. 
Sie  lässt  die  dem  Parlament  zugebilligte  Mitwirkung  bei 
der  Gesetzgebung  des  Bundes,  eine  Mitwirkung,  deren 
Nothwendigkeit  ja  —  um  es  kurz  zu  sagen  —  selbst- 
verständlich ist,  bei  Seite  liegen.  Sie  wendet  sich  sofort 
dem  zu,  was  die  deutsche  Auffassung  bisher  zum  Mittel- 
punkte aller  parlamentarischen  Thätigkeit  hat  werden 
lassen,  sie  greift  zuvörderst  das  parlamentarische  Budget- 
recht heraus. 

Die  Bundesverfassung  bestimmt  in  A.  69: 

Alle  Einnahmen  nnd  Ausgaben  des  Bundes  müssen 
für  jedes  Jahr  veranschlagt  und  auf  den  Bundeshaus- 
haltsetat gebracht  werden.  Letzterer  wird  vor  Beginn 
des  Etatsjahres  —  durch  ein  Gesetz  festgestellt. 

Also  derselbe  A.  99  der  preussischen  Verfassungs- 
urkunde, der  in  Preussen  einen  vierjährigen,  erbitterten, 
in  den  Principien  unausgetragenen  Streit  hervorrief,  einen 
Streit,  welcher  den  mit  einer  nationalen  Aufgabe  ringen- 
den Staat  in  allen  Fugen  wanken  machte,  dieser  selbe 
Artikel  ^^  inaugurirt  das  innere  Verfassungsrecht  des 
norddeutschen  Bundes.  In  den  neuen  Boden  ist  nicht 
der  alte  Hader  begraben,  sondern  der  Keim  neuer  unab- 


82  Mit  unwesentlicher  Abänderung.  An  Stelle  des  im  Voraus 
der  preussischen  V.-U.  enthält  die  norddeutsche  B.-V.  die  Worte 
vor  Beginn  des  Etatsjahres. 
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sehbarer  Zerwürfnisse  gepflanzt.  Mit  tiefem  Bedauern 
sehen  wir,  wie  in  die  Urkunde,  welche  den  Rechtszustand 
deutscher  Nation  nach  langjährigem  nationalem  Zwiste 
begründet  hat,  eine  unklare,  eine  bestrittene,  eine  ge- 
radezu absurde  Bestimmung  eingedrungen  ist. 

Ja,  was  frommt  es,  ein  Blatt  vor  den  Mund  zu  neh- 
men, es  ist  eine  Absurdität  jenes  Budgetgesetz,  auf  dem 
die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staats  beruhen  sollen. 
Es  ist  ein  baarer  Unsinn,  jene  Festsetzung,  dass  der 
jährliche  Voranschlag  über  die  Ausgaben  und  Einnahmen 
des  Staates- Gesetz  sein  soll,  was  er  niemals  sein  kann, 
niemals  gewesen  ist,  weder  in  Preussen  noch  in  Belgien, 
noch  in  England ,  noch  in  dem  vermuthlich  auf  dem  Monde 
liegenden  Musterstaate,  der  nach  allgemeinem  constitu- 
tionellen  Staatsrechte  lebt.  Es  ist  eine  unerhörte  Eri- 
volität  zu  behaupten,  der  Rechtsgrund,  aus  dem  der 
Staat  seine  Ausgaben  leistet,  seine  Einnahmen  bezieht, 
sei  ein  jährlich  zu  vereinbarendes  Gesetz. 

Gesetze  gibt  man,  um  sie  auszuführen.  Ein  finan- 
zieller Voranschlag  lässt  sich  überhaupt  nicht  ausführen. 
Die  Ausgaben  und  Einnahmen  kommen  ja  in  Wirklich- 
keit immer  anders  zu  stehn  als  auf  dem  Papiere.  "Wie 
will  man  denn  den  Staat  zwingen,  dass  er  nur  so  viel, 
wie  will  man  es  bewirken,  dass  er  alles  das  zur  Verein- 
nahmung bringt,  was  er  auf  den  Wirthschaftsplan  gesetzt 
hat?  Wie  will  man  es  von  ihm  verlangen,  dass  er  alle 
dort  projektirten  Ausgaben  wirklich  trifft?  Welcher 
Thor  wird  ihn  darin  beschränken  w^ollen,  dass  er  den 
Ausgabenetat  überschreitet,  was  in  vielen  Fällen  wün- 
schen» werth,  in  einigen  Staatspflicht  sein  kann. 

Und  weiter,  Gesetze  gelten  so  lange,  bis  sie  wieder 
aufgehoben  werden;  also  doch  wohl  auch  Finanzgesetze, 

7* 
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z.  B.  die  Steuergesetze.  Verträge  verpflichten  den  Staat 
so  lange,  bis  sie  erlöschen;  also  doch  wohl  auch  seine 
finanziellen  Verträge ,  z.  B.-  die  Anleihen  ,  die  er  contra- 
hirt.  Die  Einnahmen  demnach,  die  der  Staat  auf  Grund 
seiner  Gesetze  und  Verträge  bezieht,  werden  so  lange 
erhoben ,  so  lange  jene  Gesetze  und  Verträge  bestehen. 
Ein  jährlicher  Staatshaushaltplan  hat  nicht  die  Kraft, 
die  gesetzlichen  Landeseinkünfte  in  Jahresrenten  zu  ver- 
wandeln,'^^  weder  in  England,''^  noch  in  einem  andern 
Staate,  der  die  Gesetze  des  gesunden  Menschenverstandes 
recipirt  hat.  Sodaiin ,  die  Ausgaben ,  die  der  Staat  auf 
Grund  seiner  Gesetze  oder  Verträge  leistet,  dauern  so 
lange  fort,  als  jene  Verpflichtungsgründe  bestehn,  ob  die 
Posten  auf  den  Voranschlag  gebracht  sind  "oder  nicht,  ob 
ein  Jahresetat  vorhanden  ist  oder  nicht.  Ein  jährliches 
Budget  hat  nicht  die  Kraft  die  gesetzlichen  Einrichtungen 
des  Staates  auf  Jahresabonnement  zu  stellen. 

Wohnt  also  dem  Staatshaushaltplan  nicht  die  Macht 


*3  Es  sei  denn  ,  dass  ihm  diese  Kraft  mittelst  besonderer 
Bestimmung  ausdrücklich  beigelegt  werde.  Diese  Ungeheuerlich- 
keit, die  im  monarchisch -constitutionellen  Staat  zu  dem  fak- 
tischen Eesultate  fijhrt,  dass  das  Parlament  einseitig  bestehende 
Gesetze  aufhebt,  ist  denn  also  auch  in  Oesterreich  wirklich 
Eechtens  geworden,  wu  das  vertassungändernde  Gesetz  vom 
21.December  1867  §.  11  sub  c.  vgl.  §.  13  i.  f.  dem  Eeichsrathe 
das  Kecht  einer  jährlichen  Bewilligung  der  cinzuhebenden  Steuern, 
Abgaben  und  Gefälle  beigelegt  hat.  Also  aus  purem  Liberalismus 
ist  man  vom  modernen  Steuergesetze  zu  der  mittelalterlichen 
Subsidienbewilligung  zurückgekehrt ! 

8<  Nicht  allein  das  englische  Staatsrecht,  aus  dem  Gneist 
in  seiner  bedeutsamen  Schrift  B^id'jet  ttnd  Gesetz  nach  dem  comt. 
Staatsrecht  Englands,  Berlin  1867,  argumentirt,  sondern  auch 
die  Natur  der  Sache  dünkt  mir  hier  entscheidend  zu  sein. 
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inne,  besiehende  Gresetze  oder  Verträge  aufzuheben,  weder 
gänzlich  noch  theilweise,  weder  für  immer,  noch  auf 
Zeit:  so  ist  es  eine  juristische  Monstrosität,  ihn  Gesetz 
zu  nennen. 

Hieraus  ergibt  sich  die  so  äusserst  einlache  und  ein- 
leuchtende Thatsache ,  dass  die  Aufstellung  des  Staats- 
hanshaltplanes  überhaupt  nicht  in  das  Gfebiet  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  fällt.  Sie  ist  vor  Allem  und  zunächst 
eine  Massregel  der  Vollziehung  und  zwar  in  specie  eine 
Verwaltungshandlung. 

Aber  freilich  die  Positionen  des  Staatshaushaltsetats 
qualiliciren  sich  nicht  immer  als  die  Ausführung  von 
Gesetzen.  Sie  können  im  Ausgabe-  und  Einnahmeconto 
lediglich  auf  das  Ermessen  der  Staatsgewalt  gestellt  sein. 
Und  dies  Ermessen  bethätigt  sich  in  zwiefacher  Abstufung. 
Erstens  nämlich  ist  es  ein  ganz  freies,  wenn  die  Staats- 
gewalt sich  in  der  Lage  sieht,  einen  Einnahme-  oder 
Ausgabeposten  nach  blosser  Erwägung  des  Nützlichen 
und  nothwendigen  abzusetzen  oder  aufzunehmen.  Zweitens 
aber  ist  es  ein  beschränktes,  wenn  gewisse  Ausgaben 
oder  Einnahmen  gesetzlich  feststehen  und  nur  ihr  Betrag 
willkürlicher  Quautiticirung  bedarf  und  fähig  ist.  Das 
letztere  findet  statt  bei  Staatseinrichtungen,  die  auf 
Gesetz  oder  Vertrag  fundirt  sind.  Sie  können  nur  wieder 
im  Wege  des  Gesetzes  otler  V'ertrages  aufgehoben  werden 
und  der  jährliche  Staatshaushaltplan  hat  lediglich  die 
Höhe  der  Beträge  zu  normiren,  die  der  Staat  für  sie  in 
Ausgabe  und  Einnahme  stellt.  Das  erstere  hingegen 
findet  statt,  wenn  nicht  für  dauernde  Staatseinrichtungen 
zu  sorgen,  sondern  vorübergehenden  Bedürfnissen  zu  ge- 
nügen ist. 

Sonach    lallt    die   jährliche    Aufstellung   des   Staats- 
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baußhaltplanes  nicht  ausschliesslich  unter  die  vollziehende 
Thätigkeit  des  Staates;   sie  gehört  auch  seiper  regieren- 
den Gewalt  an.  'Aber  unter  beiden  an  sich  so  verschie- 
denen Gesichtspunkten   erscheint   sie   als   eine  Massregel 
rein  wirthschaftlicher  Natur.    Diesen  Charakter  trug  der 
Haushaltsetat   bereits   zur  Zeit   des    absoluten  Staats  in 
Deutschland ;    er    hat  ihn   nicht    verloren ,    als    die   Ent- 
wicklung des  modernen  politischen  Bewusstseins  zur  Be- 
theiligung   der    Volksvertretung    an    seiner    Aufstellung 
führte.     Denn  wenden  wir  das,  was  wir  oben  als  einzig 
realisirbaren     Inhalt    des    constitutionellen    Systems    in 
Deutschland    erkannt    haben ,    auf  das    parlamentarische 
Budgetrecht  an,  so  ergibt  sich,  dass  dieses  nichts  anders 
sein  kann  als  die  Controle  über  die  jährliche  Finanzver- 
waltung des  Staates.     Diese  Controle  muss  je  nach  der 
Qualität  der  einzelnen  Etats,  Etatstitel  und  Posten  eine 
verschiedene  sein.     Sie  ist  bei  solchen  Positionen,  die  in 
quali  et  quanto  gesetzlich  oder  vertragsmässig  feststehn, 
lediglich  auf  die  Legalität  des  vom  Staate  eingehaltenen 
Verfahrens  gerichtet.    Eine  Absetzung  derselben  ist,  wenn 
sie  einseitig  durch  das  Parlament  beschlossen  wird,  ohne 
allen  Zweifel  juristisch  nichtig,  und  auch,  wenn  sie 
im  Einklänge  zwischen  Parlament  und  Regierung  erfolgt, 
hat   sie   nicht   die  Kraft,   die  Gesetze  und  Verträge   des 
Staates  aufzuheben.    Hierunter  werden  regelmässig  ihrer 
weit  überwiegenden  Mehrzahl  nach   die  Staatseinnahmen 
fallen;  also  die  Domäneneinkünfte,  die  Regalien  und  Mo- 
nopole,   vor  allem   die  direkten  und  indirekten  Steuern; 
und  von  den  Ausgaben  vornehmlich  diejenigen  Leistungen 
des  Staats,    die   vertragsmässiger  Natur   sind,    also  die 
Zinsen  der  Anleihen   nebst   deren  Amortisation,   die  Ga- 
rantieen    des     Staats    und    seine    völkerrechtlichen    Ver- 
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pflichtungen ,  endlich  die  Beamtengehalte.  Weit  mehr 
Spielraum  hat  die  parlamentarische  Controle  bei  denjenigen 
Positionen  des  jährlichen  Wirthschaftsplans,  die  zur  Auf- 
rechthaltung der  auf  Gesetzen  oder  Verträgen  beruhenden 
Staatseinrichtungen  bestimmt  sind,  aber  dem  Betrage  nach 
nicht  feststehn ;  die  Controle  erstreckt  sich  allerdings 
auch  hier  zunächst  auf  den  Rechtstitel  der  zur  Veran- 
schlagung gebrachten  Summen,  und  zu  ihrer  Absetzung 
würde  das  Parlament  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  seiner 
Beschlüsse  nur  dann  schreiten  können,  wenn  die  vor- 
genommene Prüfung  den  Mangel  eines  Verpliichtungs- 
grundes  zur  Aufstellung  derselben  ergäbe.  Aber  neben 
dem  Rechtsgrunde  ist  hier  auch  die  politische  oder  öko- 
nomische Zweckmässigkeit  der  Ansätze  Gegenstand  der 
parlamentarischen  Controle  und  der  Betrag  der  Budget- 
positionen hängt  hier  von  einer  Vereinbarung  der  Re- 
gierung mit  der  Landesvertretung  ab.  Hieher  wird  im 
modernen  Staat  regelmässig  das  Gros  der  Ausgaben,  na- 
mentlich also  der  Aufwand ,  den  er  für  gemeinnützige 
Einrichtungen  dauernden  Charakters  und  für  die  Landes- 
vertheidigung  zu  treifen  hat,  gehören.  Ganz  unbeschränkt 
endlich  und  sowohl  auf  Legalität  als  auch  auf  politische 
Zweckmässigkeit  gerichtet  ist  die  parlamentarische  Prü- 
fung solcher  Posten  des  Staatshaushaltplans,  zu  deren 
Aufnahme  eine  rechtliche  Verpflichtung  des  Staats  nicht 
besteht.  Die  Controle  des  Parlaments  involvirt  hier  eine 
blosse  Vereinbarung  der  Regierung;  sie  führt  zu  einer 
nach  freiem  Ermessen  ihr  zu  gewährenden  oder  zu 
versagenden  Ermächtigung,  Einnahmen  zu  heben,  Aus- 
gaben zu  machen;  die  Behörden  sind  in  diesem  wie 
in  dem  vorigen  Fall  nur  zu  einer  Vereinnahmung 
oder  Verausgabung   der   bewilligten  Beträge  ermächtigt, 


104 

deren  Ueberschreitung  sie  nur  auf  eigene  Gefahr  wagen 
können. 

Man  wird  nun  vielleicht  einwenden  wollen :  mag  jene 
parlamentarische  Controle  bald  beschränkter,  bald  weniger 
beschränkt  sich  äussern,  immer  ist  ihr  Resultat  doch  die 
im  Einverständniss  mit  der  Regierung  zu  bewirkende 
Aufstellung  von  bindenden  Normen.  Warum  soll  man 
die  Zusammenfassung  derselben ,  welche  für  die  Staats- 
gewalt und  deren  Organe  bindende  Kraft  hat,  nicht 
mit  Fug  als  Gesetz  bezeichnen:  Ein  solcher  Einwand 
ist  aber  ganz  unzulässig.  Erstens  is  es  nicht  gerecht- 
fertigt, das  Budget  darum  Gesetz  zu  nennen ,  weil  es  in 
manchen  Stücken  einem  Gesetze  ähnlich  sieht.  Es  ist 
nicht  gerechtfertigt,  ihm  urkundlich  einen  uneigentlichen 
Namen  zu  geben,  am  allerwenigsten,  wenn  es  sich  um 
das  Grundgesetz  handelt,  aiif  dem  das  Wohl  und  Wehe 
der  Nation  fortan  beruhen  soll;  und  der  verwirrende 
Sprachgebrauch  des  politischen  Dillettantismus ,  der  es 
liebt,  alles  das  unter  die  gesetzgebende  Gewalt  des  Staates 
fallen  zu  lassen,  was  unter  Mitwirkung  der  Volksver- 
tretung beschlossen  wird,  ist  mit  Nichten  eine  Autorität, 
auch  dann  nicht,  wenn  er  officiell  geworden  ist.  Zweitens 
aber  ist  es  kein  blosser  Wortstreit,  ob  man  den  Staats- 
haushaltplan Gesetz  nennt  oder  nicht.  Wählt  man  diese 
Bezeichnung,  so  öffnet  ihan  Thür  und  Thor  der  Conse- 
quenz,  dass  derselbe  zwischen  Regierung  und  Volks- 
vertretung frei  zu  vereinbaren  ist,  dass  er  demnach  jähr- 
lich in  das  Ermessen  der  letzteren  gestellt  wird,  dass 
die  Finanzverwaltung,  um  nicht  die  gesetzliche  Basis  zu 
verlieren,  gezwungen  ist,  ihn  aus  den  Händen  des  Par- 
laments so  anzunehmen,  wie  dieses  ihn  festgestellt  hat, 
dass  mithin  das  Parlament  auch  die  Macht  hat,  bestehende 
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Gesetze  und  Verptiichtungen  des  Staats  einseitig  im 
Wege  der  Budgetverwilligung  aufzuheben  oder  zu  mo- 
dificiren.  Ob  das  Parlament  des  Bundes  diese  Consequenz 
in  der  That  ziehn  wird,  ist  freilich  nicht  gewiss,  für  die 
nächste  Zeit  sogar  nicht  einmal  anzunehmen.  Aber  es 
wäre  doch  ein  schwacher  Trost,  wollte  man  sich  mit  der 
HotFnung  beruhigen,  dass  der  beschränkte  8inn,  in  wel- 
chem von  einer  Bewilligung  des  Jahresbudgets  überhaupt 
die  Rede  sein  kann,  sich  schon  von  selbst  und  trotz  jenes 
ausdehnbaren  Ausdrucks  im  Bewusstsein  der  Volksver- 
tretung Bahn  brechen,  in  deren  Einsicht  und  Mässigung 
dauernden  Schutz  finden  werde.  Haben  wir  es  denn  nicht 
erlebt,  wie  das  preussische  Abgeordnetenhaus  während  der 
Jahre  1862— 1S66  nicht  etwa  in  Aufwieglern  und  De- 
magogen, sondern  gerade  in  den  hochangesehenen,  intel- 
ligenten Mitgliedern  des  Hichterstandes  die  Träger  jener 
unverständigen  Interpretation  des  Budgetrechts  fand ,  wo- 
nach das  jährliche  Etatsgesetz  den  bestehenden  Finanz- 
gesetzen derogiren  sollte?  Haben  wir  es  nicht  gesehn, 
wie  gerade  von  rechtsgelehrter  Seile,  da  jene  Theorie 
handgreifiich  sich  als  unhaltbar  erwies,  eine  andere  nicht 
minder  bedenkliche  gewagt  wurde,  der  gemäss  zwar  das 
Budgetrecht  in  den  bestehenden  Cfesetzen  und  Staats- 
verträgeu  seine  Schranke  fände,  dennoch  dazu  bestimmt 
wäre ,  dem  jeweiligen  Ministerium  noch  eine  besondere 
Legitimation  zu  deren  Ausführung,  die  „Generalvollmacht 
zur  Finanzverwaltung"  zu  geben  —  Interpretationen, 
denen  dann  das  preussische  Ministerium  seinerseits  die- 
jenige von  der  Verfassungslücke  entgegenzusetzen  in  der 
Lage  war!  Interpretation  gegen  Interpretation.  Wer 
bürgt  denn  dafür,  dass  die  rechtskundigen  Mitglieder  des 
norddeutschen    Parlaments     künftighin     staatsrechtlichen 
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Erwägungen  zugänglicher  sein  werden,  als  es  der  Rich- 
terstand in  Preussen  —  zufällig  oder  nicht  zufallig  — 
vermöge  seiner  einseitigen  Ausbildung  und  Thätigkeit 
im  allgemeinen  ist?  Wer  bürgt  dafür,  dass  man  ihnen 
die  jährliche  Bewilligung  des  Budgetgesetzes,  ohne  Miss- 
brauch zu  befürchten,  in  die  Hände  legen  darf?  Und 
wie,  wenn  nun  erst  die  Massen  anfangen,  unter  Ausbeu- 
tung des  allgemeinen  und  direkten  Wahlrechtes  aus  der 
Befugniss  der  Budgetverwilligung  die  gegebenen  Conse- 
quenzen  zu  ziehn  ?  Es  ist  freilich  richtig,  die  neuerdings 
erfolgte  breite  Anwendung  dieses  Wahlsystems  hat  das 
überraschende  Resultat  ergeben,  dass  die  niedern  Volks- 
schichten auf  dem  Continent,  in  Deutschland  nicht  min- 
der als  in  Frankreich ,  im  allgemeinen  der  Sache  des 
parlamentarischen  Begierungssystems  keineswegs  zuge- 
wendet sind,  dass  sie  vielmehr  unter  einer  starken  mon- 
archischen Gewalt  besser  zu  fahren  glauben.  Aber  ist 
es  denn  gewiss,  dass  diese  Thatsache  für  immer  die  Sig- 
natur unseres  politischen  Lebens  .abgeben  wird? 

Ich  fasse  das  Resultat  dieser  Betrachtung  zusammen. 
Die  Bestimmung  der  Bundesverfassung,  dass  der  von  der 
Bundesgewalt  unter  Mitwirkung  des  Parlaments  jährlich 
festzustellende  Bundeshaushaltplan  Gesetz  sei,  ist  ver- 
werflich. Der  Ausdruck  ist  unrichtig;  denn  die  Finanz- 
verwaltung des  Bundes,  wie  dessen  Verwaltung  über- 
haupt, wird  nach  den  bestehenden  und  künftig  zu  be- 
schliessenden  Bundesgesetzen  und  Bundesverträgen  ge- 
führt, und  nur,  soweit  hierin  ein  Anhalt  nicht  gegeben 
ist,  haben  die  Bundesbehörden  aus  dem  jährlich  zu  ver- 
einbarenden Wirthschaftsplan  die  Ermächtigung  für 
Verausgabung  und  Vereinnahmung  von  Bundesgeldern 
zu  entnehmen.     Der  Ausdruck  ist  aber  auch  ein  irrefüh- 
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render  und  darum  schädlicher.  Denn  er  begünstigt  die 
Vorstellung,  dass  es  ganz  im  freien  Belieben  des  Parla- 
ments stehe,  ob  Bundesausgaben  zu  leisten ,  Deckungs- 
mittel zu  beschaffen  sind,  oder  nicht,  während  doch  das 
Parlament  nicht  minder  als  die  Regierungen  unter  den 
Gesetzen  des  Bundes  steht  und  durch  seine  Verträge 
verpflichtet  wird. 

11.  Aber  es  wäre  ja  möglich,  dass  trotz  des  un- 
glücklich gewählten  Ausdrucks  die  Specialbestimmungen 
der  Bundesverfassung  klar  genug  wären,  um  keinen 
Zweifel  über  die  Grenze,  welche  bei  Feststellung  des 
Jahresbudgets  den  Befugnissen  des  Parlaments  gezogen 
ist,  aufkommen  zu  lassen.  Es  bedarf  daher  einer  kur- 
zen Uebersicht  über  den  Inhalt,  den  die  Verfassung  des 
Nordbundes  dem  parlamentarischen  Budgetrecht  gegeben 
hat.  Und  zwar  wird  hier  von  dem  Ausgabenetat  auszu- 
gehn  sein,  um  dann  die  Art,  wie  die  Bundeseinnahmen 
zur  Feststellung  kommen,  in  Betracht  zu  nehmen. 

Für  Aufstellung  des  jährlichen  Bundesausgabenetats 
enthält  die  Bundesverfassung  in  A.  71  folgende  Vor- 
schrift : 

Die  gemeinschaftlichen  Ausgaben  werden  in  der  Re- 
gel für  ein  Jahr  bewilligt,  können  jedoch  in  besonderen 
Fällen  auch  für  eine  längere  Dauer  bewilligt  icerden. 

Also  zu  der  aus  der  preussischen  Verfassungsur- 
kunde herübergenommenen  Norm  von  einem  jährlich  zu 
vereinbarenden  Budgetgesetze  fügt  die  Bundesverfassung 
noch  das  ausdrückliche,  dort  lehlende  Anerkenntniss, 
dass  die  Theilnabme  des  Parlaments  bei  Feststellung 
der  Bundesausgaben  sich   als  ein  Ausgabebewilligungs- 
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recht  qualificire,  welches  in  der  Regel  für  ein  Etatsjahr, 
ausnahmsweise  auch  tur  läng'er  zu  bemessende  Zeiträume 
Geltung  habe.  Es  bedarf  nun  nach  dem  vorhergehenden 
keiner  weitern  Darlegung,  dass  mit  einem  in  dieser  All- 
gemeinheit tbrmulirten  Ausgabebewilligungsrechte  die 
Geltung  der  Bundesgesetze  und  bundesgesetzlichen  Ein- 
richtungen, die  Aufrechterhaltung  der  Bundesverträge  in 
Frage  gestellt,  dass  sogar  der  Bestand  des  Bundesstaats 
selbst  damit  fortdauernd  gefährdet  wird.  Das  Vorhan- 
densein dieser  Gefahr  hat  sich  auch  der  Wahrnehmung 
der  verbündeten  Regierungen  und  des  constituirenden 
Reichstags  nicht  verschlossen.  Während  aber  der  ein- 
zige Weg  zu  ihrer  Beseitigung  nur  der  sein  konnte, 
dass  man  die  Frage,  in  welchen  Grenzen  die  jährliche 
Finanzverwaltung  parlamentarischer  Controle  unterliege, 
nicht  lediglich  dem  Parlamente  ins  Gewissen  schob,  son- 
dern zu  verfassungsmässiger  Entscheidung  brachte,  hat 
sich  die  Bundesverfassung  damit  begnügt,  nur  gewisse 
Einrichtungen  und  Organisationen  des  Bundes  vor  Ein- 
gritl:en,  zu  denen  sich  das  Parlament  im  Wege  der  Aus- 
gabenverwilligung  etwa  bestimmen  lassen  könnte,  mit 
verfassungsmässigen  Garantieen  zu  umgeben.  Und  zwar 
ist  dies   in  zwiefacher  Abstufung  geschehn. 

Zunächst  betreffs  der  Ausgaben,  welche  die  Erhe- 
bung und  Verwaltung  der  Bundeszölle  und  Bundes- 
steuern nothwendig  macht,  welche  sodann  im  Post-  und 
Telegraphenwesen  auszuwerfen  sind.  Sie  figuriren  bun- 
desverfassungsmässig  ^^  nicht  auf  dem  Ausgabenetat,  son- 
dern werden  entweder  im  Einnahmenetat  des  Bundes  vor 


S5    A.  3b.  3S  der  B.-V.,  vgl.  A.  11.  16.  2U  i.  f.  des  Vertrags 
vom  8.  Juli  1867,  BundesgesetzhloU  Nr.  9.  A.  49  der  B.-V. 
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der  Linie  zur  Motivirung'  der  Nettobeträge  aus  jenen 
Intraden  aufgeführt,  oder  —  und  dies  ist  die  Regel**'' 
bei  den  Ausgaben  der  Zoll-  und  Steuerverwaltung  —  sie 
werden  gar  nicht  auf  den  Bundeshaushaltplan  gebracht, 
sondern  den  Budgets  der  Einzelstaaten  überwiesen,  wel- 
che nur  die  Nettoeinnahmen  an  die  Bundeskasse  abfüh- 
ren. Abgesehn  von  dieser  letztern  Ausnahme  ist  also 
zugleich  mit  den  Einnahmen  aus  jenen  Zweigen  der 
Bundesfinanzverwaltung'''  auch  den  ihnen  correspondi- 
renden  Ausgaben  ein  dauernder  Rechtsgrund  durch  die 
Bundesverfassung  gegeben  und  es  fehlt  nur  an  einer 
Clausel,  welche  diesem  Rechtsgrunde  auch  die  dauernde 

Anerkennung  von  Seiten  des  Parlaments  sicherte. 

-» 

Anders  und  bei  weitem  complicirter  liegt  die  Sache 
bei  den  Ausgaben,  die  der'  Bund  für  sein  Militärwesen 
zu  leisten  hat.  Und  hiemit  kommen  wir  denn  zu  dem- 
jenigen Ausgabenetat,  der  nach  Lage  der  Dinge  tiir  jetzt 
und  für  die  Zukunft  seinem  Betrage  nach  der  weit  über- 
wiegende des  Bundeshaushaltplans  sein  und  bleiben 
wird;  wir  gehn  hiemit  auf  denjenigen  Punkt  ein,  der 
kraft  historischer  und  politischer  Nothwendigkeit  der 
Mittelpunkt   des    Budgets    in  unseren    rontinentalstaaten 


86  Die  aber  Ausnahmen  hat.  vgl.  A.  36  al.  2  der  B.-V., 
A.  20  i.  f.  des  Vertrags  vom  8.  Juli  1867,  sodann  A.  16  Nr.  2 
desselben. 

^"^  Theilweise  ist  sogar  ihr  Betrag  fixirt;  hielün  gehören 
gewisse  Pauschsummen,  gegen  welche  von  den  Einzelstaa- 
ten in  gewissem  Umfange  die  Erhebung  und  Verwaltung  der 
Zölle  und  indirekten  Steuern  ein  für  alle  mal  übernommen  ist, 
A.  38  der  B.-V.,  besonders  lit.  c.  A.  16  Nr.  2  des  Vertrags  vom 
8.  Juli   1867,  Bundesgesetzblatt  Nr.  9. 
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ist;  wir  berühren  damit  eine  Frage,  die  für  die  Stellung 
des  Parlaments  gegenüber  dem  Träger  der  Staatsgewalt 
stets  präjudiciell  sein  muss,  eine  Frage  zugleich,  die  den 
Gründer  des  norddeutschen  Bundes,  den  preussischen 
Staat,  in  erbittertem  Parteienkampfe  fast  bis  an  den  Rand 
des  Abgrundes  brachte.  Unter  dem  Eindrucke  des  preus- 
sischen Budgetconfliktes  von  1862 — 1866  haben  die  ver- 
bündeten Regierungen  den  jährlichen  Militäretat  mit  so 
festen  und  dauerhaften  Banden  vinculiren  zu  müssen  ge- 
glaubt, dass  jeder  parlamentarische  Einspruch  daran  ohn- 
mächtig zerschellen  sollte.  Dieses  Ziel  ist  nicht  erreicht 
worden;  aber  freilich  zugleich  mit  der  Verwerfung  jener 
projektirten  Fixirung  des  Militärbudgets  hat  die  Majo- 
rität des  constituirenden  Reichstags  auch  eine  theilweise 
Verwerfung  der  von  den  Regierungen  proponirten  ver- 
fassungsmässigen Organisation  des  Bundesheers  verbun- 
den; und  nur  ein  durch  Compromiss  geschaffenes  mehr- 
jähriges Interim  entzieht  für  den  Augenblick  unsern 
Augen  die  Gefahr,  welche  in  einem  der  Volksvertretung 
überwiesenen  Recht,  den  Militäretat  jährlich  zu  bewilli- 
gen, ohne  dass  ihr  zugleich  die  Verpflichtung  auferlegt 
ist,  eine  gesetzliche  Grundlage  dafür  anzuerkennen,  die 
Existenz  des  neuen  Bundesstaates  bedi'oht. 

Zwar  hat  die  Bundesverfassung  als  oberstes  Princip 
für  Feststellung  des  jährlichen  Militäraufwands  den  Satz 
aufgestellt,  A.  62: 

Die  Verausgabung  (der  jährlich  dafür  bereit  zu  stel- 
lenden) Summe  für  das  gesammte  Bunde^heer  und  dessen 
Einrichtungen  loird  durch  das  Etatsgesetz  festgestellt. 
Bei  der  Feststellung  des  Militärausgabenetats  wird  die 
auf  Grundlage  dieser  Verfassung  gesetzlich  feststehende 
Organisation  des  Bundesheeres  zu   Grunde  gelegt. 
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Doch   ist  der   Weg  zur   Ausführung   dieses   Satzes 
durch  die  Bundesverfassung  selbst  theils    ganz   verstellt, 
theils    wenigstens    verschränkt    worden,     l.    Zuvörderst 
nämlich  ist  eine  verfassungsmässige  Organisation  des  Bun- 
desheeres nicht  erfolgt.    Denn  in  der  Kette   der  organi- 
satorischen Normen,  welche  gebildet  wird  durch  die  Kriegs- 
herrlichkeit des   Präsidiums,   durch   die  Wehrverfassung 
der  Nation  und  deren  Hauptgrundlagen,   die   allgemeine 
Wehrpflicht  und   die   zwölfjährige   Dienstpflicht,   endlich 
durch  die  Beception  der  preussischen  Militärgesetzgebung, 
fehlt  ein  nothwendiges  Glied,  die  Feststellung  des  Frie- 
denspräsenzstandes,   Nach  der  Intention  der  verbündeten 
Regierungen  sollte  dieses  Hauptglied  jenen  andern  durch 
die  Bundesverfassung  angereiht  werden,  und  zwar  schlu- 
gen sie  zu  diesem  Zwecke  eine  Fixirung  des   Friedens- 
präsenzstandes auf  1  Procent  der  Bevölkerung  von  1867 
vor,  indem  sie  zugleich  bei  deren  in  Aussicht  stehendem 
Wachsthum  nach   zehnjährigem  Zeitraum  die   Vereinba- 
rung eines  andern  Procentsatzes  der  dann   vorhandenen 
Bevölkerung  als  verfassungsmässige  Nothwendigkeit  hin- 
zustellen gedachten;  gemäss  der  in  dieser  Weise  sicher- 
gestellten Gesammtstärke  des  Heeres   sollte  dann  durch 
den  Bundesfeldherrn  die  Gliederung  und  Eintheilung  des 
Heeres,  sowie  der  Friedenspräsenzstand  bei  den  einzelnen 
Cadres  gemäss   A.  63   al.  3    der  Bundesverfassung   nor- 
mirt  werden.     Allein    der    constituirende    Reichstag    hat 
durch  die  mit  137  gegen   127  Stimmen  erfolgte  Annahme 
des  Amendement  Forckenbeck  zu  A.  60  der  Bundes- 
verfassung jene   Präsenzzahl  des  Bundesheeres   nur  als 
ein    Interimisticum    bis    zum    31.  December    1871    gelten 
lassen  wollen  und  für  die   spätere    Zeit  bestimmt,  dass 
die  ^Friedenspräsenzstärke  des  Heeres  im   Wege  der  Bun- 
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desgesetzgehung  festgestellt  werden  soll.  Die  Majorität 
■wurde  hiebei  weniger  von  der  Hoffnung  geleitet,  dass 
ein  in  der  Zwischenzeit  bis  zu  jenem  Datum  zu  verein- 
barendes definitives  Militärgesetz  die  Stärke  der  Bundes- 
armee unter  jene  Normalzahl  erheblich  herabzudrücken 
in  der  Lage  sein  könnte;  wol  aber  war  sie  in  der  An- 
schauung des  vulgären  Liberalismus  befangen,  dass  die 
A'olksfreiheit  nur  dann  in  Wahrheit  gesichert  sei,  wenn 
nach  dem  Vorbild  der  jährlichen  Mutiny  -  acte  England's 
das  'Parlament  über  die  Stärke  des  Heeres  in  Form  jähr- 
licher Soldatenbewilligung  zu  befinden  habe.  Dass  dies 
die  Tendenz  des  Amendements  ist,  geht  aus  den  Aus- 
führungen des  Amendementsstellers,  von  Forcken- 
beck's^^  auf  das  unzweideutigste  hervor.  Jener  Vor- 
behalt bundesgesetzlicher  Feststellung  der  Heerespräsenz 
will,  obgleich  der  Wortlaut  an  und  für  sich  nicht  dafür 
spricht,  die  Frage  nach  der  Heeresstärke  durch  Jahres- 
bewilligung, nicht  durch  dauernde  Fixirung  zur  Entschei- 
dung bringen.  ""•'  Sonach  hat  also  der  Militärausgaben- 
etat nur  bis  zum  Jahre  1871  durch  die  verfassungsmäs- 
sige Organisation  des  Heerwesens  eine  feste  Grundlage 
erhalten;    mit   dem   1.  Januar    1S72,  mit    dem  Erlöschen 


SS  Stenogr.  Beridite  des  constitiürendrn  Reirlistags,  p.  570. 
571.  Vgl  die  Schlus.sworte  hi  der  Rede  des  preussischen  Bun- 
descoramissar's  v.  Roon,  ebenda  p.  573. 

*'*  Auch  hier  tritt  der  bereits  des  öftern  gerügte  Missbrauch, 
den  unsere  Politiker  mit  dem  Worte  Gesetz  treiben ,  in  helles 
Licht.  Die  Absicht  des  Amendements  ist  ja  eben  die,  eine  ge- 
setzliche Contingentirung  der  Armee  nicht  eintreten  zu  lassen, 
S(mdern  an  deren  Stelle  das  jährliche  Ermessen  des  Parlaments 
zu  setzen.     Wie  kann  man  dieses  als  Gesetz  bezeichnen?     . 
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einer  constanten  FriedenszifFer  zerfällt  jene  Grundlage. 
In  die  Lücke  tritt  die  Willkür  des  Parlaments,  dessen 
diskretionärer  Gewalt  Jahr  für  Jahr  die  Zahl  der  auszu- 
hebenden Rekruten '^"j  damit  die  Höhe  des  jährlichen 
Militärbudgets  und  damit  wiederum  die  Erhaltung  der 
allgemeinen  Wehrpflicht,  die  Fortexistenz  der  nationalen 
Wehrverfassung  anheim  gegeben  wird.  ^'  Dass  nun  eine 
so  willkürliche  und  schrankenlose  Gestaltung  des  jährli- 
chen Militärbudgets,  wie  sie  die  Bundesverfassung  für 
die  Zukunft  in  Aussicht  stellt,  absolut  unhaltbar  ist,  be- 
darf keines  weiteren  Erweises.  Man  wende  mir  auch 
nicht  ein ,  eine  Heeresorganisation  stehe  rechtlich  fest, 
wenn  nur  die  Cadres  der  taktischen  Formation  gebildet 
seien;  das  sei  der  feste  Rahmen  der  Armee  und  die 
jährliche  Rekrutenbewilligung  könne  sehr  wol  dem  jähr- 
lichen Ermessen  des  Parlaments  überlassen  bleiben,  wel- 
ches diesen  Rahmen  unter  Erwägung  der  Nützlichkeiten  und 
Nothwendigkeiten    des   Staats    mittelst   Bewilligung    von 


9"  Denn  da  für  den  einzelnen  Wehrpflichtigen  die  Dienst- 
zeit verfassungsmässig  festseht,  so  kann  die  jährliche  bundesge- 
setzliche Feststellung  der  Heerespräsenz  nur  das  jedesmalige  Re- 
krutencontingent  treffen. 

'"  Uebereinstimmend  Hiersemenzel,  Verfassung  des 
norddeutschen  Bundes  7).  178:  , .Fehlt  1872  jene  gesetzliche  Or- 
ganisation, weil  das  Bundesgesetz  über  die  Friedenspräsenzstärke 
nicht  zu  Stande  gekommen;  so  ist  der  Reichstag  resp.  Bundes- 
rath  nicht  verpflichtet,  die  bloss  faktisch  bestehende  Orgamsation 
seinen  Bewilligungen  zum  Grunde  zu  legen;  er  kann  vielmehr 
von  ihr  absehn  und  eine  anderweitige,  erst  noch  einzuführende 
Organisation  als  Grundlage  für  seine  Bewilligungen  wählen,  wo- 
bei er  nur  die  ihm  durch  A.  57.  59  gezogenen  Schranken  ziem- 
lich arbiträrer  Natur  inne  zu  halten  hat." 

V.   Martitz,    Verfassung  d.  nordd.   Bundes.  ö 
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Mannschaften  auszufüllen  und  hienach  das  Budget  zu  be- 
messen habe.  Das  ist  ja  —  mit  Verlaub  —  eine  Ver- 
drehung' der  Wahrheit.  Die  Frage,  in  welche  und  in 
wieviel  Cadres  die  Bundesarmee  zerfallt,  hat  die  Bun- 
desverfassung in  A.  63  dem  jeweilgen  Befinden  des  Bun- 
desfeldherm  zur  Entscheidung  überlassen.  ^-  Das  ist 
natürlich  auch  das  einzig  Mögliche,  denn  solche  Frage 
ist  eine  rein  technische.  Ein  Regiment,  ein  Bataillon, 
eine  Schwadron,  eine  Compagnie,  alle  diese  Formationen 
sind  doch  keineswegs,  wie  etwa  die  Gerichte,  Einrich- 
tungen des  Gesetzes-  oder  gar  Verfassungsrechts.  Es 
liegt  in  dem  freien  Ermessen  des  Bundesfeldherrn,  durch 
militärischen  Befehl  die  115  Linieninfanterieregimenter 
zu  3  Bataillonen,  welche  das  norddeutsche  Bundesheer 
zählt,  in  172  Regimenter  zu  2  Bataillonen,  oder  in 
86  Regimenter  zu  4  Bataillonen  umzuformen,  voraus- 
gesetzt natürlich,  dass  der  Kostenaufwand  nicht  ver- 
grössert,  die  Wehrverfassung  der  Nation  nicht  geändert 
wird.  Oder  zweifelt  im  Ernste  Jemand  daran,  ob  es 
rechtlich  zulässig  sei,  durch  Cabinetsorder  das  Bataillon 
statt  in  4  vielleicht  in  5  oder  6  Compagnien  einzuthei- 
len,  das  Regiment  statt  auf  12  auf  24  Compagnien  zu 
bringen,  statt  in  5  etwa  in  10  Schwadronen  zu  formi- 
ren,  möglicher  Weise  auch  nach  Belieben  neue  Heeres- 
abtheilungen  —  man  denke  z.  B.  an  die  Halbbataillone 
des  Krieges  von  1866  —  unter  Verwerfung  der  alten 
zu  taktischen  Einheiten  zu  erheben?  Ich  glaube,  es  ist 
nicht  nöthig,  darüber  noch  ein  Wort  zu  verlieren.  Also 
gerade  im  Gegentheil  Zahl  und  Existenz  der  Cadres  ist  will- 


92     Der   Bundesfeldherr    bestimmt  —  die    (tI iedi>n(ng   und 
Eintheilung  der  Contingente  der  Bundesarmee  — . 
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kürlich  und  schwankend ;  nur  die  Stärkeziffer  der  Armee 
ist  der  feste  Rahmen,  den  der  Bundesfeldherr  durch  Bil- 
dung von  Cadres  auszufüllen  hat.  Ist  jene  Stärkeziffer 
nicht  dauernd  fixirt,  sondern  jährlich  in  das  arbiträre 
Gutdünken  des  Parlaments  gestellt,  so  fehlt  es  dem  Bud- 
get an  jedem  gesetzlichen  Anhalt;  denn  auch  dem  Ver- 
stände eines  Kindes  wird  es  einleuchtend  sein,  dass  man 
mit  den  generellen  Verfassungssätzen  von  der  allgemei- 
nen Wehrpflicht  und  der  zwölfjährigen  Dienstpflicht 
allein  ein  Militärbudget  nicht  zu  construiren  vermag. 
Aber,  wozu  diese  allzubreite  Ausführung,  was  ist  das 
überhaupt  für  ein  unerhörter  Gedanke,  die  Armee  eines 
modernen  Staates,  und  dazu  eines  Staates,  dessen  Ruhm 
die  allgemeine  Wehrpflicht  ist,  aus  einer  jährlichen  Sol- 
datenbewilligung der  Volksvertretung  zusammensetzen  zu 
wollen,  als  wenn  wir  es  mit  fahrenden  Landsknechten 
oder  Söldnern  zu  thun  hätten.  ^^    i^  einem  Jahre  sollen 


93  Ich  will  allerdings  nicht  verschweigen,  dass  auch  Oester- 
reich  und  zwar,  wie  in  der  oben  n.  83  erwähnten  Frage  von  der 
jährlichen  Steuervotlrung ,  nicht  etwa  aus  historischen  Reminis- 
cenzen,  sondern  aus  liberalen  Motiven  zu  dem  System  der  jähr- 
lichen Rekrutenbewilligung  durch  die  Volksvertretung  übergegan- 
gen ist.  vgl.  das  verfasmngänderiule  Gesetz  vom  21.  December 
1867  §  11  suh  6,  §  13  l.  f.;  vgl.  sodann  die  ungarischen  Gesetz- 
artikel über  die  ^.gemeinsamen''  Angelegenheiten  A.  12.  Es  be- 
darf wahrlich  nicht  der  colossalen  Schwierigkeiten,  mit  denen  der 
schwer  geprüfte  Kaiserstaat  zu  ringen  hat,  um  die  Ausführbar- 
keit seiner  Verfassungsgesetze  in  Frage  zu  steUen.  Um  ein  Ur- 
theU  darüber  zu  fäUen,  genügt  die  Erwägung  jener  beiden  Punkte 
aUein.  Der  ungarische  Reichstag  und  die  Reichsvertretung  der 
Westhälfte  bewilligt  jährlich  jede  für  sich,  jede  nach  eignem 
Ermessen  die  Steuern  und  die  Rekruten!  — 
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100,000.  aus  der  zum  Waffendienst  bereiten  Jugend  aus- 
gehoben werden;  im  nächsten  10,000  weniger,  weil  es 
das  Parlament  so  will,  dann  wiederum  vielleicht  110,000, 
um  an  deren  Stelle  später  etwa  50,000  zu  setzen,  weil 
die  Parlamentsmajorität  zufällig  einmal  der  Meinung  sein 
kann,  die  Periode  des  ewigen  Friedens,  des  tausendjäh- 
rigen Reichs  stehe  bereits  in  allernächster  Nähe.  Und 
wenn  wenigstens  die  Dienstzeit  des  Einzelnen  nur  auf 
ein  Jahr  bemessen  wäreJ  Nun  aber  ist  sie  verfassungs- 
mässig auf  zwölf  Jahre  ausgedehnt  und  eine  dem  Parla- 
ment gegebene  Befugniss,  das  auszuhebende  ßekruten- 
contingent  jährlich  zu  fixiren,  bestimmt  die  Heeresstärke 
auf  zwölf  Jahre  im  Voraus.  Was  wollen  aber  alle  diese 
Bedenken  sagen  gegen  das  eine ,  dass  es '  sich  hier  um 
das  Heerwesen  eines  Bundesstaats  handelt;  für  die  Zeit 
nach  1871  sollen  also  jährlich  22  Cabinete,  die  ihren 
Volksvertretungen  verantwortlich  sind ,  sich  mit  dem 
Bundesparlament  über  die  Zahl  der  auszuhebenden  Re- 
kruten benehmen !  Nein ,  es  wird  in  keiner  Weise  zu 
bestreiten  sein,  auch  wenn  die  Erfahrungen,  die  der  preus- 
sische  Staat  in  der  jüngsten  Vergangenheit  machte ,  eine 
weniger  eindringliche  Mahnung  enthielten  ^^,  die  Fixirung 


^*  Das  preussische  Ab^^eordnetenhaus  verlangte  bereits  im 
Jahre  1863  eine  gesetzliche  Fixirung  des  Priedenspräsenzstaudes, 
vgl.  den  Bericht  der  XIII.  Cornmission  zur  Vorberathung  des 
Entwurfs  über  die  Abänderung  des  Gesetzes  vom  3.  September 
1814,  Sten.  Berichte,  Session  1863,  7F.  p.  623.  —  Auffallend 
ist  es,  dass  im  constituirenden  Reichstage  v.  Forckenbeck, 
der  Amendementsteller  zu  A.  60  der  B.-V.  es  in  Abrede  stellte, 
jemals  eine  Contingentirung  der  Friedensarmee  verlangt  zu  haben, 
Stcn.  Berichte  des  constituirenden  Reichstags,  p.  571.  Jener 
A'on  ihm  selbst  verfasste  Commissionsbericht  postulirt  ausdrück- 
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der  Heerespräseuz  ist  nicht  nur  nothwendig',  um  dem 
Heerwesen  die  Möglichkeit  dauernder  Gfestaltung'  zu  ge- 
währen ;  sie  ist  in  einem  Bundesstaat  ganz  unerlässlich, 
um  dem  jährlichen  Militärbudget  eine  gesetzliche  Grund- 
lage zu  geben,  eine  Grruudlage,  die  sowohl  Willkür  des 
Bundesfeldherrn  als  auch  Velleitäten  der  Einzelregierun- 
gen, als  auch  Uebergriffe  des  Bundesparlaments  unmög- 
lich macht.  Da  nun  aber  die  Heeresziffer  zugleich  die 
Qualität  einer  Matrikel  tragen  muss ,  so  lässt  sie  sich 
nur  durch  einen  Procentsatz  der  jeweiligen  Bevölkerung 
angemessen  ausdrücken.  Von  Zeit  zu  Zeit  wird  dann 
eine  Rektificirung  dieses  Procentsatzes  erforderlich  sein, 
theils  um  Prägravationen  der  Einzelstaaten  zu  verhüten, 
theils  um  ein  formell  richtiges  Verhältniss  zwischen 
Volkszahl  und  Heeresziffer  herzustellen.  So  ist  es  denn 
mit  Sicherheit  vorauszusagen,  dass  jene  Eixirung  der 
Heerespräsenz,  welche  das  Bundesparlament  nur  interi- 
mistisch festzusetzen  beliebte,  auf  dem  Wege  einfacher 
Gesetzgebung  dauerndes  Recht  des  norddeutschen  Bun- 
des werden  wird.  Vielleicht,  dass  es  den  Parlament  ge- 
lingt, statt  der  zehnjährigen  eine  andere  Frist  "^  zur  Re- 
gulirung  des  Procentsatzes  zu  ermitteln.  Von  dem  ge- 
genwärtig auf  1  "/o  der  Bevölkerung  von  tS67  normir- 
ten  Procentsatz,  der  übrigens  die  Zahl  der  waffenfähigen 
Jugend  für  jetzt  annähernd  umfassen  dürfte,  wird  schwer- 
lich abzuffehn  sein. 


lieh  in  §  3  des  amendirten  (Jesetzes  eine  gesetzliche  Feststel- 
lung der  Hoerespräsenz  und  im  i^  5  provisorisch  eine  Contingeu- 
tirung  der  jährhchen  Kekrutenausliebung  auf  60,000  Mann. 

3*     Etwa  eine  sech,s-  oder  neunjährige  in   Rücksicht  auf  die 
von  drei  zu  drei  Jahren  stattfindende  Volkszählung. 
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n.  Nicht  dasselbe  günstige  Urtheil  lässt  sich  über 
das  Projekt  der  verbündeten  Regierungen  fällen,  wonach 
der  jährliche  Militärausgabenetat  nicht  allein  dem  Rechts- 
grunde  nach,  sondern  auch  in  der  Höhe  des  Betrags  ver- 
fassungsmässig fixirt  werden  sollte.  Der  A.  62  der  Bun- 
desverfassung wollte  in  seinem  ursprünglichen  Wortlaut 
dem  Bundesfeldherrn  die  dauernde  Ermächtigung  geben, 
225  Thlr.  pro  Kopf  der  feststehenden  Friedenspräsenz- 
stärke jährlich  auszugeben.  Diese  Summe  sollte  das  Or- 
dinarium  des  jährlichen  Militärbudgets  bilden,  neben  wel- 
chem dann  noch  ein  Extraordinarium  behufs  Befriedi- 
gung ausserordentlicher  Bedürfnisse  herzulaufen  hätte. 
Was  die  Regierungen  zu  diesem  Vorschlage  veranlasste, 
war  die  wolbegründete  Erwägung,  dass  das  blosse  Vor- 
handensein von  Gesetzen  und  gesetzlichen  Einrichtungen 
nur  eine  moralische,  keine  rechtliche  Garantie  vor  will- 
kürlichen, im  Wege  der  Budgetverwilligung  versuchten 
Eingriffen  des  Parlaments  in  das  bestehende  Recht  zu 
erbringen  vermöge.  Aber  es  war  doch  absolut  unzuläs- 
sig, sich  diese  Garantie  dadurch  zu  schaffen,  dass  man  nun 
die  parlamentarische  Controle  über  die  Finanzverwaltung, 
welche  man  zu  einer.  Grundlage  des  Bundesverfassungs- 
rechtes gemacht  hatte,  für  einen  Theil  des  Ausgaben- 
etats, und  zwar  gerade  für  den  Haupttitel  desselben, 
wiederum  fast  ganz  eliminirte.  Zudem  ist  es  ja  an 
sich'  klar,  dass  eine  dauernde  Vinculirung  des  Mili- 
täraufwandes überhaupt  nicht  möglich  ist.  Unser  Heer- 
wesen ist  keine  Assecuranzconipagnie ,  bei  der  wir 
den  Frieden^  durch  eine  feste,  nach  der  Wahrscheinlich- 
keit der  Gefahr  zu  bemessende,  bei  dauerndem  Abonne- 
ment billiger  zu  stellende  Prämie  zu  versichern  vermöch- 
ten, es  ist  die  Waffenschule   der  Sation,   eine   durchaus 
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organische  Einrichtung,  die  Wohl  und  Wehe  auch  des 
Geringsten  unter  uns  energisch  trifft,  deren  Bedürfnisse 
fort  und  fort  ebenso  schwankend  und  ungewiss  sind  wie 
die  Mittel,  welche  der  sociale  und  ökonomische  Zustand 
der  Nation  für  deren  Befriedigung  aufweist.  Die  Ziffer 
des  jährlichen  Militäraufwandes  ist  der  Natur  der  Sache 
nach  eine  bewegliche.  Diese  Beweglichkeit  so  auszu- 
drücken, dass  man  ein  festes  Ordinarium  von  einem 
jährlich  schwankenden  Extraordinarium  scheidet,  ist  we- 
der ein  würdiges  noch  ein  irgendwie  erspriessliches  Aus- 
kunftsmittel. Sonach  involvirt  die  parlamentarische  Con- 
trole  hier  wie  bei  allen  Positionen  des  Ausgabenetats, 
wekhe  den  an  und  für  sich  Ungewissen  Aufwand  für 
bestehende  gesetzliche  Einrichtungen  Jahr  für  Jahr  zu 
normiren  bestimmt  sind,  eine  Vereinbarung  des  Parla- 
ments mit  der  Bundesregierung.  Und  dass  weder  Be- 
stand noch  Güte  des  Heerwesens  durch  Anwendung  der 
normalen  Finanzcontrole  des  Parlaments  darauf  irgend- 
wie gefjihrdet  wird ,  ist  dann  unzweifelhaft ,  sobald  die 
Organisation  desselben  gesetzlich  feststeht  und  sobald 
die  Schranke,  die  dadurch  der  Verwilligung  des  Parla- 
ments gezogen  wird,  auch  einen  rechtlichen  Ausdruck 
findet.  Wie  solcher  zu  formuliren  ist,  wird  unten  zu 
erörtern  sein.  Aus  diesen  Gründen  kann  es  nur  gebil- 
ligt werden,  wenn  das  Amendement  Forckenbeck  zu 
A.  62  der  Bundesverfassung  jene  ziffermässige  Fixirung 
des  jährlichen  Militäraufwandes  nur  als  Transitoriimi  für 
einige  Jahre  behufs  Vollendung  des  norddeutschen  Heer- 
systems gelten  lässt.  Zum  annus  decretorius  ist  hier 
wiederum  wie  in  dem  aniendirten  A.  60  der  Verfassungs- 
urkunde das  vollendete  Jahr  1871  gewählt  worden.  Ist 
hiedurch   der  jährliche  Militärausgabenetat  für  die  nach- 


120 

6ten  Jahre  der  Isatur  eines  Pauschquantums  näher  ge- 
bracht, so  ist  ihm  endlich  dieser  Charakter  gänzlich 

III.  dadurch  aufgedrückt  worden,  dass  bis  zu  jenem 
Termin,  also  während  der  Frist,  innerhalb  deren  die 
norddeutsche  Armee  erst  in  der  Bildung  und  Consolida- 
tion  begriffen  ist,  der  nach  Titeln  geordnete  Etat  über 
die  Ausgaben  für  das  Bundesheer  dem  Bundesrathe  und 
dem  Reichstage  nur  zur  Kenntnis snahme  und  zur  Erin- 
nerung vorzulegen  ist.  A.  71   der  Bundesverfassung. 

Wir  haben  sonach  folgendes  für  die  Gestaltung  zu 
resümiren ,  welche  das  jährlich  festzustellende  Militär- 
budget durch  die  in  dem  obigen  zusammengestellten  Ver- 
fassungsnormen erhalten  hat.  Bis  zum  31.  December 
1871  ist  dem  Parlamente  statt  einer -finanziellen  Controle 
nur  das  Recht  eröffnet,  Beschwerde  zu  führen,  falls  in 
den  ausgeworfenen  Einzelpositionen  des  pauschmässig 
im  Ganzen  feststehenden  Militäretats  eine  direkte  oder 
indirekte  Verletzung  der  bundesgesetzlichen  Xormen  zu 
substanziiren  wäre.  Vom  1.  Januar  1872  ist  zwar  die 
parlamentarische  Controle  frei  von  der  Fessel  eines  Pau- 
schalquantums;  dafür  aber  auch  auf  ein  —  IS^ichts  ge- 
stellt, ein  bodenloses  Nichts,  in  dessen  todte  Leere  fast 
wie  ein  Hohn  die  "Worte  der  Bundesverfassung  hinein- 
schallen, dass  die  auf  Grundlage  dieser  Verfassung  ge- 
setzlich feststehende  Organisation  des  Bundesheeres  dem 
jährlichen  Militärausgabenetat  zu  Grunde  gelegt  werden 
soll.  Was  in  aller  Welt  steht  denn  an  der  Heeres- 
organisation des  Jahres  1S72  gesetzlich  fest?  Die  Heeres- 
stärker Xein,  deren  Ziffer  erlischt  ja  gerade  mit  dem 
1.  Januar  1872.  Die  Ileereseintheilungr  Ebensowenig; 
denn  Compagnieen,  Bataillone,  Schwadronen  und  Regi- 
menter, oder  aber  Brigaden    Divisionen  und  Armeecorps 
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sind  militärisch  sehr  wichtige,  juristisch  äusserst  gleich- 
gütige  Verbände,  deren  Vorhandensein  weder  den  Bundes- 
t'eldherrn,  noch  die  Volksvertretung  irgendwie  rechtlich 
bindet.  Oder  etwa  die  etatsmässige  Präsenzstärke  bei  den 
Cadres,  sei  es  in  der  Kriegs-,  sei  es  in  der  Friedens- 
formation r  Nun ,  diese  ist  begreiflicherweise  ebenso- 
wenig gesetzliche  Norm ,  wie  die  Zahl  und  Qualität  der 
Cadres ,  an  welche  sie  angepasst  wird.  Nein,  die  beiden 
festen  Pole ,  zwischen  denen  sich  das  Heerwesen  des 
norddeutschen  Bundesstaats  von  1872  ab  bewegen  soll, 
sind  erstens  der  militärische  Befehl  des  allerhöchsten 
Bundesfeldhern  und  zweitens  die  schrankenlose  Eudget- 
verwilligung  des  Parlaments ;  der  erste  in  dem  Streben, 
die  Wehrhaftigkeit  der  Nation  zu  vergrössern,  durch  Ge- 
setze kaum  beengt,  das  letztere  ganz  ungebunden  in  der 
Tendenz,  aus  ökonomischen  oder  politischen  Grründen  die 
militärische  Schlagfertigkeit  der  Nation  zu  verringern; 
der  erste  vermöge  einer  bewundernswürdigen  Organisation 
der  Militärverfassung  stets  in  der  Lage  sich  energisch 
die  geforderte  Greltung  zu  verschaflen ,  das  letztere  ge- 
deckt durch  die  ausgesprochene  oder  stille  Zustimmung 
der  einer  militärischen  Kraftanspannung  widerstrebenden 
kleineu  Cabinete,  die  im  Kriege  nichts  zu  gewinnen  und 
wenig  zu  verlieren  haben.  Es  ist  hienach  kein  sonder- 
lich behagliches  Gefühl,  das  der  Gedanke  an  die  nächste 
Zukunft  des  neuen  Gemeinwesens  uns  erregt.  Nichts 
natürlicher,  als  dass  diese  Empfindung,  welcher  durch 
die  verbündeten  Regierungen  beredter  Ausdruck  gegeben 
wurde,  sich  auch  des  constituirenden  Keichstags  bemäch- 
tigte, dass,  je  klarer  in  den  allmählich  fortschreitenden 
Berathungen  die  Linien  und  Formen  des  neuen  Verfas- 
sungsbaus zu  Tage  traten,  desto  dringender  der  Wunsch 
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wurde,  ihn  auch  von  dieser  Seite  her  wenigstens  durch 
ein  Nothdach  vor  Wind  und  Wetter  zu  schützen.  Man 
erkannte  nicht,  dass  der  Fehler  wesentlich  nur  in  der 
Formel  lag,  welche  man  der  an  und  für  sich  ganz  un- 
entbehrlichen parlamentarischen  Controle  über  die  Finanz- 
verwaltung des  Bundes  gegeben  hatte.  Man  suchte  nach 
Palliativen.  Jene  üblichen  Auskunftsmittel,  die  die  Rou- 
tine darbietet,  um  ein  parlamentarisches  Budgetrecht 
möglichst  ungefährlich  zu  machen,  etwa  die  ausdrückliche 
Sanction  des  sich  von  selbst  verstehenden  Satzes ,  dass 
die  Steuergesetze  ihre  Wirkung  nicht  verlieren ,  auch 
wenn  der  Staatshaushaltsetat  zu  Anfang  des  Rechnungs- 
jahres sich  als  noch  nicht  festgestellt  ergibt ,  oder  das 
Lieblingsprojekt  der  preussischen  Conservativen,  die  Idee, 
den  Wirthschaftsplan  des  Staats  auch  über  sein  Geltungs- 
jahr hinaus  fortlaufen  zu  lassen,  oder  ihn  in  ein  fixes 
Ordinarium  und  ein  bewegliches  Extraordinarium  zu 
spalten,  —  alle  diese  Präservative  eigneten  sich  nicht 
recht  für  das  neu  zu  gründende  Gemeinwesen.  Man 
wusste  sich  nicht  anders  zu  helfen,  als  dass  man  das 
Bundesheerwesen,  um  ganz  sicher  zu  gehn,  auf  ein  von 
der  Bundesverfassung  gänzlich  abgelöstes  finanzielles -Fun- 
dament, nämlich  auf  das  eines  blossen  Staatsvertrags 
zwischen  den  Regierungen  des  Bundesstaats  stellte.  Das 
im  constituirenden  Reichstage  mit  202  gegen  80  Stimmen 
angenommene  Amendement  Hohenlohe-Bennigsen 
zu  A,  62  der  Bundesverfassung  bestimmt  betreffs  des 
provisorisch  bis  1871  durch  eine  Bundesmatrikel  sicher- 
gestellten Militäraufwandes  von  225  Thlrn.  pro  Mann : 

jVach  dem  31.  December  1871  müssen  diese  Beträge 
i'07i  den  einzelnen  Staaten  des  Bundes  zur  Bundeskasse 
fortgezahlt  werden.     Zur  Berechnung   derselben  wird   die 
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im  A.  60  interimistisch  festgestellte  Friedenspräsenzstärke 
so  lange  festgehalten,  bis  sie  durch  ein  Bundesgesetz  ab- 
geändert ist. 

Ein    solches    Aushilfemittel    kann    allerdings    seine 
Wirkung  nie  verfehlen  ,    das   wirkt  radikal ,    nicht  bloss 
palliativ.     Also   auch   wenn   eine   Vereinigung   zwischen 
den   Bundesregierungen    und    dem   Parlament   über    den 
jährlichen  Militäraufwand  nicht  stattfindet  —  und  dieser 
Zwiespalt  muss  ja   natürlich    mit   dem  Jahre  1871,    mit 
dem  Fortfall  einer  gesetzlichen  Friedenspräsenzstärke  sehr 
bald    eintreten   —   das    gegenwärtig    ad    interim    fixirte 
Pauschquantum  wird   für   die  Dauer   im  Wege  der  Ma- 
trikularumlage    zur    Bundeskasse    eingezogen,    natürlich 
nicht  um  dort  zu  liegen  und  zu  rosten ,    sondern  um  er- 
forderlichenfalls nach    freiem   Ermessen   des  Bundesfeld- 
herrn  ausgegeben  zu  werden.  Also  auch  wenn  der  jähr- 
lich  unter,  der  Controle    des   Parlaments  festzustellende 
Einnahmenetat  der  Bundesfinanzverwaltung  nicht  zu  Stande 
kommt,  dasthut  nichts,  Deckungsmittel  für  den  Militär- 
aufwand stehn  in  den  Grenzen  des  gegenwärtigen  Inter- 
imisticums   dem  Bundesfeldhem    stets  bereit.     Also  auch 
wenn  es  ein  Fundamentalsatz    unserer  Bundesverfassung 
ist,   dass  die  Verfügung  über  die  Einkünfte  des  Bundes 
jährlich   parlamentarischer   Prüfung   unterliegt,    von   der 
Beobachtung    dieses   Satzes   ist    der    Bundesfeldherr    auf 
alle  Zeit  dispensirt,  denn  für  das  erheblichste  Objekt  jener 
Finanzcontrole,  für  den  Militäraufwand  ,    ist  er  nicht  be- 
nöthigt,   sich   den   Majoritätsbeschlüssen    des  Parlaments 
zu  unterwerfen,    er  thut   in  diesem  Bereich   einfach  was 
er  ^[\i  _    Ja,    wird  man   mir  einwenden,    wenn  er  so 
handeh,    dann   handelt    er  unrecht,    dann    bricht   er   die 
Verfassung;  Recht  muss  doch'Kecht  bleiben,  Recht  geht 
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vor  Macht.  Nun  wir  wissen  Alle,  was  wir  von  diesen 
banalen  Phrasen  zu  halten  haben,  mit  denen  die  preus- 
sischen  Liberalen  während  der  Zeit  des  ConHikts  sich 
heldenmiithig  in  den  Mantel  ihrer  Tugend  hüllten  und 
den  lieben  Gott  einen  guten  Mann  sein  Hessen.  Gewährt 
eine  Verfassungsurkunde  der  Staatsgewalt  die  Möglich- 
lichkeit,  etwas  zu  thun  oder  zu  unterlassen,  so  ist  es  juristisch 
kein  Unrecht,  wenn  die  Staatsgewalt  von  dieser  Mög- 
lichkeit Gebrauch  macht,  und  solche  Bestimmungen  wie 
die  der  Bundesverfassung ,  dass  die  Verausgabung  jenes 
Pauschquantums  durch  das  Etatsgesetz  festgestellt  wird, 
dass  bei  Feststellung  desselben  die  gesetzliche  Militär- 
organisation zu  Grunde  gelegt  wird,  sind,  so  lange  als 
deren  Nichtbeobachtung  keine  Rechtsfblgen  nach  sich 
zieht,  nichts  weiter  als  kahle  Bedensarten. 

Unsere  Umschau  über  die  Rechte,  welche  die  Bundes- 
verfassung dem  Parlament  bei  Feststellung  des  jährlichen 
Bundeshaushaltplanes  gibt,  nähert  sich  ihrem  Ende; 
denn  die  IS^ormen,  wonach  die  Bundeseinnahmen  jährlich 
zur  Feststellung  gebracht  werden  sollen,  sind  äusserst 
einfach  und  mit  wenigen  Worten  zu  charakterisiren.  Vo« 
den  dauernden  Eiunahmequellen,  welche  die  Einzelstaaten 
der  Bundesgewalt  überwiesen  haben,  stehn  die  Zölle  und 
Consumtionssteuern .  sodann  die  Ueberschüsse  der  Post- 
und  Telegraphenverwaltung  ihrem  Bechtsgrunde  ver- 
fassungsmässig fest.^*^  Da  nun  aber  die  jährlich  unter 
der  Controle  des  Parlaments  zu  bewirkende  Veran- 
schlagung derselben  nach  A.  60  der  Bundesverfassung 
immer  den  Charakter  eines  zwischen  den  gesetzgebenden 
Faktoren  des  Bundes  zu  vereinbarenden  Gesetzes  tragen 


9«  A.  38.  39.  4y.  70  der  B.-V. 
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soll,  so  bleibt  es  zweifelhaft,  ob  das  Parlament  zu  einer 
Anerkennung  jenes  Rechtsgrundes  juristisch  verpflichtet 
ist;  und  hier  wie  überall  bei  Betrachtung  der  finanziellen 
Bundesverwaltungsnormen  vermissen  wir  formelle  Garan- 
tieen  dafür,  dass  das  Parlament  seine  finanzielle  Controle 
nach  den  bestehenden  Gesetzen  und  nicht  nach  Willkür 
übe.  Jene  Intraden  decken  nun  aber  noch  nicht  den 
Jahresaufwand,  den  der  Bund  voraussichtlich  zu  machen 
haben  wird.  Zur  Beschaffung  der  supplementären  Deckungs- 
mittel hat  die  Bundesverfassung  für  die  Zeit,  in  der 
Bundessteuern  noch  nicht  eingeführt  sind,  Matrikular- 
beiträge  der  Einzelstaaten  angeordnet,  deren  Umlage  sich 
auf  die  Bevölkerungsziffer  gründet.  Mit  ihrer  jährlichen 
Ausschreibung  und  Einziehung  ist  Präsidium  als  finanz- 
verwaltende Stelle  des  Bundes  betraut  worden,  welches 
die  Ermächtigung  dazu  im  Wege  des  Jahresbudgets, 
mithin  durch  Parlamentsbeschluss  erhält.'''  Kommt  also 
ein  solcher  Beschluss  vor  Beginn  des  Etatsjahres  nicht 
zu  Stande,  so  sind  die  Einzelstaaten  zur  Abführung  von 
Matrikuiarbeiträgen  an  die  Bundeskasse  nicht  verpflichtet. 
Bedürfte  es  bei  der  vertragsmässigen  S'atur  des  Bundes- 
staats noch  einer  besonderen  Gewähr,  um  dem  Parlamente 
ein  schrankenloses  Dispositionsrecht  über  den  jährlichen 
Bundesausgabenetat  zu  geben,  in  dieser  Befugniss,  die 
Deckungsmittel  dafür  bis  zu  einem  gewissen  Betrage  zu 
verweigern,  ist  jene  Gewähr  vollauf  enthalten.  Und  diese 
exorbitante  Ereiheit  des  Parlaments  findet  denn  ihr 
Widerspiel  in  der  ebenso  exorbitanten  Beschränkung 
desselben,  welche  das  Amendement  Hohenlohe-Ben- 
nigsen     herbeigeführt    hat.       Hienach    sollen    —    wir 

9'  A.  70  der  B.-V. 


126 

haben  es  oben  gesehn  —  ausnahmsweise  für  den  jähr- 
lichen Militäraufwand  dem  Bundesfeldherrn  die  theils  auf 
die  verfassungsmässigen  Bundesrevenüen  zu  verrechnen- 
den, theils  baar  einzuzahlenden  Matrikularbeiträge  von 
225  Thalern  pro  Mann,  aus  welchen  sich  der  bis  1871 
pauschalmässig  fixirte  Militäretat  zusammensetzt,  auch 
nach  Ablauf  dieser  Frist  für  die  Dauer  zur  Verfügung 
gestellt  werden. 

.Den  Kreis  der  Rechte,  welche  die  Bundesverfassung 
dem  Parlament  bei  Feststellung  des  jährlichen  Bundes- 
haushaltplanes gibt,  haben  wir  durchlaufen.  Wir  halten 
inne,  um  einen  kurzen  Rückblick  auf  den  Weg  zu  thun, 
den  unsere  Betrachtungen  über  die  Constitution  des 
norddeutschen  Bundesstaats  genommen.  Zweierlei  war 
ins  Auge  gefasst  worden,  zunächst  die  Formation  der 
Bundesgewalt ,  sodann  die  Betheiligung  der  Volksver- 
tretung bei  Leitung  des  Bundes.  Zu  beiden  Zielen  hin 
war  der  Ausgangspunkt  in  der  Grundanschauung  ge- 
gewonnen worden,  dass  die  Entwicklung  unseres  politi- 
schen Lebens  sich  in  den  Formen  des  Bundesstaats  und 
nicht  eines  Einheitsstaates  zu  vollziehn  haben  werde. 
An  einer  Reihe  der  wichtigsten  nationalen  Interessen 
versuchten  wir  zu  zeigen,  wie  deren  Gedeihn  durch  eine 
Vielstaatigkeit  im  nationalen  Verfassungsbau  ungleich 
besser  verbürgt  sei  als  durch  den  unvermeidlich  uniformen 
Organismus  eines  Grossstaats;  wir  versuchten  nachzu- 
weisen, dass  ein  deutscher  Bundesstaat  keine  blosse  TJeber- 
gangsform  zum  Einheitsstaat  sein  darf,  hervorgerufen 
etwa  durch  das  Bewusstsein  von  der  augenblicklichen 
Unfähigkeit  Preussens,  bei  einem  Verwaltungssystem,  das 
sich  gänzlich  überlebt  hat,"  die  deutschen  Mittel-  und 
Kleinstaaten   in   ihrem   gegenwärtigen  Bestände   als  Pro- 
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vinzen  in  seinen  Staatsverband  aufzunehmen,  —  dass  er 
vielmehr  als  ein  dauerndes  Werk    zu  schaffen  ist.     Wir 
fanden  sodann,  dass  der  Umfang,  in  welchem  die  Bundes- 
verfassung nationale  Angelegenheiten  zur  staatlichen  Con- 
centration  gebracht  hat,  langjährigen  Bestrebungen  unseres 
Volkes,  wie  sie  in  einer  Reihe  von  Reformprojekten  ihren 
Ausdruck  gefunden,  im  allgemeinen  wohl  entspricht.    Wir 
haben  endlich  den  Eindruck  erhalten,  dass  die  Theilung 
der  Bundesgewalt   und  die  getheilte  TJeberweisung  jener 
Angelegenheiten   auf  die  beiden  Träger   derselben,    den 
Bundesrath  und  die  Präsidialmacht,  nicht  allein  der  Natur 
eines  monarchischen  Bundesstaats   durchaus   angemessen, 
nicht  allein   der  einzig  mögliche  Weg  ist,   um  einstmals 
die  Gesammtheit  der   deutschen   Staaten  bundesstaatlich 
zu  einigen,    dass  sie  sich    auch   als  ein  wahres  Meister- 
stück der  Staatskunst  darstellt,    wie    es  seines  Gleichen 
in  der  Geschichte  kaum  findet.    Fanden  so  die  Principien, 
die  bei  Formation  der  Bundesgewalt  massgebend  gewesen 
sind,   unsern  warmen  Beifall,    so  war  kein  so  günstiges 
Urtheil  über  die  dem  Bundesparlament  angewiesene  Stel- 
lung zu  fällen.    Dort  war  ein  Neubau  aus  dem  rohen  zu 
schaffen  und  keine  Doctrin,  keine  traditionelle  Vorstellung 
legte  der  Gestaltungskraft  des  Baumeisters  beengende  Fes- 
seln auf.  Hier  war  es  die  preussische  Verfassungsurkunde, ' 
deren  jeder  willkürlichen  Prätension  Raum  gebende  Sätze 
den  Gründern  des  Bundesstaats  bewusst  und  unbewusst 
vorschwebten  und   den    Sinn  verwirrten.     Wohl  mag  es 
unziemlich  sein,   über  das  preussische  Staatsgrundgesetz, 
über   eine  Urkunde,    die   zwei  Könige   beschworen,    auf 
welche  Jahr  für  Jahr  hunderte   und  tausende  von  Eiden 
gelobt  werden ,    mit   harten  Worten    hier   abzuurtheilen. 
Aber  eine  constitutionelle  Codification,  die  in  einem  wesent- 
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liehen  Punkte,  in  den  Normen  nämlich  von  der  Theilnahme 
der  Volksvertretung-  an  Feststellung  des  Jahresbudgets 
weder  die  Regierung  noch  das  Parlament  rechtlich  ir- 
gendwie zu  binden  A^ermag,  ist  wahrlich  ein  schlechtes 
Fundament  für  einen  staatlichen  Neubau.  Die  erste  Er- 
fahrung, dass  die  Regierung,  wenn  sie  die  Macht  hat, 
durch  jene  Festsetzungen  nicht  gehindert  ist  zu  thun, 
was  immer  sie  will,  hat  sich  uns  bereits  in  erschrecken- 
der Klarheit  aufgedrängt.  Die  zweite  Erfahrung,  dass 
ein  Parlament,  wenn  es  nur  die  Massen  hinter  sich  hat, 
auf  Grund  jener  Normen  nach  souveräner  Willkür  im 
Staate  zu  schalten  und  zu  walten  vermag,  sie  wolle  uns 
Gott  in  Gnaden  ersparen. 

Und  nun  ziehen  wir  die  Summa  unserer  Betrach- 
tungen. Manche  Mängel  des  Verfassungswerkes,  die  sich 
als  Entstellungen  seiner  Linien  darstellen,  haben  wir 
in  dem  obigen  zu  tadeln  uns  vermessen ;  es  galt  vor 
Allem  die  Festsetzungen  zu  bekämpfen ,  mit  denen  man 
um  ein  schlechterdings  nothwendiges  Institut,  das  Bundes- 
gericht, herumzukommen  gewillt  ist ;  es  galt  sodann  auf 
die  Gefahr  einer  Bundescompetenz  in  Landesverfassungs- 
sachen aufmerksam  zu  machen.  Alle  diese  Bedenken 
treten  aber  zurück  vor  einer  zwiefachen  Forderung;  vor 
einer  Forderung,  deren  Erfüllung  nicht  etwa  bloss  Ge- 
deihn,  inneres  und  äusseres  Wachsthum  des  ins  Leben 
getretenen  Nationalstaates,  sondern  geradezu  seine  Exi- 
stenz bedingt,  deren  Erfüllung  über  das  Wohl  und  Wehe 
seiner  Glieder,  vor  allem  des  preussischcn  Staates  ent- 
scheidet.   Und  diese  Forderung  formulire  ich  dahin,  dass 

1)  vor  Ablauf  des  31.  December  1871  die  Friedens- 
präsenzstärke des  Bundesheeres  durch  dauerndes  Gesetz 
zu  hxiren  ist. 
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2)  der  Titel  der  Bundesverfassung  von  den  Bundes- 
finanzen der  Clausel  bedarf:  eine  durch  das  Par- 
lament beschlossene  Verweigerung  von  Aus- 
gaben, die  ihrem  Rechtsgrunde  nach  durch 
die  Bundesverfassung,  durch  Bundesgesetz, 
durch  Bundesvertrag  festgestellt  sind,  ist 
null    und   nichtig. 

Die  Tendenz  beider  Postulate  ist  klar.  Sie  ist  keine 
freiheitsmörderische,  keine  absolutistische.  Sie  ist  darauf 
gerichtet,  dass  die  Beschränkungen,  die  sich  ein  Parla- 
ment in  Feststellung  des  jährlichen  Ausgabenetats  auf- 
zuerlegen hat ,  nicht  allein  moralische  bleiben ,  sondern 
mit  dem  Charakter  rechtlichen  Zwanges  ausgestattet 
werden.  Sie  will  diese  Beschränkungen  da  sofort  zur 
That  machen,  wo  nicht  allein  die  beträchtliche  Höhe  des 
Aufwands,  nicht  allein  die  äussere  Sicherung  des  erst  im 
Werden  begriffenen  Nationalstaates,  sondern  auch  eine 
trübe  Erfahrung  Preussens  das  Bedürfniss  ihrer  Aufstel- 
lung ganz  unabweisbar  macht.  Sie  will  der  Mitwirkung 
des  Parlaments  bei  Veranschlagung  des  Jahresaufwands 
denselben  Inhalt  geben,  den  seine  Antheilnahme  bei  der 
Bundesregierung  überhaupt  hat,  den  nämlich  einer  Con- 
trole  über  die  vollziehende  und  regierende  Thätigkeit 
der  Bundesgewalt. 

12.  Aber  freilich,  wie  durchdrungen  wir  auch  sein 
mögen  von  dem  Streben,  der  norddeutschen  Verfassungs- 
urkunde einen  etwas  präciseren  Charakter  zu  geben  als 
den  eines  blossen  Programms,  dessen  Interpretation  und 
Ausführung  in  die  Discretion  der  Behörden  und  des  Par- 
laments gestellt  bleibt:  überschätzen  dürfen  wir  den  Werth 
und  die  Tragweite  auch  der  scharfsinnigsten  Verfassungs- 

V.  Martitz,  Verfassung  d.  nordd.  Bundes.  9 
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clausein  nicht.  Möge  Niemand  die  Vortheile  gering  an- 
schlagen ,  welche  die  oben  zur  nothwendigen  Ergänzung 
der  Bundesverfassungsurkunde  proponirte,  oder  eine  ähn- 
liche Formulirung  darbietet;  sie  klingt  wie  ein  der  Volks- 
vertretung zugemutheter  Verzicht ,  verbürgt  aber  in 
Wahrheit  unserem  constitutionellen  Leben  eine  gedeih- 
lichere Zukunft  als  die  gegenwärtigen  Budgetbestim- 
mungen ,  die  einerseits  sämmtliche  Interpretationsver- 
suche des  preussischen  Budgetconflikts  provociren  und 
auf  der  andern  Seite  von  einem  Misstrauen  gegen  die 
Loyalität  des  Parlaments  getragen  sind,  wie  es  ein  hoch- 
herziges und  stolzes  Volk  auf  die  Dauer  niemals  dulden 
wird.  Indessen  jene  Formulirung  bietet  eben  doch  auch 
nur  Worte,  über  die  sich  streiten  lässt.  Allerdings  sind 
es  Worte,  die  dem  Verfassungstitel  vom  Bundesbudget 
den  juristischen  Charakter  einer  lex  perfecta  geben  und 
der  Controle  des  Parlaments  über  die  Finanzverwaltung 
des  Bundes  erst  die  nothwendige  Grundlage  verleihen, 
wo  sich  die  Zumessung  des  Jahresaufwands  und  die 
Verwilligung  von  Deckungsmitteln  in  voller  Freiheit  be- 
thätigen  kann,  ohne  in  Willkür  zu  tMlen.  Aber  jene  Worte 
gewähren  doch  auch  nichts  jweiter  als  eine  Grundlage 
für  die  parlamentarische  Controle.  Für  Verwirklichung, 
Geltendmachung  und  Realisation  dieser  Controle  bieten  sie 
nicht  die  geringste  Stütze.  Haben  wir  uns  oben  gegen 
jene  verderbliche  Lieblingsidee  unserer  liberalen  Par- 
teien mit  allen  Kräften,  mit  juristischen  und  politischen 
Gründen  zu  stemmen  versucht ,  wonach  die  jährliche 
Budgetverwilligung  das  Mittel  &ei,  mit  welchem  ein  Par- 
lament dem  Ministerium  jährlich  die  Ermächtigung  und 
Instruction  zur  Regierung  ertheile,  haben  wir  für  die 
Mitwirkung    desselben    bei    Aufstellung    des   Staatshaus- 
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haltplans  nur  die  allgemeine  Basis  der  ihm  zustehenden 
Controle  über  die  Thätigkeit  der  Staatsgewalt  ermittelt: 
so  ergibt  sich,  dass  die  Organe  der  Finanzverwaltung  in 
demselben  Masse  und  in  derselben  Weise  wie  die  Organe 
der  übrigen  Staatsverwaltungszweige  einer  parlamentari- 
schen Controle  unterstellt  sein  müssen,  wenn  diese  über- 
haupt Rechtsfolgen  haben  soll.  Wir  fragen  demnach 
allgemein:  in  wieweit  hat  die  norddeutsche  Bundesver- 
fassung die  Organe  der  Bundesgewalt ,  d.  h.  die  Beam- 
ten, einer  Controle  durch  das  Parlament  unterworfen; 
mit  andern  Worten ,  in  wieweit  sind  die  Beamten  des 
Bundes  oder  der  Einzelstaaten  dem  Parlamente  verant- 
wortlich r 

Die  Antwort  auf  diese  Frage  lautet  denn  allerdings 
sehr  ungünstig.  Zwar  setzt  A.  17  der  Bundesverfassung 
fest,  dass  die  (regenzeichnung  des  Bundeskanzlers,  deren 
die  Anordnungen  und  Verfügungen  der  Präsidialmacht 
zu  ihrer  Giltigkeit  bedürfen ,  ihn  für  dieselben  verant- 
wortlich macht.  Damit  wird  aber  nur  ein  im  Grunde 
selbstverständlicher  Satz  ausgesprochen,  der  nämlich,  dass 
der  höchste  Bundesbeamte  vom  Parlamente  wegen  jener 
Erlasse  zur  Bede  gestellt  werden  kann.  Und  was  die 
übrigen  Beamten  des  Bundes  und  der  Einzelstaaten  — 
soweit  letztere  im  Interesse  des  Bundes  thätig  werden  — 
betrifft,  so  sind  diese  nach  demselben  A.  17  ^^  einfach 
verpflichtet  den  Anordnungen  und  Verfügungen  des  Bun- 
despräsidii ,  welche  W2  Namen  des  Bundes  erlassen  sind 
und  die  Gegenzeichnung  des  Bundeskanzlers  empfangen 
haben,  Folge  zu  leisten;  gleichviel  ob  die  Beamten  rich- 


Vgl.  auch  A.  2  der  B.-V. 

9* 
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terliche  oder  Verwaltungsbeamte  sind''*',  gleichviel  ob 
jene  Anordnungen  und  Verfügungen  in  der  Form  von 
Gesetzen,  von  Verordnungen  oder  von  speciellen  Erlassen 
und  Dekreten  ergehn,  ob  sie  vom  Präsidium  einseitig 
oder  durch  Bundesrathsbeschluss  festgesetzt  werden.    Die 


9^  Dass  Hiersemenzel,  Verfassung  des  norddeutschen 
Buniles  p.  10,  zu  der  Behauptung  kommt,  der  Richter  hätte  zu 
prüfen,  oh  ein  publicirtes  Bundesgesetz  wirklich  auf  gleichlau- 
tenden Beschlüssen  des  Bundesraths  nnd  des  Reichstags  beruhe, 
Oller  nur  irrthümlich  (\)  publicirt  vorden,  wird  Niemanden  Wun- 
der nehmen,  der  die  neueste  Geschichte  dieser  und  der  damit 
zusammenhängenden  berühmten  Controversen  und  namentlich  die 
leichtsinnige  Art ,  wie  sie  von  dem  deutschen  Juristentage  be- 
handelt worden,  kennt.  Eines  Eingehens  auf  diese  übrigens  mit 
Begriffen  des  Privatrechts  nicht  zu  lösenden  Fragen  darf  ich  hier 
mich  füglich  enthalten.  Es  genügt  hervorzuheben,  dass  es  eine 
durch  nichts  gegründete  Ueberschätzung  seiner  Stellung  ist,  wenn 
sich  der  deutsche  Richter  bei  Anwendung  der  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen anders  und  freier  gestellt  glaubt,  als  es  der  Verwal- 
tungsbeamte ist.  Die  Frage,  in  wieweit  auch  verfassungswidrige 
Gesetze  und  Verordnungen  zur  Anwendung  gebracht  werden 
müssen,  ist  demnach  nicht  auf  den  Richterstand  zu  beschränken, 
sondern  auf  die  Staatsbeamten  überhaupt  zu  stellen.  Wie  diese 
Frage  aber  zu  beantworten,  ist  Sache,  des  positiven  Staatsrechts. 
Ueber  den  Sinn  der  preussischen  Verfassungsurkunde  kann  nach 
dem  klaren  Wortlaut  des  A.  lOH  kein  Zweifel  sein.  Alle  Behör- 
den des  Staates,  sowol  richterliche  als  niehtrichterliche  sind 
hienach  amtlich  verpflichtet,  alle  gehörig  publicirten  und  contra- 
signirten  Gesetze  oder  Verordnungen  so  lange  anzuwenden,  bis 
sie  wiederum  durch  gehörig  publicirte  und  contrasignirte  Gesetze 
oder  Verordnungen  aufgehoben  werden.  Und  dasselbe  ist  nun 
auch  in  der  Bundesverfassung  Rechtens  geworden ,  deren  A.  17 
dem  Präsidium  die  Befugniss  gibt,  die  Ausführung  aller  von  ihm 
verkündeten  und  contrasignirten  Anordnungen  und  Verfügungen 
zu  überwachen,  d.  h.  also  den  Beamten  gegenüber  zu  erzwingen. 
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Controle  hingegen,  die  dem  Parlamente  über  die  durch 
den  Bundeskanzler  gegengezeichneten  Präsidialverkündi- 
guugen  sowie  über  dessen  und  aller  übrigen  Bundes- 
beamten Amtshandlungen  zusteht,  reicht  nicht  weiter  als 
bis  zu  der  Befugniss,  dieselben  zum  Gegenstande  einer 
Kesolution,  einer  Petition,  einer  Beschwerde,  einer  Adresse 
an  den  Bundesrath  oder  an  die  Präsidialkrone  zu  machen. 
Machen  wir  uns  dies  im  einzelnen  für  die  drei  der  Bun- 
desgewalt eröffneten  Thätigkeitsgebiete  klar,  so  ergibt 
sich  zunächst  betreffs  der  gesetzgeberischen  Competenz 
des  Bundes,  dass  die  Bundesbehörden  unter  Enthebung 
jeder  eigenen  Verantwortlichkeit  amtlich  verpflichtet  sind 
alle  gehörig  verkündeten  und  contrasignirten  Präsidial- 
verordnungen auszuführen  und  anzuwenden,  sogar  wenn 
sie  Gebiete  betreften,  die  gesetzlicher  Regulirung  unter- 
liegen, auch  wenn  sie  ferner  der  Verfassung  und  beste- 
henden Gesetzen  widersprechen,  i""  Betreffs  der  voll- 
ziehenden Gewalt  des  Bundes  ergibt  sich  sodann,  dass 
die  Bundesbeamten  für  die  Gesetzlichkeit  ihrer  Amts- 
handlungen nur  von  den  beiden  Trägern  der  Bundesge- 
walt, dem  Bundesrath  und  der  Präsidialmacht,  sowie  den 
Organen  derselben  im  Wege  des  Civil-,  Criminal-  oder 
Disciplinarverfahrens  verantwortlich  gemacht  werden  kön- 
nen. Anlangend  endlich  die  regierende  Thätigkeit  des 
Bundes,  so  weit  eine  solche  überhaupt  parlamentarischer 


'00  Kleine  Ausnahmen  können  an  dieser  Regel  nichts  ändern, 
Solche  Ausnahme  liegt  gemäss  dem  nach  den  Beschlüssen  der 
Reichstagssession  1867  nicht  zur  Promulgation  gekommenen  Ge- 
setzentwurfe über  die  Verwaltung  des  Schuldenwesens  des  nord- 
deutschen Bundes,  Stenogr.  Berichte  über  die  Reichstagscerhatid- 
lungtu,  I.  Legidatarpcriode,  Sessioii  1807,  p.  24G,  §  7,  lür  die 
Beamten  der  Buudesschuldenverwaltung  vur. 
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Controle  unterstellt  ist,  ergibt  sich,  dass  das  Parlament 
gegen  Bnndesbehörden ,  die  wider  seinen  Willen  oder 
ohne  gesetzliche  Autorisation  über  Bundeseinnahmen  und 
Ausgaben  disponiren,  absolut  kein  Rechtsmittel  hat,  des 
Rechtsschutzes  vollständig  entbehrt  und  nur  auf  den 
Weg  der  Vorstellung  an  Bundesrath  oder  Präsidium  ge- 
wiesen ist.  In  Summa,  die  Ausübung  der  Bundesgewalt 
erfolgt  unabhängig  vom  Parlamente.  Das  Parlament 
steht  ausserhalb  der  Regierungsthätigkeit  des  Bundes, 
ausserhalb  seiner  Verwaltungsordnung.  Die  Bundesge- 
walt schaltet  in  dem  ihr  überwiesenen  Competenzkreise 
mittelst  ihres  Behördenorganismus  nach  freiem  Ermessen; 
dass  sie  sich  der  Controle  des  Parlaments  füge,  dafür 
besteht  rechtlich  keine  Garantie ;  es  besteht  nur  eine  mo- 
ralische Gewähr,  die  Hoffnung  nämlich,  dass  in  einem 
modernen  Staate  die  Stimme  der  Volksvertretung  und 
zumal  einer  Volksvertretung,  die  sich  auf  den  nationalen 
und  politischen  Grundlagen  .der  norddeutschen  Bundes- 
verfassung aufbaut,  eine  so  gewaltige  Wucht,  eine  in 
jeder  politischen  Krise  so  fühlbare  Stärke  erlangen  muss, 
dass  die  Bundesgewalt  schwerlich  in  der  Lage  sein  wird, 
dauernd  sie  ausser  Acht  lassen  zu  können. 

Doch  seien  wir  gerecht.  Was  sind  denn  die  Ver- 
fassungsgarantieen  in  den  deutschen  Staaten  mehr  als 
blosse  Hoffnungen?  Steht  denn  nicht  die  norddeut- 
sche Bundesverfassung  hierin  durchaus  auf  dem  Boden 
des  positiven  deutschen  Staatsrechts?  Wieviel  deutsche 
Verfassungen  haben  denn  die  rechtliche  Stellung  der 
Beamten  auf  den  bloss  verfassungsmässigen  Gehorsam 
begründet?  Streng  genommen  keine  einzige;  und  nur 
einige  wenige  suchen  wenigstens  in  etwas  das  französi- 
sche   Princip    zu    mildern ,     wonach   der  Beamte  als  ein 
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blosses  Werkzeug  der  Krone  und  ihrer  Räthe  erscheint. 
—  Ja,  wird  man  mir  einwenden,   aber   die   Ministervej- 
antwortlichkeit   und    der   Yerfassungseid !  —  Nun ,   was 
den  letztern  betrifft ,  so   ist  eine    Garantie ,  die  auf  das 
Gewissen  gestellt  wird ,  überhaupt  keine  Garantie ;  denn 
jeder  Mensch  hat  sein  Gewissen  für  sich.     Und  was  die 
erstere  anlangt,  so  ist  ja   auch    ein   Ministerverantwort- 
lichkeitsgesetz —  ganz   abgesehn   hier  von  dem  Nutzen, 
den  ein  solches  überhaupt  zu   gewähren   vermag  —  ein 
Gesetz  wie  jedes  andere;  wo  demnach  die  Staatsbeamten 
auch  zur  Ausführung  von   gesetzwidrigen  Verordnungen 
verpflichtet  sind ,    und  wo  die   Volksvertretung  dagegen 
nur  auf  das  Recht  der  Bitte  und  Beschwerde  beschränkt 
bleibt,  hängt  das  Damoklesschwert  auch  über  dem  Mini- 
sterverantwortlichkeitsgesetz.     Die    schönsten    Codifica- 
tionen  helfen  dagegen  sehr  wenig.    Kein  deutsches  Land 
ist    gegenwärtig    mit   einem    so    reichen   und  luxuriösen 
Apparat   constitutioneller    Formen    ausgerüstet,    als    die 
Westhälfte    der    österreichischen    Monarciiie.     Das  Jahr 
1867  hat  nun   zum   dritten    Male   eine   unendliche   Fülle 
constitutionellen    Segens    auf    den    in   schweren   Nöthen 
ringenden   Kaiserstaat    ausgegossen,     und   doch    —   ein 
einziger  Federstrich  —  und   Parlament,    Ministerverant- 
wortliehkeit,   Reichsgericht,   Grundrechte,    sie   sind  nicht 
mehr.    Der  Kernpunkt  des  gesammten  Verfassungswerkes 
liegt  offenbar  in  dem  Staatsgrundgesetz  vom  21.  Decem- 
ber  1 S67  über  die  Ausübung  der  Regierungs-  und  Vollzugs- 
gewalt, dessen  A.   1 1 ''''  die  Stellung  der  Staatsbehörden 


*"'  Er  lautet  folgenderniassen :  Die  Staatsbehörden  sind 
innerhalb  ihres  amtlichen  Wirkungskreises  befugt  auf  Grund 
der  Gesetze  (solche  Gesetze  lassen  sich  bekanntlich  immer  an- 
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der  Krone  gegenüber  60  belässt,   wie   sie   in   dem  abso- 
luten Staate  bestand. 

Aber  wir  brauchen  uns  in  der  That  nicbt  mit  dem 
schwachen  Tröste  zu  behelfen,  —  wenn  es  überhaupt 
ein  Trust  ist  — ,  dass  die  Garantieen  für  .Aufrechterhal- 
tung der  norddeutschen  Bundesverfassung  seitens  der 
Bundesgewalt  nicht  viel  schwächer  sind  als  die  schwachen 
Krücken ,  mit  denen  die  deutschen  Staaten  überhaupt 
den  schwankenden  und  haltlosen  Gang  ihres  Verfassungs- 
lebens  zu  stützen  versucht  haben.  Wir  haben  denn  doch 
eine  etwas  fester  begründete  Gewähr  für  Beobachtung 
der  nach  so  vielen  Projekten  und  Entwürfen  neu  aufge- 
richteten Verfassung.  Isur  liegt  diese  Gewähr  nicht  in 
den  Rechtsmitteln,  mit  welchen  das  Parlament  seine 
Controle  über  die  Handhabung  der  Bundesgewalt  zu  be- 
thätigen  und  den  Beamten  gegenüber  zur  Geltung  zu 
bringen  vermöchte,  sondern  anderswo.  Wir  dürfen  nicht 
vergessen,  dass  die  neue  Bundesstaatsverfassung  die 
rechtliche  Katur  eines  von  einer  Reihe  deutscher  Staa- 
ten geschlossenen  Vertrags  trägt.  Demnach  erhält  jede 
verfassungswidrige  Handlung,  zu  der  sich  die  Bundesge- 
walt, sei  es  Bundesrath  oder  Präsidium  selbst,  sei  es 
eines  ihrer  beamteten  Organe,  eutschliessen  möchte,  den 
Charakter  eines  Vertragsbruchs,  berechtigt  daher  die 
widerstrebenden  Bundesglieder,  deren  Souveränetät  durch 
die  Bundesverfassung  nur  beschränkt,  nicht  aufgehoben 
ist,  unzweifelhaft  dazu,  die  völkerrechtlichen  Consequen- 


führen)  Verordnungen  zu  erlassen  und  Befehle  zu  ertheüen  und 
sowol  die  ^Beobachtung  dieser  letztern  als  der  gesetzlichen 
Anordnungen  selbst  \\ gegenüber  den  hiezu  Verpßichteten  zu 
erzwingen. 
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zen  eines  solchen  zu  ziehn.  Haben  also  die  Bundesstaaten 
eine  Reihe  von  Angelegenheiten  bundesgesetzlicher  Re- 
gulirung  unterworfen:  wohlan,  jeder  Versuch,  solche  An- 
gelegenheiten im  Wege  der  Präsidialverordnung  oder 
eines  bundesräthlichen  Majoritätsbeschlusses  zu  normiren, 
würde  für  die  opponirenden  Regierungen  einen  Rechts- 
grund abgeben,  den  eigenen  Beamten  die  Befolgung  und 
Anwendung  verfassungswidriger  Vorschriften  zu  unter- 
sagen. Und  weiter,  jede  verfassungs-  und  gesetzwidrige 
Amtshandlung  von  Bundesbeamten,  jeder  Versuch  der 
Präsidialmacht,  Bundesgelder  zur  Vereinnahmung  oder 
Verausgabung  zu  bringen,  ohne  die  Ermächtigung  dazu 
durch  Bundesgesetz  oder  Parlamentsbeschluss  erhalten 
zu  haben,  würde  den  Bundesstaaten ,  die  sich  einer  sol- 
chen Verletzung  der  Bundesverfassung  nicht  lugen  woll- 
ten, die  Berechtigung  gewähren,  Reklamationen  zu  er- 
heben und  bei  deren  Erfolglosigkeit  sich  auf  völkerrecht- 
lichem Wege  der  Vergewaltigung  zu  erwehren.  War  es 
auch  ein  ehrendes  Zeichen  der  Loyalität  und  Recht- 
schaffenheit, dass  die  preussische  Regierung  der  nord- 
deutschen Bundesverfassungsurkunde  die  Form  eines 
Ötaatsvertrags  und  den  verbündeten  Regierungen  da- 
mit eine  unanfechtbare  Souveränetätsgarantie  verlieh: 
niemals  darf  die  Präsidialmacht  vergessen,  wie  sie 
sich  damit  ein  zweischneidiges  Schwert  geschlif- 
fen hat. 

Nur  freilich,  überlegen  wir  es,  ist  es  nicht  in  Wahr- 
heit ein  unerhörtes  Princip ,  dass  der  deutsche  Bundes- 
staat, die  Verfassung  eines  modernen  Gemeinwesens,  in 
der  Sanktion  eigenmächtigen  Widerstandes  die  Garantie 
ihres  Bestehens  erhalten  soll?  Hat  uns  denn  das  Jahr 
1867  plötzlich  in  die   Zeiten    der    englischen    und   unga- 
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rischen  magna  Charta  zurückgeschleudert?  Welche  Aus- 
sicht eröfifnet  sich  uns!  Also  eine  jede  Verletzung  der 
Bundesverfassung  soll  ihre  Wiederausgleichung  nicht 
etwa  durch  das  ordnungsmässige  Ineinandergreifen  der 
politischen  Faktoren  innerhalb  des  neuen  Staats,  sondern 
in  dem  unübersehbaren  Gebiet  völkerrechtlicher  Re- 
pressivmassregeln von  Cabinet  zu  Cabinet  erhalten,  als 
deren  letzte  der  Bürgerkrieg  und  die  Anrufung  des  Aus- 
landes entscheidet!  Die  Chikane  der  Einzelregierungen 
soll  in  dem  neu  aufgerichteten  Verfassungsbau  das  Re- 
gulativ gegen  Rechtsverletzungen  der  Bundesgewalt  ab- 
geben, das  Parlament  wider  dergleichen  nur  bittweise 
auftreten  dürfen ;  der  Vertrag  souveräner  Regierungen 
soll  wie  in  einem  blossen  Staatenbunde  die  Basis  des 
Verfassungswerks,  die  Nationalvertretung  nur  eine  Form 
sein  —  nein,  das  ist  in  der  That  ein-  unertrcäglicher,  ein 
ganz  unhaltbarer  Zustand,  ein  Widerspruch,  in  den  die 
Schöpfung  des  Jahres  1867  mit  sich  selbst  geräth.  Man 
hat  den  deutschen  Nationalstaat  als  constitutionellen 
Bundesstaat  gegründet.  Wir  haben  den  politischen  In- 
halt der  darauf  abzielenden  Verfassungsnormen  dahin  er- 
mittelt, dass  die  Initiative  der  Bundesregierung  bei  der 
Bundesgewalt  und  ihren  beiden  Trägern  zu  verbleiben 
hat,  während  dem  Parlamente  nur  eine  Controle  darüber 
eröffnet  werden  soll.  Wir  haben  ersehn,  dass  dieses 
parlamentarische  Prüfungsrecht  einer  gesetzlichen  Grund- 
lage bedarf,  um  nicht  in  bodenlose  Willkür  auszuarten.' 
So  ist  es  denn  auch  nur  eine  durch  die  Logik  gebotene 
Forderung,  dass  der  Controle  des  Parlamentes  ein  recht- 
licher^ Charakter  gegeben,  dass  sie  mit  der  (Qualität 
juristischen  Zwanges  ausgestattet  werde.  Und  hiezu 
führt  ein  einziger  Weg,  die  rechtliche  Stellung,  welche 
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man  im  Bunde  dem  Beamtenkörper  gibt,  ^ur  dann 
wenn  den  Beamten  des  Bundes  eine  selbständige  durch 
Berufung  auf  Befehl  oder  Verordnung  nicht  abwalzbare 
Verantwortung  für  die  Gesetzmässigkeit  ihijr  Amts- 
handlungen auferlegt  und  wenn  zur  Geltendmachung 
dieser  Verantwortlichkeit  neben  der  Bundesgewalt  auch 
das  Parlament  ermächtigt  wirdj"^  nur  dann  kommt  die 
Controle  des  letztern  über  die  Ausübung  der  Bundes- 
e-ewalt  zur  Realisation. 

Bas  ist  allerdings  eine  kühne  Forderung,  eine  For- 
derung welche  die  bestehende  Aemterverfassung  des 
deutschen  Kegierungssystems  in  ihrem  Kernpunkt  an- 
greift, eine  Forderung  freilich,  wie  sie  auf  keinem  der  po- 
litischen Glaubensbekenntnisse  unserer  politischen  Tages- 
parteien figurirt.  Und  doch,  bedarf  es  denn  noch  eines 
Erweises,  dass  die  politische  Freiheit  auf  dem  Contment 
in  der  rechtlichen  Stellung  der  Beamten,  m  dem  Orga- 
nismus des  Amtsdieustes  ruht?    Sie  liegt  nie  und  nimmer 

in^  Beide  Momente  gehören  nothwendig  zusammen.    Die  aus- 
drückliche Sanktion  einer  Beamtenpliicht ,   S^^TV^^Corr^ 
„ungen  und  Anweisungen  unbefolgt  zu  lassen    findet  ihi  Con    at 
in  der  Befugniss  des  Parlaments,  jede  Verletzung  dieser  Pflicht 
auf  dem  Wege   Rechtens  zu   verfolgen.     Wenn   daher   d.e  v    - 
Mndeten  Regierungen   in    dem   der  Reichstagssession  lSb7      or- 
glgten  Geselentwm-fe  über  die  Verwaltung  des  ^-d-schulden- 
':esfns  durch  |.  7  desselben,  Stenogr^Ber^cMe  u^  ä.eRe^ 
taasverhandlvngen,  I.  Legislatur penode,  Session  m,  Aktenstuck 
NrZl  jene  e'ste  Amtspflicht  für  die  Bundesschuldenverwaltung 
in  gewissem  Umfange  nach  dem  Vorgange  des  preussischen  Gesetzes 
vom  -M    Februar  1S5..  einführen  wollten,   so  ist  es  geradezu  un- 
verstandlich, warum  sie  mit  so  grosser  Energie  das  auf  die  par- 
Lmtlrische  .Geltendmachung  dieser  Pflicht  abzielende  Amen- 
dement des  Reichstags  bekämpiten. 
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in  der  Erweiterung-  der  parlamentarischen  Rechte,  die  ja 
schliesslich  nur  eine  neue  und  zwar  die  unerträglichste 
Form  einer  "Willkürherrschaft  etabliren  müsste.  Sie  liegt 
nicht  in  constitutionellen  Codificationen  und  der  Aus- 
schüttung von  politischen  Grundrechten.  Wie  thöricht, 
der  Bundesverfassung  es  vorzuv^-erfen,  dass  sie  politische 
Urrechte  dem  Bundesbürger  nicht  gewähre  I  Als  wenn 
wir  es  nicht  von  der  preussischen  Verfassungsurkunde  her 
wüssten,  wie  auch  der  reichhaltigste  Katechismus  derselben 
nichts  anders  zu  bieten  vermag,  als  eine  Reihe  theils  tri- 
vialer, theils  äusserst  interpretationsfähiger  Sätze,  ein 
blosses  Programm,  welches  Regierung,  Stände,  Behörden, 
Einzelne  nach  Belieben  für  sich  auslegen,  ein  Jeder  na- 
türlich mit  der  Prätension  allein  die  Wahrheit  zu  be- 
sitzen ,  während  die  Wahrheit  doch  nur  immer  bei  Gott 
im  Himmel  ist.  Aber  ebensowenig  wie  durch  Grund- 
rechte würde  für  die  politische  Freiheit  in  dem  deutschen 
Bundesstaate  durch  Begründung  einer  juristischen  Ver- 
antwortlichkeit des  Bundeskanzlers  allein  etwas  gewonnen 
sein.  Denn  war  es  auch  eine  wolbegründete  Erwägung, 
welche  die  preussische  Regierung  davon  abhielt,  den- 
Souveränen  des  Bundesstaates  die  Unterwerfung  unter 
die  politische  Initiative  eines  berliner  Bundescabinets 
zuzumuthen ,  welche  die  Veranlassung  gab ,  eine  einzige 
Person  zum  obersten  Beamten  der  bei  der  Gesanimtheit 
der  Fürsten  concentrirten  Bundesgewalt  zu  machen:  so 
würde  es  doch  eine  Absurdität  sein,  dieser  einzigen  Per- 
son die  rechtliche  Verantwortung  für  alles  das  aufzu- 
bürden ,  was  in  den  verschiedenen  Departements  der 
Bundesregierung  geschieht.  Vielmehr  ist  es  gerade  dieser 
Umstand ,  dass  die  Bundesregierung  von  einem  einzigen 
Beamten  büreaumässig  geführt  wird,  der  die  Xothwendig- 
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keit  an  den  Tag  legt  ^^^  auch  die  ihm  untergebenen  Or- 
gane des  Bundesdienstes  einer  eigenen  und  selbstcändigen 
Verantwortlichkeit  für  ihre  Amtshandlungen  zu  unter- 
werfen. 

Wie  nun  aber  soll  diese  Nothwendigkeit,  in  der  die 
politische  Zukunft  unseres  Vaterlandes  ruht,  verwirklicht 
werden?  Welchen  rechtlichen  Ausdruck  soll  das  Prin- 
cip,  dass  alle  Behörden  die  Gesetzlichkeit  ihrer  Amts- 
handlungen selbständig  zu  vertreten  verpflichtet  sind, 
erhalten?  Unmöglich  kann  dasselbe  auf  die  Beamten  des 
Bundes  beschränkt  bleiben ,  auch  die  Landesbeamten 
müssen  ihm  unterstellt  werden ,  soweit  sie  mit  Anwen- 
dung bundesrechtlicher  Normen  betraut  sind.  Wie  lassen 
sich  aber  die  Gefahren  einer  solchen  Doppelstellung  be- 
seitigen? Und  weiter,  ist  jenes  Princip  denn  überhaupt 
mit  der  gegenwärtigen  Amtsorganisation  der  deutschen 
Staaten  vereinbar?  Bedingt  es  nicht  die  Ersetzung  der 
Collegialverfassung  durch  das  Büreausystem,  bedingt  es 
nicht  eine  freiere  Gestaltung  der  Amtsentlassung,  als 
gegenwärtig  für  zulässig  erklärt  wird?  Dass  ferner  die 
Einführung  einer  unbedingten  Beamtenverantwortlichkeit 


'"3  Ein  Beweis,  wie  sehr  diese  Nothwendigkeit  an  mass- 
gebender Stelle  empfunden  wird,  liegt  darin,  dass  man  es  nicht 
für  angemessen  erachtet,  militärische  Präsidialverordnungen  allein 
durch  den  Bundeskanzler  contrasigniren  zu  lassen,  dass  man 
vielmehr  damit  auch  eine  Gegenzeichnung  des  preussischen  Kriegs- 
ministers cumulirt.  Dies  ist  freilich  ein  incorrectes  und  ver- 
wirrendes Verfahren,  vgl.  oben  Nr.  55.  Der  preussische  Kriegs- 
minister, auch  wenn  er  durch  den  Bundesfeldherru  mit  der 
Bearbeitung  von  Bundesangelegenheiten  betraut  wird,  ist  so 
wenig  Bundesbeamter  wie  der  kgl.  sächsische  und  der  grossherzogl. 
hessische. 
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gewisser  Garantieen  und  Beschränkungen  bedarf,  liegt 
auf  der  Hand.  Denn  die  bei  weitem  selbständigere  und 
würdigere  Stellung,  welche  der  Beamte  durch  die  ihm 
auferlegte  Verantwortlichkeit  im  Gegensatze  zur  gegen- 
wärtigen Auffassung  des  öffentlichen  Dienstes  erhält,  darf 
nicht  zu  Vernichtung  der  Beamtendisciplin  führen;  und 
nur  die  Parteiverblenduug  kann  es  leugnen,  dass  der 
bloss  verfassungsmässige  Gehorsam  eine  Anwendung  auf 
die  bewaffnete  Macht  nur  in  begrenzter  Weise,  nur  in 
Verwaltungsangelegenheiten,  zulässt;  der  Heereskörper 
selbst  rauss  eine  Maschine  in  der  Hand  des  Feldherrn 
sein.  Vor  Allem  aber,  wie  ist  das  rechtliche  Verfahren, 
welches  doch  allein  eine  Beamtenverantwortlichkeit  zu 
erzwingen  vermag,  zu  gestalten?  Als  Gerichtshof  möchte 
sich  das  auch  in  unserem  Bundesstaate  nicht  zu  um- 
gehende Bundesgericht  leicht  darbieten ;  aber  wie  das 
civil-  und  vornehmlich  das  Criminal verfahren  zu  gestalten 
sei,  ist  um  so  zweifelhafter,  als  die  politische  Theorie 
imd  Erfahrung  hier  brauchbare  Analogieen  nur  in  ge- 
ringem Masse  darbietet.  Mich  dünkt  es  allzu  vermessen, 
dieser  Fluth  aufsteigender  Fragen ,  deren  Lösung  die 
Aufgabe  von  Generationen  sein  wird ,  hier  mit  kecker 
Formulirung  mich  zu  erwehren.  Aber  ein  Trost  beseelt 
mich  und  zugleich  eine  frohe  Holfnung.  Das  was  ich 
hier  anzudeuten  versuchte,  es  ist  das  Ziel,  welches  unser 
rastlos  drängendes  Geschlecht  in  immer  festerer  For- 
mung, in  immer  bewussterem  Streben  zu  gestalten  be- 
ginnt. Von  Tag  zu  Tag  mehren  sich  die  Zeichen,  dass 
unsere  Zeit  den  Punkt  erkannt  hat,  wo  zum  Heile  des 
Vaterlandes  die  politische  Arbeit  einzusetzen  hat;  keins 
aber  ist  untrüglicher  als  die  immer  weitere  Kreise  durch- 
dringende   Ueberzeugung     von     der    Unhaltbarkeit    des 
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derzeitigen  preussischen  Verwaltungsorganismus.  Erst  die 
Gegenwart  hat  das  inhaltschwere  Wort  Niebuhr's  ^^* 
zu  verstehen  gelernt,  dass  die  Freiheit  ungleich  mehr  auf 
der  Verwaltung  als  auf  der  Verfassung  beruht. 


104    Vorrede   zu  des   Freiherm  v.  Vincke  Darstelhmg  der 
Innern  Verwaltung  Grossbritanniens. 


Leipzig, ^^i3l^_yon  C.  P.  Melzer. 
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